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Geschichtliche Darstellung des sechsten Landtages der
Provinzial-Stände des Königreichs Preußen, nebst den

wesentlichsten Resultaten der Landtags
Verhandinngen.

>Veine Majestät der König hatten den Provinzen des Königreichs Preußen den sechsten
Provinzial-Landtag allergnadigst zu bewilligen und zu bestimmen geruhet, daß derselbe den
19ten Februar 1837 in Königsberg eröffnet werden solle.

Seine Königliche Majestät hatten ferner zum Königlichen Commissarius den Ober-Prä-
sidenten des Königreichs Preußen, den Königlichen Wirklichen Geheimen Rath Herrn von Schön
Enellenz, zum Landtags-Marschall den Landhofmeister des Königreichs Preußen Herrn Gra-
fen von Dönhoff Excellenz auf Friedrichstein, so wie zum Stellvertreter desselben den Herrn
General-Landschaftsrath von Auerswald auf Weßlienen ernannt, und die Einberufung der
Abgeordneten der Provinzen befohlen.

Die Landtags-Abgeordneten waren demnach in der gesetzlichen Art zusammenberufen
und es hatten sich die in der Beilage ^V. benannten Abgeordneten persönlich eingefunden.

Diese Abgeordneten versammelten sich nach angehörtem Gottesdienst in der Königlichen
Schloßkirche und der römisch katholischen Pfarrkirche, in dem Zu ihren Berathungen bestimm-
ten, in dem Ostpreußischen Landschafts-Hause zu diesem Zwecke eingerichteten S a a l , und
der Herr Landtags-Marschall ernannte sofort eine ständische Deputation um den Königlichen
Commissarius zur Eröffnung des Landtages einzuholen.

Um 12 Uhr Mittags eröffnete der Königliche Commissarius den sechsten Landtag der Pro-
vinzial-Stande des Königreichs Preußen mittelst feierlicher Rede, indem derselbe im Namen
Seiner Majestät des Königs den Landtags - Marschall und dessen Stellvertreter in ihre Würden
einführte und denen Abgeordneten freie Rede und Stimme in den Grenzen des Gesetzes und des
Gewissens gestattete, zugleich aber auch dem Herrn Landtags-Marschall das Allerhöchste
Cabinets-Schreiben vom I2ten Februar 1837 mit denen von Seiner Majestät dem Könige
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dem Provinzial-Landtage zur Begutachtung überwiesenen Allerhöchsten Propositionen überreichte
und die von dem Königlichen Staats-Ministerio entworfene Uebersicht der Lage, in welcher
sich die durch die früheren Landtags-Abschiede für die Preußischen Provinzial-Stande noch
nicht erledigten Gegenstände befinden, mittheilte. Diese Uebersicht ist in der Beilage N.
aufgenommen.

Der Herr Landtags - Marschall erwiederte die Rede des Königlichen Commiffarius, worauf
der Letztere, begleitet von der ständischen Deputation, die ihn eingeholt hatte, den Sitzungs-
Saal verließ.

Der Herr Landtags-Marschall leitete nunmehr den eröffneten sechsten Provinzial-Landtag
mit dem Antrage ein, mittelst einer unterthänigsten Denkschrift Seiner Majestät dem Könige
den allerehrerbietigsten Dank abzustatten, für die abermalige gnädigste Bewilligung eines Pro-
vinzial-Landtages und in dieser Denkschrift die Gefühle der tiefsten Ehrfurcht, der unwandelba-
ren Treue und Unterthänigkeit der Provinzial-Stande auszudrücken. Der Antrag wurde von
der Versammlung einstimmig aufgenommen und es erschallte das lauteste Lebehoch für das

^ «^ <. Wohl Seiner Majestät und die längste Dauer der glorreichen Regierung unseres allergnä-
Denrschnft

vom 19. Febr. digsten Königs und Herrn.
o. 1. ^ . ^ allerunterthänigste Denkschrift ist von Seiner Majestät dem Könige gnädig auf-

genommen und es ist folgendes Allerhöchste Cabinets - Schreiben denen Ständen annoch
während der Dauer des Landtages zugegangen:

„Aus dem durch den Landtags-Commissarius M i r eingesendeten Denkschreiben der
Provinzialständischen Abgeordneten vom 19ten v. M . habe Ich die Eröffnung
des Landtages ersehen und die Versicherung ihrer treuen und anhänglichen Gesinnun-
gen mit besonderer Zufriedenheit und in dem Vertrauen empfangen, daß dieselben
unter Ihrer Leitung auch auf diesem Landtage Meinen landesväterlichen Absich-
ten pfiichtmäßig entgegen kommen und in redlicher Erfüllung ihres Zwecks alle
ihre Verathungen und Beschlüsse nur auf das Beste des Landes zu richten ernst-
lich bemüht sein werden, wogegen Ich sie Meines fortdauernden Wohlwollens
gern versichere.

Berl in, den 7ten März 1837.

Friedrich Wilhelm.
An

den Landhofmeister Grafen von Dönhoff
in Königsberg in Pr.

Die Arbeiten des sechsten Provinzial «Landtages betrafen



die von Seiner Majestät dem Könige dem Provinzial-Landtage zur Berathung und
Begutachtung Allergnädigst vorgelegten Allerhöchsten Propositionen

und
die Prüfung der dem Provinzial-Landtage eingereichten Eingaben und einzelnen Antrage.

»st« Haupt-Abschnitt.
Die von Seiner Majestät dem Könige dem Provinzial-Landtage zur Berathung und

Begutachtung zugefertigten Allerhöchsten Propositionen betreffend.

1 . Mittelst Allerhöchster Cabinets-Ordre vom 12ten Februar c. ist den Provinzial-Stän- sch
den zu erkennen gegeben, wie das Bedürfniß es erheische, daß außer dem in dem westlichen Denkschrift
Theil der Provinz bereits bestehenden Taubstummen-Institut in Marienburg, noch eine Zweite Mä
Taubstummen-Schule für Katholiken bei dem Seminar in Graudenz eröffnet werden müsse,
weil die in den Seminarieu sich vorbereitenden Schul-Amts-Candidaten katholischer Eon-
fession, nicht die Gelegenheit haben, sich die Fähigkeit zu erwerben Taubstumme zu Unterrich-
ten, demnächst aber auch, weil die Trennung der evangelischen Glaubensgenossen von denen
der katholischen Religion für nothwendig erachtet werde.

Die Provinzial-. Stände haben auf dieses Allerhöchste Ansinnen aus nachstehenden Grün-
den nicht eingehen können.

Von dem Grundsatze ausgehend, daß so lange Taubstumme sich nicht mit andern ver-
ständigen, sich erklären und vollständige Begriffe aneignen können, sie auch für den Religions-
Unterricht nicht empfanglich sind, habe man bei ihrer Aufnahme in das Taubstummen-Institut
zu Marienburg die Confessions-Verhältnisse nicht beachtet, und katholische, evangelische und
mennonitische Zöglinge leben in friedlicher Verbrüderung miteinander.

Dadurch daß den Seminaristen hinlängliche Gelegenheit gegeben ist, sich in Marien-
burg mit dem Taubstummen-Unterricht vertraut zu machen, dürfte auch für das Bedürfniß
hinlänglich gesorgt sein, diesen nach und nach auf die Elementar - Schulen der Provinz
auszudehnen.

Die Zahl der Seminaristen, welche sich zu Taubstummen-Lehrer ausbilden wollen, darf
nur geringe sein und es könnten unbezweifelt die zu diesem Behuf geeigneten Schul-Amts-
Präparanden aus Graudenz der Taubstummen-Anstalt in Marienburg hinzutreten, wodurch
noch der Vortheil erwachsen würde, nicht nur, daß die katholischen Taubstummen den ersten
Neligions-Unterricht ihrer Confession durch dieselben empfangen könnten, sondern auch, daß
das schöne Band immer mehr verstärkt würde, welches die Bekenner verschiedener Glaubens-
Meinungen des gemeinsamen Vaterlandes schon lange von der Wiege an seegensreich um-
schlingt und de,» Keim jedes feindseligen Separatismus unterdrückt.
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Ueberdem aber wäre der Westpreußische Land-Armen-Fond so erschöpft, daß er kaum
die nothdürftigsten laufenden Ausgaben, geschweige denn neue und außergewöhnliche Ausgaben zu
bestreiten vermöge.

Eine neue so bedeutende Erhöhung der Land-Armen-Beitrage, als die Errichtung einer
Taubstummen-Anstalt in Graudenz erfordern würde, halten sich die Provinzial - Stände zu
beantragen nicht ermächtigt, vielmehr haben sie die allerunterthänigsie Bitte gestellt:

Seine Majestät der König wolle geruhen allerhuldreichst von Einrichtung einer zweiten
Taubstummen-Ansialt für Katholiken bei dem Seminare zu Graudenz abzustehen.

Gewerbe» 2. M i t der tiefsten Dankbarkeit haben die Provinzial-Stände in dem Entwurf eines
?/tz. ^allgemeinen Gewerbe-Polizei-Gesetzes einen neuen Beweis der unermüdlichen Fürsorge ikres

Denkschrift erhabenen Monarchen anerkannt.
^ Von der Wohlthätigkeit, ja von der Notwendigkeit eines für die ganze Monarchie gülti-

gen Gewerbe-Polizei-Gesetzes überzeugt, huldigen sie dem Grundsatze, daß ein für die ganze
Monarchie gültiges Gewerbe-Polizei-Gesetz nur alsdann wahrhaft wohlthätig und belebend auf
gewerbliche Verhältnisse einwirken könne, wenn dasselbe die möglichst freie und ungehinderte
Entwickelung aller gewerblichen Kräfte, schützt und fördert und hiernach bei vollkommener Freiheit
jedes Einzelnen ein gewähltes Gewerbe zu betreiben, die Vereinigung gewerblicher Kräfte zu ge-
meinsamen Zwecken in so weit begünstigt, als dies ohne Beeinträchtigung solcher Rechte gesche-
hen kann, welche jeder Staatsbürger beanspruchen darf; wenn ferner zur Aufrechthaltung und
Bewahrung einer Gesetzlichkeit, ohne welche wahre Freiheit auch in Gewerben nicht bestehen
kann, die Verhältnisse der Gewerbtreibmden zu ihren Untergebenen in so weit geordnet werden,
als dies im Sinne einer löblichen, von jeder Willkühr entfernten Zucht, gewünscht werden
muß.

Von dksem Gesichtspunkte ausgehend haben die Provinzial-Stände bei genauer Prüfung
des Gesetz-,Entwurfes in dessen einzelnen Satzungen nur in so weit Gelegenheit gefunden> Ab-
änderungen und Erläuterungen desselben zu wünschen, als von jenen Grundsätzen anscheinend
abgewichen, oder bei materiellen Bestimmungen einzelne Gegenstände des Gewerbe-Verkehrs,
dem Inhal t des Gesetz-Entwurfes ohne erkennbare Gründe unterworfen oder entzogen sind.

Die Provinzial-Stände haben daher mittelst vollgültigen Beschlusses den GeseI-Ent-
wurf angenommen und die von ihnen vollständig motivjrten Bemerkungen gegen den Gesetz-
Entwurf surd vorzüglich folgende gewesen. ,.. .,.,..,,

B e i § . 4 . Die Provinzial-Stände haben sich zwar nicht eidreistet auf die Weglassung
dieses §. anzutragen, aber den innigsten Wunsch ausgesprochen, .daß bei Emanirung des Ge-
setzes für die Auftechthaltung irgend eines Regales oder Monopols keim Grund mehr vorhanden
sein möge, indem ein die Gewerbe-Freiheit beschränkendes Regal oder Monopol des Staats



in der Allgemeinheit wohl größere Nachtheile in dem Gewerbsverkehr mit sich führen dürfte, als
irgend ein anderes E.rclusiv-Recht.

Die Provinzial-Stände haben ferner zu bemerken sich erlaubt, daß das in den M o -
tiven besonders erwähnte Post-Regal und Sa lz -Monopo l und die aus denselben entsprin-
genden Beschränkungen des Fuhrmanns-Gewerbes und des Salzhandels keinesweges zu den
unschädlichsten gehören, daß vielmehr das Post-Regal wegen der dem Fuhrmanns - Gewerbe
und dem freien Transport-Verkehr jeder Art dadurch auserlegten Beschränkungen sehr nachtheilig
auf den gewerblichen Verkehr wirke, das Salz-Monopol aber, aus denen von dem 5ten Preu-
ßischen Provinzial-Landtage mittelst Denkschrift vom 20. Februar 1834 entwickelten Gründen
hemmender und drückender sich zeige, als irgend eine andere Beschränkung dieser Art.

B e i §. 7. ist der Wunsch ausgesprochen worden, daß die in demselben erwähnte Ent-
schädigungs-Ordnung, gleichzeitig mit dem Gewerbe-Polizei-Gesetz publicirt werden möge.

B e i §. 11. ist angetragen am Schlüsse des §. die Worte:
unbeschadet der Real-Berechtigungen

hinzuzufügen.
B e i §. 17. ist auf folgende Fassung des §. angetragen:

wird der beabsichtigte Gewerbebetrieb unzulässig befunden, so sind dem Meldendell die
Gründe der Unzulässigkeit speciell zu eröffnen; wenn jedoch dieselben in seiner Persönlichkeit
liegen, so darf dies nur auf den ausdrücklichen Antrag des Meldenden geschehen und letz-
terer weder eine formelle Erweisung der Gründe zu fordern noch eine Injurien-Klage auf
dieselbe zu gründen berechtigt sein.

Bei §. 24 ' ist der Zusatz beantragt worden:
aus besondern Gründen durch die Oberpräsidenten der Provinz von dieser Bedingung (un-
beschränkte Dispositions-Fähigkeit) dispensirt werden könne.

B e i §. 242 wird die Abänderung des letzten Theiles dieses Satzes in der Art ge-
wünscht:

oder die ihm bis dahin obgelegenen Mil i tair-Pfl ichten nicht versäumt"zu haben, nach-

weiset.
B e i tz. 27. haben die Provinzial-Stände angetragen:

daß da wo die Städte-Ordnung vom I9ten November 1808 Geltung habe und nach
§. 50. derselben näher bestimmt ist, welche Gewerbe das Bürgerrecht voraussetzen, die
Bestimmung des §. 42. dieser Städte-Ordnung wegen Erwerbung des Bürgerrechts, auf-
recht erhalten werden möge.

B e i §. 32. ist folgende Fassung des zweiten Absatzes des §. erbeten worden:



diese Behörden haben die Massigkeit der Anlage, wegen der daraus für den Besitzer und
Bewohner des benachbarten Grundstücks, oder für das Publikum überhaupt zu besorgenden
Nachtheile, Gefahren oder erheblichen Belästigungen zu prüfen. Bei Anlagen welche eine
Entziehung des Wassers oder des Windes oder eine, andern gewerblichen Anlagen oder
Grundstücken nachtheilige Stauung des Wassers, oder irgend eine sonstige Verletzung von
Privatrechten veranlassen können, haben sie das Vorhaben erforderlichen Falls lc. :c.

B e i §. 35. ist mit Berücksichtigung auf die zu §. 32. erbetene Abänderung angetragen,
den ersten Absatz des §. in folgender Art zu fassen:

diese Einwendungen sind lediglich nach den allgemeinen Gesetzen zu beurtheilen.
B e i §. 42. ist gebeten worden:

die daselbst bestimmte Frist von vier Wochen auf drei Monate zu verlängern.
B e i §. 53. in Berücksichtigung der Schifffahrt auf den Haffen in der Provinz Preußen

und den großen Strömen, ist der Wunsch ausgesprochen:
nach dem Worte See-Lootsen, annoch einzuschalten:

Binnen-Lootsen, Schiffer auf Strömen, in so weit die Strom-Ordnungen dies
bestimmen.

B e i §. 63. ist um die ganzliche Weglassung dieses §. gebeten worden und somit, daß die
im Gesetz vom 2Nsten Oktober 1810 bewilligte Freiheit vom Mahlzwange und zur Anlage von
Mühlen, auf die ganze Monarchie ausgedehnt werden möge.

B e i §. 64. ist angetragen worden:
daß die wegen Vefugniß zur Anlegung öffentlicher Fähr - Anstalten bestehenden Vorschriften
aufgehoben werden mögen.

B e i §. 65. wird die Hoffnung ausgesprochen:
daß die über das Abdeckerei-Wesen zu emanirenden Gesetze nächstens publicirt werden
dürften und um deshalb ist gebeten worden:

die Worte des zweiten Absatzes „ i n welchen jeder Eigenthümer befugt ist" aufzuhe-
ben und an deren Stelle die Worte zu setzen:.

in welchen Eigenthümer befugt ist.
B e i §. 66. ist beantragt worden, die Kehr-Bezirke der Schornsteinfeger, wo sie noch

bestehen, aufzuheben.
B e i ß . 67. ist gewünscht worden, die Worte:

kaufmännische Schiffs-Makler
durch die vollständige Bezeichnung:

kaufmannische Schi f fs- , Wechsel- und Maaren - Mäkler und Commissionaire,
ergänzen zu lassen.

B e i



B e i §. 68. ist auf die Weglassung des Schlusses:
so wie :c.

angetragen.
B e i §. 70. Die Provinzial - Stände sind der unvorgreifiichen Meinung gewesen, daß

der Zweck, welcher durch die Erhaltung und Beförderung von gewerblichen Vereinen
erreicht werden solle, nur durch freie, weder einem Zwangsrecht, noch einer Zwangs,
Verpflichtung unterworfene Vereine erreicht werden könne. Aus diesem Gesichts-
punkte haben sie den T i t . 3. des Entwurfs eines allgemeinen Gewerbe-Polizeigesetzes
begutachtet, und

bei §. 72. gebeten:
das Wort „müssen" am Schlüsse des §> »n „dü r f en " zu verwandeln.

B e i §. 74. ist angetragen worden, die Worte:
die Berichtigung der etwa vorhandenen Schulden sicher gestellt und die Auflösung von der
provinzial-Regierung genehmigt wird,

in die Fassung umzuändern:
und die sicher gestellte Berichtigung der vorhandenen Schulden der Provinzial-Regierung
nachgewiesen wird.

B e i §. 76. ist gebeten worden: die Bestimmung über das Privat-Vermögen bei der
Auflösung eines gewerblichen Vereins, der Beschlußnahme der Betheiligten zu überlassen.

B e i §. 77. haben die Provinzial-Stände den Wunsch ausgedrückt: daß die Berechtigung
freie Vereine zu bilden, nicht auf die Städte und die Gewerbsgenossen eines Orts beschränkt
werden möge, sie haben daher gebeten:

die im Eingange des §. befindlichen Worte „an einen und denselben O r t " gänzlich weg-
zulassen.

B e i §. 78. haben die Provinzial «Stände angetragen: '
bei No. 1 . nach den Worten „betragen" die Worte:

die zu ihnen gehörigen
bei No. 2. nach dem Worte „Qualif ikation" die Worte:

der zu ihnen gehörigen Gehülfen
einzuschalten und bei No. 3. und 4. statt des Wortes „Gewerbe-Genossen" überall das
Wort „Vereins-Genossen" zu gebrauchen.

B e i §. 82. ist gebeten worden, nach den Worten: ohne welchen ein selbststandiger
Gewerbs-Betrieb nicht zulässig ist, die Worte:

in der Stadt
einzuschalten.

2
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B e i §. 88. ist angetragen, am Schlüsse die Worte hinzuzufügen,
unbeschadet der in der bestehenden Verfassung etwa entgegenstehenden Bestimmungen.

B e i §. 93 und 94. ist um die Weglassung dieser §§. gebeten worden.
B e i §. 101. haben die Provinzial-Stände es für benachtheiligend die Interessen der

außerhalb dem Vereine lebenden Gewerbtreibenden gehalten, wenn letztere bei Streitigkeiten der
Elfteren mit ihren Gehülfen, sei es auch mit Vorbehalt eines Recurses, entscheiden dürfen, sie
haben daher um Abänderung des §. gebeten und zwar die Weglassung desselben von den Wor-
ten: sind da, wo für das Gewerbe u. s. w. Dagegen aber folgende abändernde Fassung vor-
geschlagen:

sind in Betreff der Vereinsgenossen von den Vorstehern derselben unter Vorsitz des M i t -
gliedes der Communal-Behörde, mit Vorbehalt des Recurses an Letztere, zu entscheiden.
I n andern Fallen gehören diese Streitigkeiten vor die Polizei-Behörden oder Polizei-
Gerichte, wenn nicht für diese Angelegenheit besondere Behörden, Fabrik-Gerichte :c. :c.

. bestehen, oder die Streitenden die Entscheidung der Vorsteher eines Vereins selbst nach-
suchen.

B e i F. 103. ist gewünscht worden: jugendliche Sträflinge mit einsamem Gefangniß zu
bestrafen und die Worte:

außer an Sonn- und Festtagen
in diesem §. wegzulassen.

B e i §. 106.' ist angetragen: denen Gesellen eine Theilnahme an der Verwaltung ihrer
Kasse zu gestatten und daher nach den Worten „Orts-Communal-Behörde" die Worte ein-
zuschalten :

unter Zuziehung der Abgeordneten der Gesellen.

B e i §. 107. ist vorgeschlagen worden: nur solchen Personen Concessionen zu Haltung
von Gesellen-Herbergen zu ertheilen, welche nicht Gastwirthe sind.

B e i §. 109. wird die gänzliche Weglassung des §. gewünscht.

Bei §. 116. ist beantragt worden: die Worte „ i n keinem F a l l " aufzuheben und in deren
Stelle zu setzen:

nur da wo die Statuten der betreffenden Vereine oder Kassen der Gesellen und Gehülfen

dies gestatten.

B e i §. 118. ist die Fassung dieses §. in folgender Art erbeten:
I m ersten Fall erfolgt die Aufnahme eines Lehrlings bei einem zu einem Vereine gehörigen
Lehrherrn von diesem Vereine, wenn der Lehrherr aber zu keinem Vereine gehört, vor der
Communal-Behörde ;c . '



B e i §. 119. ist gewünscht worden, daß die Worte wegbleiben dürfen:
sich auch schriftlich in seiner Muttersprache verständlich auszudrücken.

B e i §. 126. wird um die Weglassung der Worte gebeten:
wo ein solcher nicht vorhanden.

Bei §. 131. ist nachstehende Fassung des §. vorgeschlagen worden:
für die Mitwirkung bei der Aufnahme und Entlassung der Lehrlinge dürfen die Com-
munal-Behörden, außer dem Ersatz der baaren Auslagen an Stempel, Copialien und
Diäten der zuzuziehenden Sachverständigen, maßige Gebühren zur Communal - Casse
erheben.

B e i §. 142. ist um die Weglassung der Worte „nach einiger Ze i t " und des ganzen
letzten Satzes „ n u r aus sehr erheblichen Gründen darf diese Erlaubniß auf langer als
drei Jahre ertheilt werden" gebeten worden.

B e i §. 158l. ist angetragen: daß es genehmigt werde, alle Arten von Vieh auf Wochen-
Märkten verkaufen zu dürfen.

B e i §. 161. haben die Stande gebeten, die Worte: „nach der Wahl der Ortspolizei-
Behörde, entweder die Confiskation oder" wegzulassen, und den letzten Absatz dieses §.
in folgender Fassung aufzunehmen:

Käufer und Verkäufer sind dafür jeder zur Hälfte, ohne solidarische Verpflich-
tung, verhaftet.

B e i §. 171. wird die Weglassung dieses §. gewünscht.
B e i §. 174. ist um die Weglassung der Worte gebeten, die sich auf Schornsteinfeger

beziehen, und nach den Worten „Ortspolizei-Behörde" die Worte:
mit Zuziehung der Communal-Behörde

einzuschalten.
B e i F. 175. ist um die Weglassung des §. gebeten worden.

3. Durch den mittelst Allerhöchsten Propositions-Dekrets vom 12ten Februar d. I . Thei lnah.
den Provinzial-Ständen zugefertigten Entwurf zum Gesetz, wegen näherer Bestimmung der ?er G ^
den Mitgliedern der Land- und Stadtgemeinden an den ländlichen Grundstücken und Grund-^
gerechtigkeiten derselben zuständigen Rechte, ist die Frage, in wie fern die von den M i t - l ä n d l i c h e n
gliedern der Gemeinden gemeinschaftlich benutzten Grundstücke und gemeinschaftlich ausgeüb- ken.
ten Nutzungsrechte an landlichen Grundstücken für Gemeinde- oder Privat - Eigenthum zu ^ " ?
halten sind, auf eine höchst genügende Art beantwortet, und es wird daher durch dieselbe 1827. No.
eine fühlbar gewesene Lücke in der Gesetzgebung ausgefüllt werden, so daß die, durch Ab-
fassung dieses Gesetzes dem Lande erwiesene Wohlthat, nicht dankbar genug anerkannt
werden kann.

2 «
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Die Provinzial-Stände haben sich daher mittelst vollgültigen Beschlusses für die An-
nahme des Gesetzes in der vorgelegten Fassung erklärt und nur gebeten, noch darüber
zu bestimmen:

welche Vorschriften bei den Gemeinden zur Anwendung kommen sollen, welche entwe-
der von der städtischen Qualität zur ländlichen, oder umgekehrt von der ländlichen zur
städtischen Qualität übergehen.

I n dieser Beziehung haben die Provinzial-Stände sich den Vorschlag erlaubt, zum
§. 15. folgenden Zusatz aufzunehmen:

ob auf eine Gemeinde die rücksichtlich der Stadtgemeinden, (Z . 2—12.) oder die
rücksi'chtlich der ländlichen Gemeinden f § . 13—15. ) aufgestellten Bestimmungen dieses
Gesetzes anzuwenden sind, darüber entscheidet die Qualität, welche solche zur Zeit vor
dessen Publikation gehabt hat.

Befestigung 4. Ehrfurchtsvoll haben die Provinzial-Stande die Allerhöchste Proposition vom
Sandschel- 12ten Februar d. I . empfangen, mit welcher ihnen der früher erbetene Entwurf zur Ver-

^"' ordnung wegen Befestigung der Sandschellen und Abwendung der Versandungen im Binnen-
vom Lande zur näheren Begutachtung überwiesen ist.

^ Die Klarheit und der Geist sorgfältiger Erwägung, welcher den Entwurf durch-
dringt, hat nur in wenigen Bemerkungen zu einzelnen §§. desselben den Beweis geben
können, daß die Provinzial-Stände mit Sorgfalt sich der Prüfung desselben unterzogen
haben, und die in Antrag gebrachten Zusätze und Abänderungen sind stets die Folge ein-
stimmiger oder vollgültiger Beschlüsse gewesen, so wie denn auch der Gesetz - Entwurf im
Allgemeinen mittelst eines vollgültigen Beschlusses angenommen ist.

Z u dem §. i . ist gebeten worden, im ersten Abschnitt dieses §. am Ende die Worte:
— sowohl — als nöthigen Falls von Amtswegen

wegzulassen, dagegen folgenden Zusatz zum §. zu genehmigen:
bevor jedoch diese Anordnungen ausgeführt werden, findet vorher eine Prüfung
der speziellen Verhältnisse der Betei l igten, durch eine von diesen aus praktischen
Landwirthen zu gleichen Theilen zu erwählende schiedsrichterliche Commission

^,- 's tat t , welche über die Nothwendigkeit und Nützlichkeit der erforderlichen Maaß-
- regeln mit genauer Erwägung aller dabei obwaltenden Umstände ihr Gutachten
" ' " abgiebt. Finden indeß die Vetheiligten sich nicht bewogen, sich dem schiedsrich-

, terlichen Ausspruche zu unterziehen, so finden die Bestimmungen der Königlichen
Regierung, immer vorbehaltlich der Berufung auf die Entscheidung der Gerichts-
Behörden in der gesetzlichen Frist, statt, dergestalt, daß die Entscheidung der Kö-
niglichen Regierung alsdann nur als ein Interimisticum Gültigkeit habe.
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I n der Hoffnung, daß der vorgeschlagene Zusatz Gewährung finden dürste, würde
desselben in den §§. 13. 14. und 21 . des Gesetz - Entwurfs zu erwähnen sein.

Zu dem § . 2 . ist gebeten worden: hinter den Worten „die Eigenthümer sowohl als die
Nutzungs-Berechtigten" können sich von dieser Verbindlichkeit nur dadurch befreien, daß sie
— die Worte hinzuzufügen: '

jedoch nur mit Genehmigung der eingetragenen Gläubiger.
Demnächst aber ist zu diesem §. der Zusatz beantragt:

weiset übrigens der Eigenthümcr nach, daß das zu deckende Land ihm eine Nutzung
gewähre, die durch die Deckung aufgehoben wird, so sind die Antragsteller zur Ent-
schädigung verpflichtet.

Zu §. 4. ist um folgende Fassung dieses §. gebeten worden:
wenn die Eigenthümer oder Nutzungs-Berechtigten auf ihre Eigenthums- oder Nutzungs-
rechte nicht verzichten und gleichwohl ihre Obliegenheiten für die Schutzzwecke nicht
erfüllen, so sollen sie dazu nach dem Befinden der Behörde durch Straf-Verfügungen
angehalten, wo diese nicht ausreichen, die bereits Schaden drohende Sandftäche sofort
den bei den Schutzmaaßregeln interessirenden Machbaren zur gemeinschaftlichen Nutzung
und zweckmäßigen Einrichtung überwiesen werden, so jedoch, daß im letzteren Falle
dem früheren Eigenthümer oder Nutzungs-Berechtigten die Zurücknahme nach näherer
Bestimmung des §. 2. vorbehalten bleibt.

Z u §. 5. wird gebeten, wie bei §. 2. die Rechte der Real-Gläubiger zu berücksichtigen.

Z u §. 22. ist folgende abändernde Fassung dieses §. gewünscht worden:
von der Entscheidung der Provinzial-Behörden findet der Recurs an das Ministerium
des Innern für Gewerbe-Angelegenheiten statt.

Zu K. 24. ist angetragen worden, hinter den Worten „bleibt es den Behörden" —
die Worte einzuschalten

und den Beteil igten.

5. Seine Majestät der König haben mittelst Allerhöchsten Erlasses vom I2ten Fe- Pensions
bruar d. I . zu befehlen geruhet, daß die Provinzial-Stande sich über die Zweckmäßigkeit gu^ng de'r
des von dem fünften Provinzial - Landtage der Provinz Brandenburg und des Marggraf-
thums Nieder-Lausitz auf Pensionirung der nach den Bestimmungen der Städte-Ordnung Denkschrift
vom I9ten November 1808 auf sechs Jahre gewählten Magistrats - Personen der mittler« ?
und kleinen Städte gerichteten Antrages, erklären sollen.

Die Provinzial - Stände haben diesem Allerhöchsten Befehl nachzukommen sich bemüht
und ihre unvorgreifliche Ansicht dahin ausgesprochen:
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i wie es zur Vermeidung der in der Denkschrift der Provinzial - Stände der Provinz
Brandenburg angeführten Uebelstände, wünschcnswerth erscheine, daß das im §. 141,
der Städte-Ordnung ausgesprochene Entschädigungs-Princip in Betreff der Bürgermei-
ster, auch auf den Fall ausgedehnt werde, wenn ein Bürgermeister, ohne eigene erweis-
liche Schuld, wegen nicht erfolgter neuer Erwählung seine Amtsführung fortzusetzen
verhindert werde. Daß aber diese Ausdehnung den möglichsten mit dem Zwecke ver-
einbaren Beschränkungen unterliegen müsse.

Die Provinzial-Stände haben daher mittelst vollgültigen Beschlusses angetragen:
den für sechs Jahre gewählten Bürgermeistern der mittler» und kleinen Städte eine
Pensions-Berechtigung und zwar unter folgenden näheren Bestimmungen beizulegen:

1 . die Pensionirung eines auf sechs Jahre gewählten Bürgermeisters möge nach
Verlauf seiner Amtsverwaltung nur in dem Falle eintreten, wenn derselbe aus Inva -
lidität oder wegen nicht erfolgter Wiedererwählung abgehen muß, niemals aber, wenn
derselbe sein Amt freiwillig aufgiebt;

2. der einem für sechs Jahre erwählten Bürgermeister gesetzlich zu gewahrende
Pensions - Satz möge betragen:

a. nach einer einmaligen sechsjährigen Verwaltung, den vierten Theil;
I,. nach einer zweimaligen sechsjährigen Verwaltung, den dritten Theil;
o. nach einer dreimaligen sechsjährigen Verwaltung, drei Achtel Theile;
ä. nach einer viermaligen sechsjährigen und öftern Verwaltung, die Hälfte des

jährlichen wirklichen Gehalts mit Ausschluß der Nebeneinkünfte.
3. Die Verpflichtung der Gemeinde zur Zahlung der Pension an einen für sechs

Jahre gewählten Bürgermeister möge nicht eintreten oder ruhen, sobald und so lange
derselbe aus Staats- oder Communal-Fonds, oder anderweitig, ein gesetzliches Ein-
kommen beziehe, welches dem Betrage der gesetzlichen Pension gleichkommt;

4. eine im Sinne der vorstehenden Anträge zu erlassende Allerhöchste Bestimmung
möge rückwirkende Kraft nicht erhalten.

Die Provinzial-Stände haben dagegen Bebenken getragen, den Anträgen der Pro-
vinzial-Stande der Provinz Brandenburg in Beziehung auf die Pensionirung der Kämmerer
i'l den kleinen Städten die auf sechs Jahre gewählt sind, in irgend einer Art beizutreten.

Kreisstän- ß. Die Provinzial - Stände haben sich der Allerhöchst anbefohlenen Begutachtung
Ä ^ n i t t e . ' des Gesetz-Entwurfs zu einer Verordnung über die Befugnisse der Kreisstände, Namens der
Denkschrift Kreis-Korporationen Ausgaben zu beschließen, pflichtschuldigst unterzogen, sie haben das

^ ! Gesetz im Allgemeinen mittelst eines vollgültigen Beschlusses angenommen und sich nur fol-
gende Bemerkungen und Anträge erlaubt:
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Bei der Überschrift des Gesetz-Entwurfes ist gewünscht worden:
daß das Wort Kreis-Korporation in Kreis-Eingesessene abgeändert werde.

Eine gleiche Abänderung würde alsdann im §. 1. stattfinden.

B e i §.3. ist gebeten worden, die Worte:
Bewilligungen zur Unterstützung hilfsbedürftiger Kreis-Eingesessenen bei Unglücksfallen,
so wie zur Abhilfe eines innerhalb des Kreises eingetretenen Nothstandes, sind hiebei
als das Interesse des ganzen Kreises anzusehen,

wegzulassen.

B e i § .4 . ist der Wunsch ausgesprochen:
daß die Gültigkeit eines Kreistags-Beschlusses nur von der Genehmigung der König-
lichen Regierung abhängig gemacht werde, gegen deren Entscheidung die Beschwerde
bei den Königlichen Ministerien anzubringen freistehen solle.

Endlich ist noch gebeten worden:
zwischen den §§. 3. und 4. einen neuen F. in folgender Fassung einzuschalten:

Beschlüsse eines Kreistages nach §. 3. sind nur gült ig, wenn dieselben mit ^ der
Stimmen gefaßt werden.

Wenn jedoch einer der drei Stände im Ganzen, gegen den Beschluß der Kreis-
Versammlung eine Protesiation anzubringen veranlaßt w i rd , so soll diese Protestation
nach §. 20. der Kreis-Ordnung vom 17ten März 1828 den Erfolg haben, daß kein
vollgültiger Kreistags-Beschluß gewonnen sei, sondern derselbe der vorgesetzten Behörde
zur Entscheidung vorgelegt werden muß.

7. Die Provinzial« Stände haben mit tiefgefühltem Dank anerkannt, daß Seine Wege-
Königliche Majestät Allergnädigst geruhet haben, ihren Bitten um Vorlegung eines Entwurfs Ordnung,
zu einer Wege-Ordnung, Gehör zu schenken und die ihnen gestattete Begutachtung des um-von/27. März
gearbeiteten Entwurfs einer allgemeinen Wege - Ordnung hat sie veranlaßt, diesen Gesetz- ^ ^ ' No. 5.
Entwurf einer speziellen und möglichst sorgfältigen Berathung zu unterwerfen.

S o sehr die Provinzial-Stände auch mit dem Inhalt desselben im Allgemeinen eil^
verstanden sind und so sehr sie im Ganzen die dabei zum Grunde liegenden Prinzipien als
richtig anerkennen müssen, und daher mittelst vollgültigen Beschlusses den Gesetz-Entwurf
angenommen haben, so haben sie doch einige Modifikationen und Abänderungen, sowohl
hinsichtlich des allgemeinen Gesetzes, als vorzüglich in provinzieller Beziehung, für angemessen
erachtet und sich erlaubt, ihre Ansichten mit den Gründen, die ihre Antrage geleitet haben,
in Unterthänigkeit darzulegen.



Die vorzüglichsten Abänderungen, die beantragt worden, sind folgende:
B e i §. 3. hat die Majorität um die gänzliche Weglassung dieses §. gebeten, wogegen

die Minorität sich für den §. in seiner Fassung erklärt hat.
B e i §. 7. ist um den Zusatz gebeten:

von den Nachbar-Wegen soll mit Zuziehung der angrenzenden Grundbesitzer und unter
Controlle der Kreis-Versammlung ein Verzeichniß aufgenommen werden. Diejenigen
Wege, welche weder in den Verzeichnissen von Landstraßen und Gemeinde-Wegen,
noch in dem Verzeichniß von Nachbar-Wegen sich befinden, sind als Privatwege zu
betrachten.

B e i §. 9. ist nach den Worten „Grund und Boden der Landstraßen" der Zusatz bean-
tragt worden:

in der gesetzlich erforderlichen Breite.
B e i §. I I . ist um die Weglassung der Worte gebeten worden:

wenn dies aber nicht thunlich ist, der Weg an den Rändern wenigstens 18 Zoll über
den gewöhnlichen höchsten Wasserstand erhöht.

B e i §. 13. ist gewünscht worden:

das Maximum der Ansteigung auf 20 Zoll statt auf 10 Zoll pro Ruthe
anzunehmen.

B e i §. 16. ist gebeten worden: die Entfernung der Bäume auf den Landstraßen auf
1W Fuß mit der Maaßgabe anzunehmen, daß die Bäume so gepflanzt werden müß-
ten, daß die der einen Reihe stets auf die Mitte der Distanz zwischen den beiden
nachsistehenden der andern Reihe treffen.

B e i §. 22. ist einstimmig angenommen worden: daß die Verpflichtung, die Wege-Bau-
materialien bis auf eine Entfernung von einer Meile herbeizuholen, eine zu große
Belästigung für die Betheiligten herbeiführen könne. I n dieser Beziehung hat die
Majorität sich für eine viertel Mei le , die Minorität dagegen für eine halbe Meile
entschieden.

Demnächst aber ist bei diesem §. noch gebeten, die Worte „ b i s sie können, zwei
Fuß hoch mit gut gemischter Erde bedeckt werden" wegzulassen und dieser Stelle des Ge-
setzes folgende Fassung zu geben:

Knüppel-Damme dürfen dagegen nicht angelegt und die vorhandenen müssen durch
einen zweckmäßigen Wegebau ersetzt werden.

Endlich aber hat die Majorität gewünscht, daß der letzte Passus des §. von den
Worten „ i n sehr sandigem Boden ic. b i s " allmälig zu beschütten und auszubessern" wegge-
lassen werden dürfe.

B e i



— 17 —

B e i §. 23. hat die Majorität der Versammlung sich für folgende Fassung des ersten
Satzes des §. entschieden:

Materialien, welche der Befestigung des Weges nach dessen besonderer Beschaf-
fenheit nachtheilig sind, dürfen nicht zur Ausbesserung, wohl aber zur Grund-
lage und Aufhöhung der Wege verwendet werden.

Die Minorität hat dagegen für nachstehende Fassung sich erklärt:
Materialien, welche der Befestigung des Weges nach dessen besonderer Beschaf-
fenheit nachtheilig sind und insonderheit der Auswurf aus den Seiten-Graben,
falls solches bei ihnen der Fall ist, dürfen weder zur Grundlage noch zur Auf-
höhung und Ausbesserung der Wege verwendet werden.

B e i §. 26. ist einstimmig die Fortlassung des Wortes „beständig" gewünscht worden.
B e i §. 27. ist angetragen, hinter den Worten: „ au f gebirgigem und felsigem Boden, wo

das Wasser nicht unter den Weg zu leiten i s t " , einzuschalten:
und wo die Behörde es sonst zulässig findet.

B e i §. 28. ist um gänzliche Weglassung dieses §. gebeten worden.
B e i §. 29. sind folgende Abänderungen gewünscht: hinter den Worten „daß weder Ge-

wölbe noch Balken-Lage" die Worte einzuschalten:
bei gewöhnlichem Wasserstande;

demnächst aber hinter den Worten: „die Anfahrten zu den Brücken" hinzuzufügen:
in soweit solche erforderlich sind;

und endlich, das Maximum der Ansteigung der Anfahrten von 6 Zoll auf 12 Zoll
zu erhöhen.

B e i §. 35. ist um folgende Fassung des §. gebeten:
jede Gemeinde hat innerhalb ihrer Feldfiur oder ihres Gemeinde-Bezirks, so wie jeder außer
dem Gemeinde-Verbände siehende Grundbesitzer innerhalb der Grenzen seines Grund-
stücks, sowohl die Verpflichtung die vorhandenen Gemeinde-Wege zu unterhalten, als
solche unter Aufsicht der Landespolizei-Behörde, welche zuvörderst die Kreisstände zu
vernehmen hat, zu verlegen oder neu anzulegen. Erfolgt aber eine neue Wege-Anlage
lediglich auf Anordnung der Landespolizei - Behörde, so werden die Besitzer für das
zum Wege genommene Terrain Seitens des Staats entschädigt.

B e i §. 37. ist die Allegirung des §. 47. gewünscht worden.
B e i §. 38. haben die Stände sich mittelst einfacher Stimmen-Mehrheit zuvörderst dafür

erklärt, daß bei der Verpflichtung zum Wegebau überhaupt nachbarliche Hilfe stattfinden
solle. Demnächst aber gleichfalls mit einfacher Stimmen-Mehrheit, daß die nachbar-
liche Hilfe sich nur auf die Instandsetzung der Wege, wie sie das vorliegende Gesetz

3



— 18 —

verlangt, beschränken dürfe. Endlich ist mittelst vollgültigen Beschlusses auf Abände-
rung der Worte: „d ie Landespolizei-Behörde nach Vernehmung der Kreis-Stände"
in die Worte angetragen worden:

die Kreis - Versammlung, gegen deren Entscheidung der Recurs an die Landes-
polizei-Behörde stattfindet.

B e i §. 40. ist gebeten worden, hinter den Worten: „und andere Vorrichtungen in sich"
hinzuzufügen:

doch bleiben die bisherigen Verpflichtungen des Fiskus für Material und Bau-
kosten unverändert;

so wie bei dem zweiten Abschnitt dieses §. die Worte: „ i n sofern nicht ein Anderer
zeither besonders dazu verpflichtet i s t " , in nachstehende Fassung abzuändern:

in sofern nicht Andere dazu berechtigt oder verpflichtet sind.
B e i §. 47. ist beantragt worden, den ersten Satz dieses §. in der Art zu fassen:

die zu den Gemeinde - Lasten verpflichteten Gemeinde - Glieder und Einwohner müssen
- u. s. w.
B e i §. 49. ist um die Weglassung der Worte:

„oder deren Vertreter"
gebeten worden.

B e i §. 53. haben die Stände für die Weglassung dieses §. sich erklärt.
B e i §. 57. ist der Wunsch ausgesprochen worden, dem §. folgenden Zusatz beizufügen:

jedoch darf den dabei Beteiligten dadurch keine neue Last aufgebürdet werden. Bei
gänzlicher Einziehung der Straße soll Grund und Boden den Adjacenten zufallen.

B e i §. 60. wird gebeten, nach den Worten: „anzulegen und zu unterhalten ha t "
hinzuzufügen:

auch bleiben die übrigen bisherigen Beitrags - Verpflichtungen des Fiskus un-
geändert.

B e i §. 61 . haben die Stände folgende neue Fassung dieses §. einstimmig gewünscht:
§. 61»-, wenn der Verkehr auf den nicht kunstmäßig gebauten Landstraßen und den
Gemeinde- und Nachbar-Wegen dutch Schnee oder andere plötzliche Natur-Ereig-
nisse gehemmt oder gefährdet w i rd , müssen die im §. 59. gedachten Gemeinden und
Grundbesitzer zur Herstellung derselben auf die Aufforderung der Kreispolizei-Behörden
unentgeldlich Hilfe leisten. I n Fällen, wo Gefahr im Verzüge ist, müssen die
Ortspolizei - Behörden, auf Requisition der Post- und Wege - Beamten, so wie
der Reisenden, sofort die zur Herstellung des Weges erforderlichen Anordnungen
treffen.



§. 61> Verschneit aber eine Chaussee dergestalt, daß die Passage nicht bloß
erschwert, sondern dergestalt unterbrochen wird, daß sie mit den gewöhnlichen Unter-
haltungs - Mit teln nicht wieder hergestellt werden kann, so sollen die Einwohner des
Or ts , in deren Feldmark sich der Schneefall ereignet, sogleich zutreten und mit ver-
einten Kräften das eingetretene Hinderniß zu heben bemüht sein, ohne dafür Vergü-
tung zu erhalten. Jedoch soll diese Hilfsleistung nur so weit unentgeltlich gefordert
werden können, als sie sich auf einen achtstündigen Arbeitstag beschränkt und das
Maximum der den Gemeinden und Grundbesitzern obliegenden Verpflichtung zur unent-
geltlichen Reinigung der Chaussee von dem Schnee, ist ein zweimaliger achtstündi-
ger Arbeitstag für sämmtliche arbeitsfähige Männer in einem und demselben Winter.
Die Lokalpolizei-Vehörden sind verpflichtet, für die Ausführung der gedachten Maaß-
regel Sorge zu tragen, und erforderlichen Falls die unverzügliche Einwirkung des
Landraths in Anspruch zu nehmen. Executionen sind hiebet nicht zu gestatten.

Die Verkeilung der Arbeiten auf die Einwohner des Orts hat die Lokal-Be-
hörde zu ermessen, wenn der Landrath nicht zeitig genug darauf einwirken kann. Ist
aber bei einem einzelnen Vorgange ein Zweifel über die Reparation entstanden, so
hat die Provinzial-Regierung deshalb billige Grundsätze, mit Rücksicht auf die beson-
dern Provinzial-Verfassungen, zur Beobachtung in künftigen Fällen vorzuschreiben.

§. 61«- Wenn verschneite Fuhrwerke aus dem Schnee auszugraben sind, soll
die Arbeit von den Anwohnern nach den Bestimmungen des vorhergehenden §., ohne
Beschränkung auf eine Stunden-Frist, unentgeldlich geleistet werden.

§. 61 a- Wenn es nöthig befunden wi rd , außer den vorgedachten Fällen eine
Chaussee vom Schnee zu reinigen, oder wenn in dem Fal l des §. 6 I > die
achtstündige Hilfsleistung der Anwohner nicht ausreichend ist, oder jeder derselben in
dem laufenden Winter schon zwei achtstündige Arbeitstage hindurch gearbeitet hat, so
soll die Chausseebau - Kasse die Kosten tragen. Die Wege - Baumeister sollen jedoch,
wenn sie freiwillige Arbeiter nicht in der erforderlichen Zeit und Zahl dingen können,
die Polizei - Obrigkeiten der an der Chaussee belegenen Orte um die Bestellung der
Arbeiter gegen Bezahlung des an dem Orte und zu der Zeit gewöhnlichen Tagelohns
requiriren, und die betreffenden Behörden einer solchen Requisition unverzüglich zu genü-
gen verpflichtet sein. Dem Landrath muß von dem Verfügten durch die Wegebau-
meister in jedem Falle Nachricht gegeben werden, damit derselbe das Verfahren nach
Bewandniß der Umstände controllire.

§. 61° Die Landräthe, welche auf dergleichen Ereignisse in den Win te r -Mo-
naten aufmerksam sein müssen, werden ermächtigt, den Wegebaumeistern in schleunigen

3 *
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Fallen untergeordnete Beamte, oder sonstige zuverläßige Personen, insbesondere auch
die Chaussee - Einnehmer zu substituiren. Zugleich aber haben sie darauf zu halten,
daß von der zu §. 6 I > gedachten Gestellung der Hilfsarbeiter nicht ohne dringende
Veranlassung, und nur bei gänzlichem Mangel an freiwilligen Arbeitern, Gebrauch ge-
macht werde. Sie haben Sorge zu tragen, daß der Tagelohn richtig und pünktlich
gezahlt, kein Mißbrauch getrieben und jede etwa entstehende Streitigkeit geschlichtet
werde. Reicht ihre Amts-Autorität in einzelnen Fällen nicht h in, so haben sie Behufs
der Remedur die Landespolizei-Behörde sofort in Kenntniß zu setzen.

B e i §. 62. ist gebeten worden, diesem §. folgende Fassung zu geben:
wenn Kreis - Versammlungen oder Gemeinden zur Beförderung des kunstmäßigen Aus»
baues der Landstraßen, dem Staate freiwillige Erbietungen zu machen sich veranlaßt
finden, so sind dieserhalb einstimmig gefaßte Beschlüsse, nach Genehmigung der Lan-
despolizei-Behörde, vollstreckbar.

B e i §. 63. haben die Stände den Wunsch ausgesprochen, dem zweiten Satz dieses §.
die Worte hinzuzufügen;

in jedem Falle müssen die Nutzungen vom Staate vergütigt werden.
Bei dem dritten Titel des Gesetz - Entwurfs haben die Stande die Ansicht verthei-
digt, daß öffentliche Fußwege im sirengen Sinne nicht existiren, alle vorhandenen
Fußwege vielmehr, wenn ihre Benutzung auch vielleicht ganzen Gemeinden rechtlich
zustehe, doch nur als Privat - Wege betrachtet werden können; sie haben daher auch
die gänzliche Weglassung der §§. 65. 66. und 67. anHeim gegeben.

B e i §. 68. ist um die Weglassung der Worte „welcher den Wegebau zu bewirken h a t " ,
so wie um die Weglassung des letzten Satzes, der mit den Worten anfängt: „diese
Verpflichtung u. s. w . " gebeten worden.

B e i §. 69. haben die Stände folgende ändernde Fassung des §. anHeim gegeben:
bei Anlegung eines neuen Weges fällt der alte, in sofern dieser nicht als öffentlicher
oder als Privat - Weg beibehalten werden muß, und einem Andern nicht besondere
Eigenthums- oder Nutzungs - Rechte an demselben zustehen, demjenigen zu, der den
neuen Weg angelegt hat. Jedoch ist dieser Letztere verpflichtet, solchen den Adjacenten
gegen den taImäßigen Werth zum Eigenthum zu überlassen.

B e i §. 71. ist gebeten worden, das Wort „ R a s e n " wegzulassen, welches alsdann auch
im §. 73. wegfallen dürfte. Bei ß. 71 . ist aber noch beantragt, nach den Worten:
„letzterm auch das Aufsuchen derselben durch Schürfenbohren zc." hinzuzufügen:

jedoch gegen vollständigen Ersatz des verursachten Schadens.
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B e i §. 76. ist der allgemeine Wunsch gewesen, daß dieser §. folgende Fassung erhalte:
die Entscheidung darüber, ob ein Grundbesitzer während des Wegebaues die Benuz-
zung seines Grundstückes nach Vorschrift des §. 70. zu gestatten, oder die Materia-
lien nach Vorschrift der §§. 71 . und 72. verabfolgen zu lassen, schuldig sei, und in
welchem Maaße? gebührt dem Landrath und zweien von den Betheiligten zu erwäh-
lenden Grund - Eigenthümern, mit Vorbehalt des Recurses an die vorgesetzten I n -
stanzen zc.

B e i §. 80. ist um die Weglassung der Worte: „die an einer Landstraße oder einem
Gemeinde-Wege liegenden Grundstücke sollen, so weit es zur Austrocknung des We-
ges erforderlich ist, in einer höchstens bis zu 10 Fuß vom äußern Graben - Rande
zu verlangenden Entfernung von Bäumen, Zäunen, Hecken und Sträuchen frei blei-
ben" , und darum gebeten worden:

daß die an einem öffentlichen Wege überhangenden Aeste und Zweige nur bis
zu einer Höhe von 10 Fuß von den Eigenthümern der Pflanzungen wegge-
schafft werden dürfen.

B e i §. 82. ist die Fortlassung der Worte: „welche keine Kunststraßen sind", gewünscht

worden.

B e i §. 84. haben die Stände gebeten, dem tz. folgende Fassung zu geben:
Holz darf auf keinem öffentlichen Wege geschleppt werden. Pflüge, Eggen und ähn-
liche Gegenstände dürfen auf Kunsistraßen nur auf Schleifen fortgeschafft werden.
Demnächst aber auch:

die Breite eines beladenen Fuhrwerks auf 10 Fuß
zu bestimmen.

B e i §. 87. ist folgende Fassung des §. beantragt worden:
Niemand darf bei Landstraßen oder Gemeinde - Wegen auf dem Wege oder in den
Seiten-Graben Vieh füttern :c.

B e i H. 91 . Rücksichtlich der gewünschten Fortlassung der §§. 65 — 6?. würden
die Worte: „oder gegen die Vorschrift des Z. 65. sich eines öffentlichen Fußwe-
ges :c." wegfallen.

B e i §. 92. ist der Zusatz bevorwortet worden: Kinder, die sich eine muthwillige Be-
schädigung der Bäume auf öffentlichem Wege zu Schulden kommen lassen, mit einer
körperlichen Züchtigung zu beahnden.

B e i §. 93. hat die Majorität angetragen, daß beim Baumfrevel die Hälfte der Geld-
strafe jedem Denuncianten zu Theil werden solle;



— 22 —

wogegen die Minorität diesen Antrag um deshalb für bedenklich gehalten hat, weil
dadurch der Neigung zum Denuncircn bei dem Volke Nahrung gegeben werden könne.

B e i §. 95. ist gewünscht worden, dem Schlüsse dieses §. folgende abändernde Fassung
zu geben:

das Amt des Wege - Commissarius ist ein Communal - Amt und muß unentgeld-
lich verwaltet werden.

Nach dem den Provinzial-Standen mitgeteilten p ro Htemoria über die provinziellen
Bestimmungen zu der allgemeinen Wege-Ordnung für das Königreich Preußen, sollen diese
Bestimmungen sich zuvörderst auf den §. 33. des umgearbeiteten Entwurfs der allgemeinen
Wege - Ordnung beziehen und insbesondere das höchste Maaß der Leistungen, welches in
einem Jahre für den Wegebau gefordert werden kann, naher festsetzen, dann aber auch zu
§. 38. über die Gewährung der nachbarlichen Hilfe Festsetzungen treffen.

Die Stände haben sich in dieser Beziehung über folgende Grundsätze geeiniget und die
Fassung des provinziellen Zusatzes zu §. 33. in folgender Art vorgeschlagen:

rücksichtlich der Unterhaltung der Wege im engeren Sinne, wird ein Maaß der Lei-
stungen, welches als das höchste zulässige in einem Jahre von den Verpflichteten für
den Wegebau gefordert werden kann, für die Provinz Preußen nicht festgesetzt, solche
muß vielmehr jeden Falls bewirkt werden. Dagegen soll rücksichtlich der auf die I n -
standsetzung der Wege jahrlich zu verwendenden Arbeit, das Maximum für jede Ge-
meinde, so wie für jeden außer dem Gemeinde-Verbände stehenden Grundbesitzer, zwei
Arbeitstage mit allen arbeitsfähigen Männern und allem Zugvieh, welches zum Fah-
ren gebraucht w i rd , betragen.

Zur Instandsetzung soll die Befahrung der Wege mit Kies, Sand oder Steinen,
deren Erhöhung, Verbreitung und Abtragung, desgleichen die siufenartige Abböschung der
Seitenwande bei Hohlwegen, wie solches in den §§. 10. 11 . 13. 17. und 22. des
Gesetzes vorgeschrieben ist, gerechnet werden.

Die provinzielle Bestimmung zum §. 38. ist in folgender Fassung vorgeschlagen
worden: ^

das Maximum der nachbarlichen Hil fe, welche einer Gemeinde oder einem außer dem
Gemeinde-Verbände stehenden Grundbesitzer auferlegt werden kann, besteht jährlich in
zwei Arbeitstagen, mit allen arbeitsfähigen Männern und allem Zugvieh, welches
zum Fahren gebraucht wird. Bei diesen zwei Tagen wird die zur H in - und Rückreise
erforderliche Zeit eingerechnet.

Wenn das gedachte ? ro M e m o r y ferner bestimmt, daß wegen der baaren Ausla-
gen, welche von den Verpflichteten für den Wegebau aufgebracht werden müssen, insonder-
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heit auch in Hinsicht des Repartitions-Modus nähere Bestimmungen getroffen und zugleich
erwogen werden solle, in wiefern jener Maaßstab auf die Stadtgemeinden anzuwenden sei,
so haben sich die Stände dagegen erklärt:

daß die Städte mit in die Societät der Kreisverbände gezogen werden.
Die Wege-Societät des platten Landes betreffend, haben sie dagegen beschlossen:

daß die zu gewährende nachbarliche Hilfe sich überhaupt nur auf Natural - Leistungen,
nicht aber auf baare Beiträge beziehen solle, welche letztere denen eigentlich Verpflich-
teten um so mehr verbleiben müssen, als sie durch den Uebergang der Verbindlichkeit
zur Unterhaltung der mehr als drei Fuß breiten Brücken auf den Landstraßen an den
Staa t , bereits gegen früher erleichtert wären. Sollte eine Kreis - Versammlung es
ausnahmsweise für angemessen halten, einem Wegebaupftichtigen eine Beihilfe an
baaren Beiträgen zu bewilligen, so würde sie dann auch über den Nepartitions-
Modus, nach welchem deren Aufbringung erfolgen soll, sich zu einigen haben.

Die sonstigen provinziellen Zusätze betreffend, so haben die Stande sich dafür erklärt:
daß solche bei Nebenwegen niemals, bei Landstraßen und Gemeinde-Wegen aber, nur
rücksichtlich der Instandsetzung, dagegen nicht in Betreff der laufenden Unterhaltung
eintreten solle, und bei jenen auch nur dann, wenn die Kräfte des eigentlich Ver-
pflichteten mit Berücksichtigung des ihm obliegenden Maximums unzureichend befun-
den werden sollten.

Gegen die Festsetzung eines Maaßes der Entfernung, in welcher die nachbarliche
Hilfe zu leisten sei, hat sich die einfache Majorität entschieden; mittelst vollgültigen Be-
schlusses der Stande aber dafür:

daß es den Kreisständen überlassen bleiben solle, für die nachbarliche Hilfe einzelne
Wege-Societäten zu bilden und zu diesem Behuf den Kreis in Distrikte zu theilen.

Was das Concurrenz - Verhältniß der Forsten betrifft, so haben die Stände vor-
geschlagen:

daß die Königlichen Waldungen rücksichtlich der Berechtigung sowohl, als der Ver-
pflichtung, nachbarliche Hilfe z« verlangen und zu leisten, von den Wege-Societäten
ausgeschlossen sein sollen.

Rücksichtlich der städtischen Forsten:
daß dieselben bezüglich der nachbarlichen Hilfe zu den städtischen Wege-Societäten, in
deren geographischen Grenzen sie sich befinden, gezahlt werden sollen.

Rücksichtlich auf Privat-Waldungen:

daß diese von der nachbarlichen Hilfe nicht ausgeschlossen werden, solche vielmehr
empfangen und leisten sollen, daß es aber den Kreis - Versammlungen
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überlassen bleibe, den Maaßstab, nach welchem sie heranzuziehen wären, zu be-
stimmen.

Endlich aber haben die Provinzial - Stande die lokalen Verhältnisse in den Niede-
rungen und Werdern Preußens nicht unberücksichtigt gelassen, und da diese so abweichend
sind, daß» viele Bestimmungen des vorgelegten Gesetzes auf die Wege in den Niederungen
und Werdern unausführbar bleiben dürften, so haben die Stände angetragen:

daß die Niederungen und Werder Preußens, besondere, von den Höhen getrennte, Wege-
Societäten bilden dürfen,

und um einen provinziellen Zusatz zum §. 94. in der Fassung gebeten:
da in bell Niederungen und Werdern die örtlichen Verhaltnisse eine Abweichung von
dem gegenwärtigen Reglement erfordern, so sollen die Landespolizei - Behörden die ge-
eigneten Festsetzungen, nach Anhörung der betreffenden Gemeinden, zu bestimmen
ermächtigt werden.

Provinzia l - 8. Nachdem durch Seiner Königlichen Majestät landesväterliche Fürsorge der revi»
^Recht. h.^2 Entwurf des Ostpreußischen Provinzial - Rechts denen Provinzial - Standen zur Prü-

vom 3i . März fung und Begutachtung mitgetheilt worden, haben dieselben, in dankbarer Anerkennung dieses
No. 24»?'«4d. "euen Beweises des Allerhöchsten Vertrauens nicht gesäumt, über denselben angelegentlich

und gewissenhaft zu berathen.
Der Umstand aber, daß der erwähnte revidirte Gesetz - Entwurf denen Provinzial-

Standen erst gegen Ende des Landtages zugekommen ist, hat bei der hohen und reichen
Bedeutung des Gegenstandes sogleich befürchten lassen, daß es nicht möglich sein werde,
denselben während der diesmaligen Sitzung des Landtages vollständig und genügend zu be-
gutachten. Diese Befürchtung hat sich nur zu sehr bestätigt. Es haben sich während der
Berathung über den Gesetz-Entwurf so viele Veranlassungen dargeboten, sowohl in Betreff
der Anordnung des Ganzen, als auch der Bestimmungen über einzelne Materien und Saz-
zungen, Bemerkungen zu machen, und Anträge zu begründen, daß es ganz unmöglich
erschiene, während den wenigen den Provinzial - Standen zur Berathung vergönnten Tagen,
dies mit einer der Wichtigkeit des Gegenstandes entsprechenden Gründlichkeit zu bewirken.

Es kommt hinzu, daß nach der Allerhöchsten Anordnung, und gewiß zum wesentlichen
Vortheil für das Land und für die Sache, der Entwurf des Ostpreußischen Provinzial-Rechts
von dem ganzen versammelten Landtage, also auch von den in Westpreußen wohnenden
Mitgliedern desselben, begutachtet werden soll, und daß daher unter denjenigen, von wel-
chen dieses Gutachten erwartet wird, sich viele befinden werden, denen das Ostprcußische
Provinzial - Recht ganz fremd gewesen. Es liegt daher aus den Grenzen der Möglichkeit,
daß diese Mitglieder des Landtages sich in wenig Tagen mit dem jetzt gültigen Gesetzbuch

genau
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genau bekannt machen, die Notwendigkeit der zu bewirkenden Aenderungen erkennen und
die Art und Weise, wie dieselben in dem revidirten Gesetz-Entwurf bewirkt sind, genügend
beurtheilen können.

Wenn aber die gründliche Prüfung seitens aller Mitglieder des Landtags unerläßlich
nothwendig erscheine, wenn zu dieser Prüfung eine längere Vorbereitung und wirkliche Ver-
trautheit mit dem Gesetze unerläßlich erforderlich ist, so haben die Provinzial-Stände unter-
thänigst gebeten:

daß es Sr . Majestät dem Könige gefallen möge, mit der Prüfung und Begutach-
tung des Gesetz-Entwurfs den nächsten Provinzial-Landtag zu beauftragen.

I n gleicher A r t , als die Provinzial - Stände sich über den ihnen zur Begutachtung
vorgelegten Entwurf zum Ostpreuß. Provinzial - Recht ausgesprochen haben, haben sie sich
auch über den ihnen vorgelegten revidirtcn Entwurf des Wesipreuß. Provinzial - Rechts
erklärt und gleichfalls gebeten:

die Berathung und Begutachtung dieses revidirten Provinzial-Rechts-Entwurfs und des
Entwurfs des bestehenden Danziger Partikular-Rechts, dem nächsten Provinzial-Land-
tage huldreichst zu überweisen.

9. Zur Prüfung und Begutachtung des Gesetzes über die Erbfolge in Rittergütern Erbfolge
in der Provinz Preußen und dem Lauenburg - Vütowschen Kreise, durch die landesväterliche ' '
Fürsorge ihres erhabenen Monarchen berufen, haben die Provinzial - Stande sich zwar nicht
verhehlen können, daß kein allgemeines Bedürfniß zur Erlassung eines solchen Gesetzes vor-
Händen zu sein scheine, sich jedoch der von ihnen geforderten Prüfung mit Eifer und Ge-
wissenhaftigkeit unterzogen und das Ergebniß dieser Prüfung wiederholt und mit Ernst
berathen.

I m Gefolge dieser Erörterung haben die Provinzial - Stände ihre Ansicht, daß kein
allgemeines Bedürfniß für ein Gesetz der Art vorhanden sei, vollkommen bestätigt ge-
funden, und sie haben daher, «ach einem durch die überwiegendste Mehrheit vollgültig
gefaßten Beschlüsse, die untertänigste Bitte gewagt:

von der Erlassung dieses Gesetzes über die Erbfolge in Rittergütern in der Provinz
Preußen und dem Lauenburg-Bütowschen Kreise gnadigst ganz abstehen zu wollen.

Indem die Provinzial - Stände einer huldreichen Gewährung dieser ehrfurchtsvollen
Bitte zuversichtlich entgegensehen, haben sie bei Berathung des Gesetzes nicht übersehen, wie
nachthellig der verschiedenartige Zustand dieses Theils der Gesetzgebung in den Provinzen
auf einzelne Theile derselben einwirkt und wie in dieser Beziehung Verbesserungen zu wün-
schen wären.
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Abgesehen davon, daß auch hiedurch noch kein allgemeines Bedürfniß begründet werde,
so haben selbst in Betreff jener einzelnen Theile die Provinzial-Stande in den Bestimmun-
gen des vorliegenden Gesetzes keine Abhilfe oder Verbesserung finden können, und auch in
dieser Beziehung keine Veranlassung gehabt, sich für die Anwendung, selbst einzelner Be-
stimmungen desselben, zu erklären.

Dagegen hat sich die allgemeine Ansicht für einige andere und bei Gelegenheit der
Berathung anderweit zur Sprache gebrachte gesetzliche Abänderungen, namentlich z . B . durch
Anschließung einzelner Landtheile an Bestimmungen des allgemeinen Landrechts und des Ost-
preußischen Provinzial-Rechts, ausgesprochen.

Es geht jedoch der allgemeine Wunsch der Provinzial-Stande dahin, daß über diese
Verhältnisse kein besonderes Gesetz erlassen, sondern die in dieser Beziehung zu machenden
Antrage, bei Gelegenheit der durch die Provinzial-Stände zu erwartenden Prüfung der ver-
schiedenen preußischen Provinzial-Gesetze, angebracht werden dürfen.

Die Provinzial-Stände haben daher gebeten:
daß die vom sechsten preußischen Provinzial - Landtage bei der Begutachtung des Ge-
setzes über die Erbfolge in Rittergütern :c. aufgenommenen Verhandlungen dem näch-
sten Provinzial - Landtage zur Kenntnißnahme vorgelegt werden mögen, sobald demsel-
ben die Berathung über die Provinzial - Gesetze übertragen werden wird.

Capi ta l des 10. Seine Majestät der König haben durch die Allerhöchste Verfügung vom 12ten
^ ^ e - Februar c. der Provinz Litthauen Allergnädigst gestattet, daß sie den Fond welcher durch den

^r-V"kauf der geschenkten demobil gemachten Pferde gebildet worden, entweder zu einer Ver-
los der ihm Sendung bei einer eintretenden Mobilmachung der Armee, zur Ausrüstung der Landwehr,
geschenkten

Pferde, oder zu emer ewigen Stiftung Behufs der Land - Armenpflege, und insbesondere zur Unter-
vo^ i^Ar i l s tü tzung der in dieser Provinz befindlichen Inval iden, so wie der Familien der vor dem
4837. No. 23. Feinde gefallenen Unteroffiziere und Soldaten, bestimmen können, und darüber eine Erklä-

rung der Provinzial-Stände verlangt.
Die Provinzial - Stände haben nach reiflicher Erwägung der obwaltenden Verhältnisse

dahero gebeten:
daß es der Provinz Litthauen gestattet werde, diesen Fond nach seinem ursprünglichen
Zwecke zur Armenpflege, besonders der in den Feldzügen gewordenen Mi l i ta i r - Invaliden
und der hilfsbedürftigen Familien der vor dem Feinde gebliebenen Unteroffiziere und So l -
daten, zu bestimmen und die Interessen dieses Capitals zu Unterstützungen der Art zu ver-
wenden. Die Verwaltung dieses Capitals, so wie die zweckmäßige Verwendung der Zin-
sen, möge wie bisher der Königl. Regierung zu Gumbinnen verbleiben; da aber alle
Kreise einen Antheil an dem Capital haben, so würde auch Jedem ein Anrecht an den
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Zinsen nach der Seelenzahl zustehen, worauf bei Unterstützung der Invaliden und nachdem
der Kreis-Armen, jedoch immer mit vorzüglicher Berücksichtigung der in der Provinz be-
findlichen hilfsbedürftigen Inval iden, oder Familien der vor dem Feinde gebliebenen
Unteroffiziere und Soldaten, zu achten wäre.

I n der Hoffnung, daß diese Anträge Allerhöchste Gewährung finden dürften, haben die
Provinzial-Stände ferner gebeten:

daß Seine Majestät der König Allergnädigst gestatten möge, daß die zur Provinzial-
Land-Armenpflege für Ostpreußen und Litthauen gewählten Mitglieder und zwar diejeni-
gen, welche aus Litthauen gewählt sind, für befugt und verpflichtet erachtet werden
möchten, von der Verwaltung und der Sicherheit des, aus dem Verkauf der der Provinz
Litthauen geschenkten demobil gemachten Pferde gebildeten Fonds, Kenntniß zu nehmen,
die erforderlichen Auskünfte sich zu erbitten und anzutragen, daß über die Verwendung
der Zinsen des Fonds öffentlich Rechnung gelegt werde.

Sollten in Zukunft in der Armenpflege und deren Bestimmungen Aenderungen eintreten,
die jetzt nicht zum Voraus zu sehen sind, so haben die Provinzial-Stände gebeten:

Seiner Majestät dem Könige anderweite Vorschläge zur Benutzung des in Rede stehenden
Fonds, zur Allerhöchsten Entscheidung vorlegen zu dürfen.

11 . Der vierte preußische Provinzial - Landtag hatte durch den Allerhöchsten Landtags- Die St ra f ,
Abschied vom 3ten M a i 1832 der landesväterlichen Zusage sich zu erfreuen, daß die gemachten?ungs«^An-
Anträge wegen Trennung der Straf-Anstalt von der Besserungs-Anstalt zu Graudenz huldreichst G^ra!/denz.
gewährt werden sollten, sobald ein anderweites Lokale zur Errichtung einer Straf-Anstalt ermit- Denkschrift
. ^ ^ - " " " 20- März

telt Wäre. 1837. No. 10.

I n den Vorschlägen, welche durch die Beilage der Allerhöchsten Cabinets - Ordre vom
12ten Februar 1837 denen Provinzial-Ständen gemacht worden, über die A r t , wie diese beab-
sichtigte Auseinandersetzung zu bewirken sei, haben die Provinzial - Stände mit dem ehrfurchts-
vollsten Dank die Fürsorge ihres allverehrten Königs erkannt und haben dieselben einer sorgfäl-
tigen und genauen Berathung unterzogen.

Diese Berathung hat sie zu der Ueberzeugung geführt, daß die beabsichtigte Trennung der
Anstalten und die Auseinandersetzung wegen der Gebäude verschiedener Ermittelungen be-
dürfe, die auf Lokal-Kenntniß, die dem größten Theil der Provinzial-Stande abgeht, gegrün-
det werden müssen. Sie haben daher ein Mitglied der ständischen Land-Armen-Commission für
Westpreußen beauftragt, alle Nachrichten einzuziehen und jede erforderliche Ermittelung zu ma-
chen, demnächst aber durch Unterhandlungen mit dem Königlichen Ober - Präsidenten der Pro-
vinz und dem Königlichen Ministerio des Innern, diese Angelegenheit bis zum definiti-
ven Abschluß, unter Vorbehalt der Zustimmung des nächsten Provinzial-Landtages, vorzubereiten.
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Demnächst aber haben die Provinzial-Stände unterthänigst gebeten:
Seine Majestät der König möge in Berücksichtigung auf die Wichtigkeit des Gegenstan-
des und da keine Gefahr im Verzüge vorhanden sei, Allcrgnädigst nicht mißdeuten, wenn
die Provinzial - Stände Anstand genommen haben, schon jetzt eine definitive Erklärung
abzugeben.

Land- 12. Seine Majestät der König haben mittelst Erlasses vom 18ten Februar 1837 die
Ordnu"n ĝ  Provinzial-Stände zu benachrichtigen geruhet, daß Seine Majestät der König in Gefolge der
Denkschrift Anträge der früheren Provinzial-Landtage, wegen Aufstellung einer Ordnung für die Land-Ge-

1837. N o / 3 meinden der Provinz, denen Provinzial - Behörden die Fertigung der erforderlichen Vorarbeiten
auftragen lassen.

Denen eingereichten Entwürfen habe die Absicht zum Grunde gelegen unter Beseitigung
des jetzigen größtentheils auf Observanzen, Verträgen und Iudicaten beruhenden Zustandes, die
Verfassung und Verwaltung der Landgemeinden auf ganz neue Grundlagen völlig umzugestalten.

Diese Entwürfe haben Seiner Königlichen Majestät landesvälerlichen Intention nicht ent-
sprochen, indem das Bestehende durch Verbesserung der Mangel und Ausfüllung der Lücken, als
organisches Ganze erhalten und in lebendiger Fortbildung weiter entwickelt werden solle.

Seine Majestät der König haben daher denen vorgelegten Entwürfen keine Folge gegeben,
um aber weitere Entschließungen zu fassen, die Provinzial - Stände aufgefordert, sich über fol-
gende Fragen zu erklären:

Iste Frage.
Hat sich in Folge der bäuerlichen Regulirungen und Gemeinheitstheilungen in der Provinz
die Notwendigkeit ergeben, in Hinsicht der Verhältnisse der verschiedenen Klassen der
Dorfsbewohner, welche auf Vertrag und Observanz gegründet waren, namentlich in Hin-
sicht ihrer Theilnahme an den Nutzungen des ungetheilten Gemeinde-Vermögens und ihrer
Beitrags-Wichtigkeit zu den Gemeinde-Leistungen eine gesetzliche Bestimmung zu treffen?

Die Provinzial-Stände haben diese Frage in nachstehender Art beantwortet:

I n Folge der bäuerlichen Regulirungm und Gemeinde-Theilungen in den Provinzen sei
durch die daselbst gerichtlich anerkannten Rezesse, hinsichts der Theilnahme an den Nutzun-
gen, all dem Gemeinde-Vermögen, so wie dem Besitz der Landereien, das Nöthige festge-
stellt, auch das Eigenthumsrecht gesichert, und werde auch, wo diese Gemeinde-Theilun-
gen weiter vorschrciten, gesichert bleiben. Wo Dorfschaften und Gemeinden noch nicht
in Gemeinheits - Theilungen eintreten, würde der Gemeinde die Selbstbestimmung über
Eigenthum und Nutzung nach den Vorschriften des Allgemeinen Landrechts, mit Hinsicht
auf das zu erlassende, jetzt von den Provinzial - Ständen begutachtete Gesetz „Wegen
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näherer Bestimmung der den Mitgliedern der Land- und Stadtgemeinden an den ländli-
chen Grundstücken und Grundgerechtigkeiten zuständigen Rechte" zu überlassen sein.

Anders aber, als wegen Vertretung des Eigenthums und der Nutzungen in den Ge-
meinden, gestalte sich die Anforderung wegen der Beitrags-Pflichtigkeit zu den Gemeinde-Lei-
stungen, die zwar im Allgemeinen anerkannt und festgestellt wi rd; es möchten aber wegen des
Maaßes dieser Leistungen und Beitrage für jeden Einzelnen, über deren Vertheilung und das
Mitrecht zu den diesfallsigen Anordnungen, Weiterungen, Anfragen und Beschwerden entstehen,
die aus Mangel eines gesetzlichen Anhalts, die erbetene Ordnung für die Land-Gemeinden erhei-
schen dürften. Es würde nach Ansicht der Stände in dieser Ordnung als leitendes Princip der
Grundsatz herrschend sein müssen: daß jeder Bewohner einer Gemeinde verpflichtet sei, zu deren
gemeinschaftlichen Lasten nach Verhältniß beizutragen, daß es aber im Allgemeinen nicht zweck-
mäßig wäre, über den Beitrags-Modus spezielle Bestimmungen zu erlassen, sondern diese den
Beschlüssen der Gemeinde-Glieder hinzugeben, deren Wirksamkeit jedoch von der Genehmigung
der Königlichen Provinzial-Vehörde abhängig bleibe.

2 te F r a g e .
Is t es nicht aus gleichem Grunde nothwendig, auch über das Stimmrecht der Gemeinde-
Versammlungen eine allgemeine Anordnung zu treffen? und werden nicht diejenigen Klassen
der Dorfs - Einwohner, welchen zeither nach dem Herkommen ein Stimmrecht nicht zu-
stand, zur Ausübung desselben, wenigstens durch Deputirte, zuzulassen sein?

Die Provinzial-Stande haben diese Frage bejahend beantwortet, indem derjenige, wel-
cher Leistungen und Pflichten für die Gemeinde übernimmt, auch gehört werden müsse. Es
werde daher nothwendig sein, in der Gemeinde-Ordnung über das Stimmrecht in den Gemeinde-
Versammlungen gesetzliche Vorschriften ergehen zu lassen, wobei auch solche Dorfsbewohner,
welche bisher kein Stimmrecht gehabt haben, zur Ausübung desselben, wenigstens durch Abge-
ordnete, zu berechtigen wären. Zur Befähigung einer solchen Vertretung würden jedoch nur
Grundbesitzer einen Anspruch haben.

3 te F r a g e .

Wird es für nothwendig erachtet, in den größern Gemeinden, in welchen die Mitglieder
zeither v i r i t im auf den Gemeinde-Versammlungen erschienen sind, eine Gemeinde-Reprä-
sentation einzurichten? I n welchen Fällen? Und wie ist sie mit Berücksichtigung der
verschiedenen Klassen zu organisiren?

Die Provinzial-Stände haben geglaubt, diese Frage unbeantwortet lassen zu dürfen,
weil so große Gemeinden als in andern Provinzen vorhanden sind, in den Provinzen Preußens
nicht vorgefunden werden.
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Seine Majestät der König haben gnadigst gestattet, noch andere Gegenstände aufzuführen,
wenn nach denen den Provinzial - Ständen beiwohnenden genauen praktischen Kenntnissen der
Verhältnisse der Land-Gemeinden Veranlassung wäre, gesetzliche Bestimmungen herbeizuführen.

Die Provinzial-Ställde haben indessen keine Veranlassung gefunden, in dieser Beziehung
fernere Anträge anzuknüpfen.

13. Seine Majestät der König haben in dem Allerhöchsten Propositions - Dekret vom
12ten Februar l837 denen Provinzial - Ständen noch folgende Nachrichten mitzutheilen die
Allerhöchste Gnade gehabt:

1. I m Landtags-Abschiede vom 31sten Dezember 1834 unter I . 7. haben Wir Unfern ge-
treuen Ständen eröffnet, daß über den Entwurf der Schul-Ordnung, wie er ohne vorgän-
gige von Unserm Staats - Ministerio vorgenommene Prüfung dem Landtage vorgelegt,
aber von demselben wegen der Kürze der Zeit nicht begutachtet worden war, noch eine
Berathung Unsers Staats - Ministem stattfinden solle, und Wir Uns vorbehielten, den
Entwurf künftig nach Befinden in veränderter Gestalt den Ständen zur Begutachtung
vorlegen zu lassen.

Aus dem von Unserm Staats - Ministerio Uns erstatteten Bericht haben Wir erse-
hen, daß der Entwurf der Schul-Ordnung, weil er in mehreren und besonders in denje-
nigen Bestimmungen, welche die Verpflichtungen ;c. für die Unterhaltung der Schulen
betreffen, auf das Bestehende gar keine Rücksicht nimmt, einer gänzlichen Umarbeitung
bedarf. Damit diese der Wichtigkeit des Gegenstandes entsprechend bewirkt werde und
dafür gesorgt werden könne, daß das beabsichtigte neue Schul - Regulativ für das König-
reich Preußen, gleich den andern für einzelne Provinzen von Uns genehmigten ähnlichen
Regulativen, sich dem Besiehenden anschließe, die Ausgleichung der von einander abweichenden
in der Provinz noch geltenden Vorschriften berücksichtige, und nur die durch die veränderten
ländlichen Verhältnisse und durch die Verbesserung des Schulwesens als nothwendig be-
dingten Modifikationen und Ergänzungen aufnehme, haben Wir Unfern Ober-Präsidenten
beauftragt, eine übersichtliche Zusammenstellung der neben den Bestimmungen des Allge-
meinen Landrechts im Königreiche Preußen noch geltenden Vorschriften und Observanzen
zu veranlassen, und wie dieselben zur Basis der neuen Ordnung dienen können, nachzu-
weisen; demnächst behalten Wir Uns vor, einen anderweitigen Entwurf ausarbeiten zu
lassen und das Gutachten Unserer getreuen Stände darüber zu erfordern.

2. I n Folge der Unseren getreuen Ständen bei dem Landtags - Abschiede vom 19ten Januar
1835 aä I . 3. gemachten Eröffnung, ist die vorbehaltene nähere Erörterung wegen Ein-
richtung einer höheren Lehr-Anstalt zu Hohenstein veranlaßt und das Resultat derselben zu
Unserer Kenntniß gebracht worden. Wir haben daraus ersehen, daß die Zahl der Schüler,
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auf welche aus den benachbarten Kreisen mit einiger Sicherheit zu rechnen sein möchte,
nicht so groß ist, als man Anfangs erwartete, und außer dem Schulgelde, welches
höchstens den 3ten Theil des Bedürfnisses decken kann, keine Fonds, als zur Dotation
der projectirten Anstalt vorhanden, nachgewiesen sind. Da aber die Bewilligung des ge-
sammten erforderlichen Zuschusses aus den Staats-Fonds unter den obwaltenden Verhält-
nissen nicht zulässig erscheint, so müssen wir die weitere Entschließung über die Einrichtung
der höheren Lehranstalt zu Hohenstein vorbehalten, bis die Möglichkeit ihres Bestehens
durch die ihr zuzuwendende Theilnahme der dabei betheiligten Kreise, resp. der Stadt Ho-
henstein, mit mehr Sicherheit nachgewiesen ist.

2t« Haupt-Abschnitt.
Die Seiner Majestät dem Konige von dem Provinzial - Landtage unterthanigst-vorgetragenen Bitten

und Anträge betreffend.

Die dem Provinzial-Landtage zugegangenen Bitten und Antrage, sind auf diesem Landtage
von den Provinzial-Ständen sämmtlich erwogen, und es sind nachstehende Anträge für wichtig
erachtet worden, Seiner Majestät dem Könige in besonderen Denkschriften in Unterthänigkeit
ehrfurchtsvoll vorgetragen zu werden.

1 . Das Königliche Ministerium für geistliche und Schul-Angelegenheiten hat sich bewogenDie S i m u l -
gefunden, anzuordnen: daß die in Marienburg und Graudenz besiehenden Simultan - Semina-len"unt>Si.
rien nach den Confessionen getrennt; das Seminar zu Graudenz den Bekennern der katholischen " ^ a n - S ^ e «
und das zu Marienburg den der evangelischen Confession zugewiesen werden solle; imgleichen: Denkschrift
daß die Elementar-Schulen gleichfalls nach den Confessionen separirt und an jedem Orte, i n " / ^ "
welchem Bekenner beider Confessionen wohnen, für eine jede besondere Schulen errichtet wer-
den sollen.

Die Nachricht von diesen Anordnungen hat überall, wo sie bekannt geworden, einen sehr
schmerzlichen Eindruck gemacht, und viele und erhebliche Befürchtungen hervorgerufen.

Unter den vielen Wahrnehmungen über den Fortgang der Sitt igung und Bildung, ge-
währt insbesondere diejenige dem Vaterlandsfreunde Freude und Genugthuung, daß in Wcst-
preußen die Simultan - Bildungs - Anstalten nicht bloß friedlich bestehen, sondern erfreulichen
Fortgang haben.

Die Scheidung der Elementar-Schulen und der Seminarien nach den Confessionen dürfte
den bisherigen guten Erfolgen hinderlich sein und die Bemühungen, das Volk von politischer
und moralischer Unklarheit zu befreien, würden vergebens aufgewendet sein; das friedliche Ver-
nehmen zwischen evangelischen und katholischen Unterthanen würde gestört werden.
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Von ganz besondern Nachtheilen würde aber die Scheidung der Seminarien nach Confes-
sionen sein, da hiedmch der Geist des Separatismus recht eigentlich in das Volk verpflanzt
werden würde.

Nach den angestellten Erkundigungen wären am Schlüsse des Jahres 1835 im Regie-
rungs-Bezirke Marienwerder unter 963 Elementar-Schulen 850 Simultan-Schulen, im Re-
gierungs - Bezirke Danzig unter 573 Elementar-Schulen 504 Simultan-Schulen, in beiden
Regierungs-Bezirken also 1354 Simultan-Schulen.

Die Einrichtung und Unterhaltung der dringend notwendigen Schulen, welche den Ge-
meinden obliegen, hätten große Anstrengungen erfordert und fordern solche noch fortwährend;
es sei daher erfreulich, daß in der Mehrzahl der Fälle diese Anstrengungen gern und willig ge-
leistet werden. Eine Verdoppelung der Schulen an den Orten, wo Simultan-Schulen bestehen,
würden die Kräfte des Landes weit übersteigen.

Die Prcvmzial-Stände haben es für eine ihnen obliegende Pflicht gehalten, die Unmög-
lichkeit der Ausführung der von den Ministerien beabsichtigten Maaßrcgeln anzuzeigen, für eine
heilige Pflicht aber geachtet, Seiner Majestät dem Könige ihre Ansichten und Besorgnisse über
die gebotene Separation des Unterrichts in den Seminarien und Elementar-Schulen nach den
Confessionen, in tiefster Ehrfurcht vorzutragen und die unterthanigste Bitte anzureihen:

die Genehmigung der von dem Minisierio der geistlichen und Schul-Angelegenheiten ange-
ordneten Trennung der Simultan-Seminarien und Simultan-Elementar-Schulen zu ver-
sagen und die Beibehaltung des Simultaneums Allergnadigst anzubefehlen.

Einrich- 2. Die Provinzial-Stände haben schon früher das in der Provinz Preußen fühlbare
^ R ^ e a ! - ^ Vedürfniß einer höheren Real-Unterrichts-Anstalt angeregt und es sind mit dieser von verschic-
Gymnasii. denen Landtagen gemachten Anzeige, Bi t ten, theils um Errichtung einer höheren Unterrichts-
v^23^März A"stalt, theils auf Verwandlung einiger der bestehenden Gymnasien in ein solches Institut an-
183?. No. 4. gereiht worden.

I n dem Allergnädigst erlassenen Landtags-Abschiede vom 31sten Dezember 1834 ist in
Betreff der hohem Lehr-Anstalt zu Hohenstein die Allerhöchste Entschließung ausgesetzt worden,
bis erörtert sein werde, ob sich in der Gegend eine hinreichende Anzahl Zöglinge finden werde,
und es ist ferner in demselben Landtags-Abschiede ausgesprochen worden, das die Zahl der
Gymnasien ohne nachtheilige Beschränkung des Gymnasial-Unterrichts nichts vermindert werden
könne. Es ist inzwischen die Errichtung eines neuen katholischen Gymnasiums in Culm ange-
ordnet worden und der Ausführung nahe. Wenn gleich die Stadt Culm durch Beschaffung des
Gebäudes die Errichtung befördert hat, so kann dieselbe dennoch ohne bedeutende Zuschüsse aus
Staats-Fonds nicht ins Leben treten.

Diese
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Diese Bewilligungen geben der Hoffnung Raum, daß es auch möglich sein werde, einem
der dringendsten Bedürfnisse der Provinz durch ähnliche Bewilligungen abzuhelfen.

Für ein solches Vedürfniß halten die Provinzial-Stände die Errichtung eines Real-Gym-
nasiums; eine Anstalt die über den nieder» und höhern Gewerbe- und Realschulen, in gewisser
Beziehung auch über die polytechnischen Institute steht, mit den Gymnasien, die zur Unterschei-
dung humanistische oder gelehrte genannt werden könnten, auf einer Parallel-Stufe sich befin-
den, und so gut wie diese in vielen Fächern der menschlichen Erkenntnisse zur Universität,
gleichzeitig aber auch zu andern Berufen und höheren Gewerben vorbereitet.

Der Kampf zwischen dem Humanismus und dem Realismus entwickele sich immer weiter.
Der Humanismus der sich mächtiger Vertretmig zu erfreuen hat, verwechsele in seinen Angriffen
wider den Realismus, diesen mit Philantropmismus einer verschwundenen Zeit. Es können
aber der Humanismus und der Realismus sehr wohl zum beiderseitigen Vortheil neben ein-
ander bestehen. . ?

I n den Provinzen Preußens die zum Handel wohl gelegen und geeignet sind, und die zu
größern Gewerbe- und Fabrik-Anlagen eben so passend sein würden, dürfte ein Real-Gymna-
sium dringend Noth thun, und es würde eine solche Anstalt in den großen Städten der Provinz
viel Anhalts- und Ulüerstützungs-Punkte in Betreff vorhandener Lehrmittel und Einrichtung finden.

Die Provinzial-Stände haben daher unterthänigst gebeten:

die Errichtung eines Real-Gymnasiums in einer der 'größern Städte der Provinz
Preußens allergnädigst anzuordnen und die zur Errichtung einer solchen Anstalt erfor-
derlichen Fonds huldreichst zu bewilligen.

3. Seit längerer Zeit ist die geistige und körperliche Entwicklung der auf den Gym- E inwi r -
nasien der Monarchie befindlichen Schüler ein Gegenstand größerer Aufmerksamkeit und mit-Gy"mnas^en
unter lebhafter Besorgniß des Publikums, welches auf eine kräftig moralische und intellek- phy/isch"«
tuelle Bildung derselben gerechte und unabweisliche Hoffnungen gründet. Zustand der

Diese Aufmerksamkeit und diese Besorgniß ist in einem hohen Grade gesteigert, seit Denkschrift
in No. 1 . der medizinischen Zeitung, für 1836 ein geachteter Arzt, D r . Lorinser, die Ansicht A A ^ A
aufgestellt hat: daß der Unterricht und die Bildung in den Gymnasien gegenwartig der phy-
sischen und mithin auch der psychische» Entwicklung der Schüler nicht nur Gefahr drohe,
sondnn in unzähligen Fällen auf beklagungswerthe Weise bereits gebracht habe und noch
bringe; eine Ansicht, welche seitdem in einer großen Anzahl von Schriften vor den Augen
des minderkundigen, aber nicht minder betheiligten Publikums vertheidigt und bekämpft
worden ist.

5



Der Gegenstand ist hochwichtig, er berührt die tiefsten. Interessen eines jeden wahren Pa-
trioten um so mehr, als das Vorhandensein der. vom N r . Loriuser geschilderten Uebelstände
selbst, von der Mehrzahl der Gegner nicht bestritten ist, so daß der Streit nur noch eigentlich
darüber stattfindet, ob jene Uebelstände Folgen der Einrichtung des jetzigen Gymnasial-Unter-
richts, oder anderweiter Umstände sind.

Es haben daher die Provinzial-Stände sich die unterthänigste Bitte erlaubt:
daß es Seiner Königlichen Majestät gefallen möge, in allen Theilen der Monarchie,
eine durchgreifende und jedem einseitigen Standpunkt fremde Untersuchung über die Art
des Gymnasial-Unterrichts und seine Folgen auf physische «nd psychische Entwickelung
der Schüler allergnädigst befehlen, und das Ergebniß dieser Untersuchung auf geeig,
netem Wege zur Kenntniß des Landes bringen zu lassen.

Bäuerliche 4. Nach dem Regulirungs-Edikt vom läten September 1811 zu §. 16. und der De-
^ ^ a " / n ^ " " klaration vom 29sten M a i 1816 kann auf Ablösung derjenigen Hilfsdienste angetragen wer-

Denkschrift den, welche der Gutsherrschaft von den bäuerlichen Einsaaßen durch Gespann- und Hand-
4. Avrtt"'t837. diensie geleistet werden sollen. D a nun überhaupt dergleichen Ablösungen zum größten Theil

No. 35. ^ der Provinz noch nicht «folgt sind, und dieses oft mit sehr vielen Schwierigkeiten und
Kosten verknüpft ist, so erscheint es wünschenswerth, wenn für die bei der Regulirung der
gutshcrrlich-bäuerlichen Verhältnisse vorbehaltenen Hilfsdienste bei Anwendung der Ablösungs-
Oldnuug vom 7ten Juni 1821 ein für allemal bestimmte Normalsätze angenommen würden.

Die Provinzial-Stände haben daher unterthanigst gebeten:
eine ähnliche Cabinets-Ordre für die Provinz Preußen zu erlassen, als mittelst Allerhöch-
sten Erlasses vom 26sten October 1835 auf den Antrag der Brandenburger Provinzial-
Stände ertheilt worden, die ihrem wesentlichen Inhalte nach dahin lautet; daß die bei der
Regulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse vorbehaltenen Hilfsdienste, nach für
jede Gegend zu bestimmenden Normalsätzen festgesetzt und diese Ermittelungen und Fest-
setzungen, nach vorgängiger Ausmittelung angemessener Distrikte, durch besondere aus
sachkundigen Eingesessenen und einem Abgeordneten der General-Commission zusammen-
gesetzte Distrikts-Commissionen, zu bewirken sein werden.

2. Nach §. 1. der Allerhöchsten Deklaration vom 1«ten Ju l i 1836 des Gesetzes
vom 8ten Apri l 1823, welcher in dem Culmer und Michelauer Kleist, so wie in dem Ge-
biete der Stadt Thorn zur Anwendung kommt, sollen als Merkmale einer regulirungsfähi-
gen Ackernahrung angesehen werden:

1 . wenn Spanndiensie voll der Stelle geleistet werden müssen,
2. wenn ein Besitzer zwei Pferde oder zwei Zugochsen hält und diese zur Bewirthschaftunq

der Ackernahrung nöthig gewesen.
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Diese gesetzlichen Bestimmungen haben zu vielfachen Mißdeutungen und Prozessen Ver-
anlassung gegeben, indem in der Provinz Wesipreußm Instleute vorhanden sind, die etwa
sechs Morgen Land benutzen, welches ihnen statt baares Geld als Aequivalent für zu lei-
stende Dienste überlassen ist, und die, wenn sie zwei Ochsen halten auf Regulirungsfähig-
keit Anspruch machen. s,;..

Die Provinzial-Stände haben daher in Unterthänigkeit angetragen: '
die Punkte 1 . und 2. des §. 1 . des Gesetzes vom' löten Juni 1836 dahin näher
deklariren zu lassen, daß Danniker, Instleute, oder ihnen gleichstehende Dienstleute, dem
Gesetz nicht unterworfen sind. ^

5. Die Succession des Adels in den ehemaligen Palatinaten Marienbufg und Po-Letztwil l ige
merellen ist durch das in der Regierungs-Instruktion vom Jahr 1773 bestätigte Hus terre8tre / / ' ^
nodi l i tnt l« plu88i»e bestimmt, und es ist dem Adel jede letztwillige Verfügung über das
Grund-Vermögen hiemit untersagt worden. Der Grund dieser aus einer Constitution des ^ ^
Königs Sigismund vom Jahre 1510 herrührenden harten Beschrankung, ist, wie es in dem Denkschrift
Berichte des Königlichen Ober-Landes-Gerichts von Wesipreußen vom 24sien Februar 1832 vom 2t. März
an das Königliche Justiz-Ministerium erörtert worden, nach den Worten jener Constitution
und dem Zeugniß der bewährtesten Schriftsteller nicht in der Absicht, die Familien zu
erhalten, sondern darin zu suchen, daß dem Einfluß der Geistlichkeit auf letztwillige Ver-
ordnungen vorgebeugt werde, durch welche liegende Gründe in das Eigenthum der Kirche
und insbesondere der Klöster ungebührlich übergingen.

Da nun aber zur Erreichung dieses Zwecks ein Mi t te l nicht mehr nochwendig ist,
welches einen achtbaren Stand in seinen Rechten auf das äußerste beschränkt, so haben die
Provinzial-Stände unterthänigst gebeten:

für den Adel in den ehemaligen Palatinaten Marienburg und Pomerellen, das durch
die Regierungs-Instruktion vom 24sten September 1773 bestätigte drückende Verbot,
über das Grund-Vermögen letztwillig zu verfügen, noch vor der Bestimmung einer
anderweitigen Successions-Ordnung gnadigst aufzuheben und demselben das Recht der
diesfälligen testamentarischen Verfügung huldreichst zu ertheilen.

6. Auf die unterthänigste Bitte des fünften Provinzial-Landtages, daß die bis jetzt Verha l t ,
strittige Frage: ob die Instleute, welche in Landwirthschaften gegen gewisse jahrweise abge- I n streute,
messene Natural-Vorthcile lc. genüethet worden, zum Gesinde zu rechnen wären? bejahend Denkschrift
deklarirt werden möge, ist in dem Allerhöchsten Landtags - Abschiede vom 31sten D e z e m - ^ ^
ber 1834 entgegnet worden: daß der Antrag in Erwägung gezogen werden solle, und die
Entscheidung darüber vorbehalten bleibe.

5 «
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Die, Allerhöchste Entscheidung ist. bis jetzt noch nicht eingegangen; es sind indessen dem
gegenwärtigen Landtage, wiederum,mehrere diesen Gegenstand betreffende Anträge zugegangen
und insbesondere darüber Beschwerde geführt worden, daß nach der Circular-Verfügung der
Königlichen Regierung zu Königsberg vom 28sten Januar 1637 bestimmt sei, daß hie Cir-
cular-Verfügung vom 13ten M a i 1833, nach welcher die Insileute als zur Kathegorie des
Gesindes gehörig nur die Bedingun-
gen der Circular ^Verfügung vom..10ten August 1834 maaßgebend waren, wonach die Vor-
schriften der Gesinde - Ordnung auf die Instleute nicht Anwendung finden, und daher die
Entscheidung der über das Dienst-Verhältniß derselben vorkommenden Streitigkeiten lediglich
den kompetenten Gerichtsbehörden zustehe.

Der Inhal t dieser Verfügung der Königl. Regierung dürfte aufs Neue darthun, wie noth-
wendlg eine authentische Entscheidung über' die Natur des Dienstverhältnisses der Insileute sei.

Die Provinzial^ Stände haben daher unterthänigst gebeten: '
' mittelst authentischer Deklaration auszusprechen, daß auf die Instleute die Vorschriften der

- ' Gesinde-Ordnung anzuwenden, insbesondere aber, daß dieselben bei ihren Streitigkeiten
>'. mit der Herrschaft denen Ressort - Verhältnissen unterworfen sind, die für das Ge-

sinde bestehen.
Sollte wider Erwarten dieser unterthänigsi erbetenen Entscheidung Bedenken entgegen

stehen, so ist ferner angetragen:
daß es wenigstens gestattet werde, daß die Instleute sich freiwillig denen Bestimmungen
der Gesinde-Ordnung unterwerfen dürfen.

Cr iminal- 7. Bereits' in dem Allerhöchsten Landtags-Abschiede vom 17ten August 1825 «üb V.
Pflege! 13. v.'wurde ewe zweckmäßige Modifikation der Criminal - Gerichts - Verwaltung Allcrgnädigst

Denkschrift zugesagt, und nach später« Landtags - Abschieden ist die' Revision des Strafrechts in der Bear-
^ g begriffen. ' .

Die Provinzial - Stände leben in der festen'Ueberzeugung,'''daß bei dieser Gelegenheit alle
wünfthenswerth und zweckmäßig erscheinenden Abänderungen der gegenwärtigen Verfassung zur
Sprache kommen und der sorgfältigsten Prüfung werden unterworfen'werden; da aber auch dem
gegenwärtigen Landtage mehrere diesen Gegenstand betreffende Petitiones zugegangen sind, so
halten es die Provinzial-Stande nicht für unangemessen, die Ansichten und Wünsche der Pro-
vinzen Allerhöchsten Orts zur Kenntniß zu bringen, und zur gnädigsten Berücksichtigung zu em-

. pfehlen; sie haben daher folgende Anträge gemacht, die. in der Denkschrift durch angeführte
Gründe motivirt sind: . ^ . - ^ ^i -^. " > '

». Den Polizei-Behörden in allen Fällen, wo ein Geständniß erfolgt ist, die Bestrafung des
ersten kleinen gemeinen Diebstahls zu überlassen, und dieselbe nur dann zu verpflichten
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die/ UMerst'chung an das Gericht,.,abzugeben, wenn kein Geständnis, zu erlangen
u^- gewesen/, ?l^!'li l^!^i ^^ ! l ! . i ^ ^ ^ ^ ' ^ l ^ - . ^ . ' , ... ^ ' - - ! i ^ 5 ^,

,,.b. Z a ß . M «inen in Untersuchungs - Arrest befindlichen unvermögenden Gefangenen niemals
^ »mehr als '2 Sgr. 6 pf. täglich für'die Beköstigung liquidirt werden dürfe,

„ p . Daß die Detention der Verbrecher bis zum Nachweise resp.^der Besserung, und.des ehrli-
„ , ^ chen Erwerbesr. möglichst h e s ^ M werde und namentlich, nur, dann eintrete, wenn der

Verbrecher, nicht bereits während der eigentlichen Strafzeit Zeichen dex, Besserung gegeben,
,. . oder seine Absicht sich seinen Unterhalt auf eWiche Art zu erwerben/,,nicht erklärt, und
,....^wahrfthelMche.Mittel dazu,.nichtmachgewiesen, oder er physisch außer. Htande ist, sich

seinen Unterhalt seWständig zu beschaffen. -. ,
6. Daß bis zur gänzlichen Uebernahme M Criminal-Kosten auf Staatsfonds denen Privat-

Iurisdictionarien und Kämmerei - Kassen für den Unterhalt der Zuchthau.6-Gefangenen
und Landwehr-Sträflinge in Graudenz, nur so viel abgefordert werden dürfe, 'a ls die

^ Verpfieguugskosten nach Abzug des Arbeits-Verdienstes betragen..
..... Endlich haben die Provinzial-Stande die Strafe der Deportation in Erwägung gezo-

gen, die in andern Staaten gebräuchlich und selbst in Preußen schonzfrMer in Ausführung ge-
kommen ist; sie haben sich die Zweckmäßigkeit.dieser, Shrafe in geeigneten Fallen nicht verhehlen
können^sich indessen jedes besottdem Antrages,iüber diesen Gegenstand enthalten, dache die
Ueberzeügung haben, daß wenn diese Sache ̂ Allerhöchsten Orts überhaupt für zweckmäßig und
ausführbar erachtet, werden sollte, die Weisheit^ der Staats-Regierung auch die geeignetsten

, ' ^ 8 < So wohlthatig-'das wegen Bestrafung der Holz-Diebstähle unterm 7ten I un r 1821 Holz-De-
erlassene Gesetz an.sich,,ist, so hat es. doch aus Ursachen, die außer.dem, Geschwiegen, n.ur im nen.
beschränkten Maaße zur Vermindermlg der erwähnten Verbrechen beigetragen., Diese Verbrechen Denkschrift
haben,vielmehr in manchen Gegenden in der W t ,uberhand,genommen, daß insbesondere in 1337.
holzarmen Gegenden und vorzüglich in der Nähe größerer Städte, ganze Waldungen in Folge
der Holz-Diebstähle verschwunden sind. Die Ursache der häufigen Holz-Diebstähle sind haupt-
sächlich darin zu suchen, daß die niedere Volksklasse sich nicht davon überzeugen kann, daß
Waldungen, so gut wie,andere Vermögens - Objecte, Gegenstände des besondern EigMhums
sind, dieselben vielmehr als ein Gesammt-Gut betrachtet werden..können; theils aber auch, weil
eine Controlle^und eine Verfolgung des Enkvendeten,..bei der Schwierigkeit die Identität nach-
zuweisen, an sich schon überaus schwer ist, aber,auch durch die bestehenden Gesetze nicht immer
hinreichend erleichtert wird^ >>" 5 , . - ^ l . ' :^ .,. ^.,

Die Provinzial-Stande erlaubten .sich daher, einige Gegenstände, die auf Holz-Defrau-
dationen Bezug haben,.der Allerhöchsten Berücksichtigung anzuempfehlen: - ,.;.,-. ..
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n. Nach dem Gesetze vom 7ten Juni 1821 geben die Denunciationen den auf Lebenszeit
angestellten Forst-Offizianten, falls solche auf den Dienst-Eid genommen werden, einen
vollen Beweis; der Privat-Waldbcsitzer befindet sich aber meistens außer Stande, seine
Forstbedienten auf Lebenszeit anzustellen. Die Folge dieses Verhältnisses ist, daß den An-
zeigen des Forstbeamten der Privat-Waldbesitzer keine Beweiskraft zustehet, und die letz-
teren, da es fast nie möglich ist andere Beweismittel herbeizuschaffen, gewöhnlich von
jedem Verfahren gegen die Holz-Defraudanten abstehen müssen. Ein Auskunftsmittel dürfte
dadurch herbeigeführt werden, wenn den nicht auf Lebenszeit angestellten Forstbedien«
ten'der Privat-Waldbesitzer, wenn sie die Richtigkeit ihrer Denunciation durch einen
speziellen Bckräftigungs-Eid bestätigen, eben' dieselbe Beweisfähigkeit beigelegt werde,
wie er den auf Lebenszeit angestellten Officianten, die sie ausvett allgemeinen Dienst-
Eid nehn^n, zukomme, m- 5<^ '

Die Provinzial« Stände haben hiernach gebeten:

die Bestimmung des Gesetzes vom 7ten Juni 1821 wegen der Beweiskraft der De-
nunciationen der Forst-Officianten, dem vorstehenden Vorschlage gemäß Allergnä-
digst ausdehnen zu wollen.

d. I n dem Nestript der Ministerien des Innern und der Finanzen vom 30. M a i 1823
ist bemerkt: daß die unterzeichneten Ministerien der Ansicht des Königlichen Ober-Lan-
desgerichts zu Halberstadt, über die Unstatthaftigkeit der verlangten Beweisführung
des unrechtmäßigen Besitzes von denen bei Visitationen sich vorfindenden Hölzern,
beipflichten, daß auch andere allgemeine Grundsätze, als die schon in den Ge-
setzen und ln der Hermeneutik beruhen, sich nicht aufstellen ließen, und daß nur jeder
spezielle Fa l l , die nöthigen Data an die Hand geben könne, den Verdacht eines Holz-
Diebstahls zu hegen und zu verfolgen. Diese Verfügung ist, gewiß der Absicht der
Königlichen Ministerien entgegen, von den Unterbehörden dahin ausgelegt worden, daß
der Inhaber von Hölzern nicht für verpflichtet zu achten sei, bei Haussuchungen die
rechtmäßige Erwcrbungsart derselben darzuthun und es sind Untersuchungs - Anträge,
wo die Identität der Hölzer auf das Unzweifelhafteste dargethan war, andere Beweis-
mittel aber mangelten, in Gemäßheit jener Auslegung zurückgewiesen worden.

Die Provinziell-Stände beantragten daher:
das erwähnte Rescript der Ministerien des Innern und der Finanzen vom 3Nsten
M a i 1825 dahin deklarircn zu lassen, daß keinesweges der Inhaber von Holz
niemals verpflichtet sei, bei Haussuchungen die rechtmäßige Erwerbungs - Art
nachzuweisen; ein solcher Nachweis vielmehr, falls sonst Verdachtsgründe vorhan-
den sein sollten, allerdings von ihm gefordert werden könne.
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e. ^ E s ist zwar bereits in den Provinzial-Forst-Verordnungen vorgeschrieben, daß jeder,
' welcher Holz, zum Verkauf in die Städte bringt, mit einem Attest versehen sein soll,

, aus welchem sich seine Befugniß zu dessen Verkauf ergeben müsse.
,,- Diese zweckmäßige Vorschrift werde aber nur in seltenen, Fällen beobachtet und
dadurch der Holz-Defrauoation in nicht geringem Grade Vorschub geleistet.

Die Provinzjal-Stände haben daher, den unterthänigen Antrag sich, erlaubt:
den polizeilichen Beamten, insbesondere den Gensd'armen, die genaueste und
sirengste Befolgung der bestehenden Vorschriften wegen der Holz-Atteste wiederho-

,. , lentlich auf das Nachdrücklichste einschärfen zu lassen.
9. Wenn es auch in der Natur allgemeiner Gesetze liegt, daß die mit ihrer Ausführung Ausdeh

beauftragten Behörden, in den durch die Gesetze selbst bestimmten Schranken, spezielle V o r - " ^
schriften erlassen, so. sind den Provinzial-Standen doch Falle bekannt geworden, in welchen ^ „
die Provinzial - Regierungen nicht bei dieser gesetzlichen Entwicklung der gegebenen Normen welchen sie
stehengeblieben, sondern entweder an das Bestehende ganz neue Festsetzungen knüpfen, oder z i r t sind,
die Anwendung der für nur einen Landtheil des Provinzial - Verbandes gegebenen Bestim« Denkschrift
mimgen, auf einen andern übertragen, oder die Gesetze auf eiue Weise interpretiren, wobei ^ " "
dem Zweifel Raum ^zu .geben ist, daß nicht alle Interessen mit gleicher ^Genauigkeit beach-
tete worden.. . . ,l i , . ^ ,, , . , >

Auf einen Antrag des dritten Provinzial-Landtages, der ähnliche Überschreitungen ge-
setzlicher Bestimmungen betraf, wurden die Provinzial - Stände in dem Landtags - Abschiede
vom 9ten Januar 1830 dahin beschieden, daß der Antrag zu allgemein und durch keine
speziellen Gründe und Thatsachen motivirt sei, daher nicht Veranlassung eines Allerhöchsten
Befehls werdetl. könne.

M i t Rücksicht auf diesen Allerhöchsten Bescheid haben die Provinzial-Stände nachste-
hende Fälle der Art zur Allerhöchsten Kenntnißnahme zu bringen gewagt, und die Allergna-
digste Abhilfe zu treffen unterthänigst anHeim gestellt. 7

a. Die im Allgemeinen Landrecht Theil I . T i t . 8. §. 65. enthaltenen Vorschriften, über
Einschränkung des Eigenthums bei den Bauten, geben den Regierungen der Provinzen
vielfache Veranlassung, die gesetzlich bestehenden Einschränkungen noch weiter auszu-
dehnen und sie auf Bauten anzuwenden, bei welchen die Gründe, die jene Beschrän-
kungen hervorgerufen haben, nicht stattfinden. Das Allgemeine Landrecht bestimmt im
§- 69. laco c i ta to , daß nur dann eine obrigkeitliche Erlaubniß nothwendig sei, wenn
in Städten oder auf dem Lande, eine neue Feuerstelle errichtet, oder eine alte an
einen andern Ort verlegt werden solle, und das Ostpreußische Provinzial - Recht ver-
ordnet im Zusatz 8 . , daß die Erlaubniß zur Anlegung neuer oder zur Verlegung
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alter Feuerstellen in den Städten bei dem Magistrate und auf dem Platten Lande
wegen bäuerlicher Besitzungen^ sie mögen eigenthümlich oder nicht eigenthümlich besessen
werden, bei det' Grundherrschaft nachzusuchen ist, dagegen hiezu die Eigenthümer sol-
cher ländlichen'Besitzungen, welche nicht zu den bäuerlichen gehören, keine besondere
Erlaubnis bedürfen.' ^ ' ' ..

Bei diesen unzweideutigen Bestimmungen der Gesetze haben dennoch die Provinzial-
Regierungen, die Regierung zu Königsberg durch die Amtsblatts-Verfügung vom 29sten
Ju l i 1814, 8ten Januar 1826 und 8ten Januar 1836, und die Regierung zu M a -
rienwerder durch die Amtsblatts-Verfügungen vom 25sien August 1823, 12ten Novem-
ber 1824, 18ten September 1833 und 9ten April 1835, nach und nach die freie
Disposition der Bauenden auf dem Lande dergestalt beschrankt, daß jetzt ohne Rück-
sicht auf die Bestimmung und Lage der Gebäude kein Neubau und Haupt-Reparatur-
bau ohne einen förmlichen, siempelpflichtigen Erlaubnißschein der Kreis-Polizei-Behörde
ausgeführt werden darf.' » "

Die Provinzial-Stände halten diese Anordnungen als solche, die den bestehenden Ge-
setzen zuwider sind, und haben gebeten: ' ,<s . ' ' v .

daß die Provinzial-Regierungen auf diese Abweichung von den bestehenden gesetzli-
chen Vorschriften aufmerksam gemacht und denselben die Beachtung der für diesen
Gegenstand in der allgemeinen, so wie in der Provinzial-Gesetzgebung enthaltenen

' Normen, anbefohlen werden möge. '̂ >,?/ "
d. schon bei dem Landtage, der den 19. Juni 1809 zu Marienwerder gehalten wurde, erfolgte

die Verewigung des Alt-Marienwerder-Riesenburger Kreises, der bis dahin in Betreff der
Armenpflege dem Landarmen-Institut zu Tapiau angehört hatte, mit dem Institute .zu
Graudenz. Dieser Kreis gab aber die in demselben zur Zeit der Vereinigung gesetzlich
geltenden Grundsätze des Ostpreußischen Provinzial-Rechts und des Land-Armen-Regle-
ments vom 3 1 . October 1795 und dessen Deklaration vom 16. M a i 1805 über die Ar-
menpflege keinesweges auf, vielmehr wurde mit Anwendung derselben fortwährend verfah-
ren. Um so unerwarteter war es, als die Königliche Regierung zu Marienwerder im
Jahr 1835 sich veranlaßt fand, das Landraths-Amt des Rosenberger Kreises anzuweisen,
dem Zusatz 238 des Ostpreußischen Provinzial-Rechts und dem Ostpreußischen Land-Ar-
men-Reglement keine gesetzliche Kraft beizulegen, sondern die dortigen Armm - Verhalt-
nisse allein nach dem Land-Armen-Reglement für Wesipreußen zu behandeln. Aus dieser
Behandlung geht aber für die Ortschaften des Kreises der Nachtheil hervor, daß das Orts-
Armen-Recht leichter erworben werden könne, als nach dem Ostpreußischen Provinzial-
Recht. ' Die
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Die Provinzial-Stände haben deshalb auch beantragt:
daß die Beachtung der in dem Alten Marienwerder - Riesenburger Kreise bestehen-
den Armen-Gesetze seitens der Provinzial-Regierung zu Marienwerder anbefohlen
werden möge. ,.,

Nachdem durch die Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 18ten Dezember 1834 bestimmt wor-
den: daß das in den Regierungs-Bezirken Marienwerder, Danzig, Vromberg und Cöss
lin zu erhebende Real-Schutzgeld, da wo dieses nicht bereits geschieht, vom Isten Ja-
nuar 1833 an überall, wie die übrige Grundsteuer für Rechnung der Staats-Kassen ein-
gezogen; dagegen den Dominien, welchen die Schutzgelder früher gegen Uebernahme und
Entrichtung von fixirten Steuern überwiesen worden, diese Steuer vom Isten Januar
1835 erlassen werden solle, gab die Regierung zu Marienwerder durch das Publikandum
vom 2ten März 1836 dieser Allerhöchsten Bestimmung nachstehende Anwendung:

das Real» Schutzgeld solle von allen Käthen, welche aus einer ̂  von einem contri-
buablen Grundstücke abgezweigten Parzelle erbaut sind, in so fern entrichtet werden,
als bei der in Gemäßheit des §. 3. des Kultur-Edikts vom 14ten September 1811
bewirkten Abgaben-Vertheilung, darauf weniger als 20 Sgr . Contribution treffen.

Das Schutzgeld solle auch von den Käthen gezahlt werden, die zwar früher ei-
genthümlichen Besitzern gehört haben, aber vor Emanation der Allerhöchsten Cabi-
nets-Ordre vom 18ten Dezember 1834 von den Gutsbesitzern acquirirt worden, und
diese Abgabe solle erst dann wegfallen, wenn die auf dem Grundstücke stehenden
Gebäude abgebrochen worden.

Das Schutzgeld solle auch in dem Falle, wenn die Käthe mehrere Besitzer ge-
habt, von jedem derselben, nach seinem vollen Betrage von 20 Sgr . entrichtet
werden. .

Wenn aber die fragliche Abgabe, nach den Worten der Allerhöchsten Cabinets-Ordre, in
die Klasse der Grundsteuer gehört, sich also nicht auf persönliche Verhältnisse richten kann,
so haben die Provinzial - Stände unterthanigst gebeten:

bei Käthen und Käthner - Grundstücken welche weniger als 20 Sgr . Grundsteuer zah-
len, das Real-Schutzgeld bis auf diese Summe zu erhöhen, nicht aber außer dem-
selben den Grundsteuer-Betrag entrichten zu lassen. Dagegen in den Fällen, in
welchen eine Consolidation des Käthen-Grundstücks mit dem Hauptgute, vor dem
Erscheinen des Allerhöchsten Cabinets-Befehls vom 18ten Dezember 1834 erfolgt
ist, die Zahlung des Real-Schutzgeldes huldreichst zu erlassen; auch wenn meh-
rere Eigenthümer sich im Besitz einer Käthe befinden, nicht von jedem derselben,

.sondern nur einmal von jeder Kathedas Real-Schutzgeld erfordern zu lassen.

6
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Diesen einzelnen Bitten haben die Provinzial-Stände im allgemeinen den Antrag angereiht:
daß es der hohen Weisheit Seiner Majestät des Königs gefallen möge, die
zweckmäßigsten Maaßregeln zu ergreifen, damit in Zukunft die Provinzial - Be-
hörden sich nicht ahnliche Deutungen bestehender Gesetze erlauben dürfen.

Nerthei- 10. Der vierte Provinzial-Landtag hat in einer Denkschrift beantragt, die Land-Ar-
Land-Ar- men-Beitrage in Westpreußen für die nächsten zwei Jahre nach dem Gesammtbetrage der

g f Klassensteuer zu veranlagen, und es ist in dem Allerhöchsten Landtags-Abschiede vom 3ten M a i
die Klassen« 1832 ausgesprochen worden, daß der Gewährung dieses Antrages nichts entgegenstehe, da-

Denkfchrift ^ " b"6 weitere zu dessen Ausführung eingeleitet werden soll. Mehrere Jahre wären ver-
voms0.März gcmgel,^ ohne daß ein abändernder Erhebungs - Modus der Land - Armen - Beiträge einge-

treten wäre. I m Jahre 1836 habe die Königliche Regierung zu Marienwerder behufs des
Repartitions - Modus der Land-Armen-Beiträge nach der Klassensteuer, einen Tarif ver-
öffentlicht, nach welchem mit Hwweglassung der I2ten Klasse der klassensteuerpflichtigen Per-
sonen, von den übrigen 11 Klassen die Beiträge nach einer verschiedenartigen Steigerung
erhoben werden sollen.

Die Provinzial - Stände finden sich berufen, gegen diesen der Erhebung der Land-
Armen - Beiträge zum Grunde gelegten Tarif Beschwerde zu führen und unterthänigst zu
bitten:

daß die Land-Armen-Beiträge in Westpreußen, gemäß dem ursprünglich gemachten
und Allerhöchst genehmigten Antrage des vierten Provinzial-Landtages, nach dem
Gesammt - Betrage der Klassensieuer subrepartirt und erhoben werden dürfen.

Landraths- 11. Durch die Allerhöchste Cabinets - Orbre vom 19ten Oktober 1828 ist befohlen
D "k'^"tt worden, daß die für die Provinzen Brandenburg und Pommern unterm 22sten August 1826

vom 30. März ergangene Verordnung, in Beziehung auf die Wahl der Landräthe und Kreis - Deputaten
1837. No. 10. ^ ^ ^ ^ y . ^ Preußen mit Berücksichtigung der Allerhöchsten Befehle vom 10ten

November 1826 und 30sien November 1827 in Anwendung kommen solle.
Nach dem §. 4. der gedachten Verordnung vom 22sten August 1826 dürfen zu den

Aemtern der Landräthe und Kreis - Deputaten nur ausschließlich Rittergutsbesitzer desselben
Kreises, wo die Wahl stattfindet, gewählt werden.

Die Provinzial - Stände erkennen in dieser weisen Bestimmung die landesväterliche Ab-
sicht, daß den Kreisen das ihnen nach früherer Verfassung und Observanz zustehende aus-
schließliche Recht auch ferner erhalten werde; da jedoch ausnahmsweise in einigen Kreisen
der Provinz die Zahl der Rittergutsbesitzer sehr geringe ist und daher zu befürchten steht,
daß in solchen Kreisen nicht immer bei den zu Wählenden die zur Verwaltung eines Land-
raths - Postens erforderlichen Kenntnisse vorhanden sein möchten, und daß deshalb die



von den Kreisständen zu erwählenden Candidaten in einzelnen Fällen die Allerhöchste Bestä-
tigung zum Landrath nicht erhalten dürften, mithin dieser Posten Männern übertragen wer-
den möchte, die zwar die Qualifikation, aber nicht das Vertrauen des Kreises besitzen
dürften; so haben die Provinzial-Stande unterthänigst gebeten:

den §. 4. der Allerhöchsten Verordnung für die Provinz Brandenburg und Pommern
vom 22sten August 1826, in so weit derselbe für die Provinzen Preußens in Aus-
führung kommen soll, dahin abändern zu lassen: daß zu dem Amte des Landraths
nicht bloß Rittergutsbesitzer desselben Kreises, worin die Wahl stattfindet, gewählt wer-
den dürfen, sondern diese Wahl sich auch außerhalb des Kreises auf Besitzer von Ri t -
tergütern erstrecken könne.

12. Die rege Theilnahme, welche die Provinzial-Stände an den Landtags-Berathun-Vorlegung
gen von jeher gezeigt haben, hat sich bei dem sechsten Provinzial-Landtage um so mehr g e s t e ^
gert, als die vorgelegten Gesetz-Entwürfe von der höchsten Wichtigkeit waren. Können die
Provinzial-Stande hoffen, durch gründliche Begutachtung der ihnen übertragenen Arbeiten ihre p
Pflicht erfüllt zu haben, so sind sie dennoch bei der ihnen zugemessenen beschränkten Zei t , in ^ ^ - No.28.
die Notwendigkeit versetzt worden, Seine Majestät zu bitten, es huldreichst nicht mißdeuten
zu wollen, wenn nicht alle Gesetz-Entwürfe einer vollständigen Berathung haben gewürdigt
werden können, vielmehr einige derselben einem künftigen Landtage vorbehalten werden mußten.
Von der Ansicht ausgehend, daß eine genaue Kenntnißnahme der Gesetz-Entwürfe nur erfolgen
könne, wenn die gehörige Muße dazu vorhanden sei, und daß die genaue Kenntniß der Gesetz-
Entwürfe die Arbeiten des Landtages wesentlich fördere; ist der Wunsch rege geworden, daß
für die Folge alle Gesetz-Entwürfe, welche Seine Königliche Majestät allergnädigst einer Be-
gutachtung hinzugeben geruhen werden, schon längere Zeit vor Eröffnung eines Provinzial-
Landtages zur Kenntniß der Abgeordneten kommen mögen.

Die Provinzial-Stände haben diesem Wunsche gemäß unterthänigst gebeten:
für die Folge diejenigen Allerhöchsten Gesetz-Entwürfe, welche den Provinzial-Stän-
den zur Begutachtung vorgelegt werden sollen, schon vor der Einberufung der Abge-
ordneten unter dieselben vertheilen zu lassen.

13. Die Provinzial-Stände halten es für ihre Pf l icht , jedem ihnen vorliegenden Ge- Verwal
genstande eine aufmerksame Theilnahme zu widmen, und so sind sie denn auch die dem Pro-
vinzial-Landtage mitgeteilten verschiedenen Nachweisungen über die Kosten, welche die früheren ^ ^ /
Provinzial-Landtage verursacht haben, genau durchgegangen. Bei dieser Gelegenheit sind sie Denkschrift
aber davon überzeugt worden, daß es zweckmäßig sein dürfte, wenn in der Folge dergleichen vom 3. April
Rechnungen durch eine aus ihrer M i t te zu erwählende Commission controllirt würden; in der No. 33.

6 *
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A r t , daß dieselbe alle nothwendig werdenden Ausgaben prüfe und darauf wache, daß weder in

formeller noch in materieller Hinsicht hiebet etwas versäumt werde.

Die Provinzial-Stände haben unterthänigst gebeten: . -

daß Seine Majestät allergnädigst genehmigen möge, daß ein ständischer Ausschuß

bestehe, der die Rechnungen und das Kassenwesen des Provinzial-Landtags-Fonds

controllire, und alle darauf Bezug habende Geschäfte bearbeite.

I n der Hoffnung, daß dieser unterthänige Antrag Allerhöchste Gewahrung finden

dürfe, haben die Provinzial - Stande schon jetzt die Mitglieder zu dem ständischen Ausschusse

erwählt und ihre Wahl zur Allerhöchsten Bestätigung angezeigt.

Länge 14. Das im Jahr 1827 emanirte Gesetz wegen der Wagen, und Schltttengeleise,

Schotten, hat sich als zweckmäßig und den.gehegten Erwartungen entsprechend erwiesen, und es muß

Denkschrift anerkannt werden, daß die größere Länge der Schlitten zur Erhaltung guter Bahnen we-
vom 2. A p r i l . .,. . < .^ « .
4837. No. 30. sentllch beitragt. .

Wenn aber dieses Gesetz keine Ausnahme gestattet, so führt dasselbe vorzugsweise für die

kleinen Grundbesitzer und die ärmere Volksklasse große Belästigungen herbei, indem es den Ge-

brauch einspänniger Schlitten beinahe gänzlich ausschließt.

Auch ist es nachtheilig, daß bei sogenannten Schleppschlitten zur Fortschaffung von

Langholz keine Ausnahmen gestattet weiden, wodurch ohne allen Zweck die fortzubringende

Last erschwert und unnöthige Kosten verursacht werden, indem die Schleppschlitten kaum den

dritten Theil eines gewöhnlichen Schlittens kosten.

Die Provinzial-Stände haben aus diesen Gründen unterthänigst gebeten:

Seine Königliche Majestät möge das in Rede stehende Gesetz allergnädigst dahin zu

deklariren geruhen, daß für Alle mit einem Pferde bespannte Schlitten, so wie für

die zur Fortschaffung'von Langholz nöthigel/Schleppschlitten, zwar die gesetzliche Breite,

aber nicht die gesetzliche Länge erforderlich sein dürfe.

Compctenz- 15. Die Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 14ten November 1835 befiehlt, daß die
selber / >> , ^

bisher den meisten Städten des Provinzial-Verbandes etatsmäßig aus Staats-KassenDenksch,ft
vom 30. März gezahlten Competenz-Gelder dergestalt allmählig aufhören sollen, daß vom Isten Januar 1836

" ' ^ ' a b , jährlich eine Verkürzung derselben um '/,o eintrete und es den Städten überlassen bleibe,

ihre Berechtigung zum Fortgenuß der Competenz im Wege Rechtens auszuführen.

Die Provinzial-Stände verkennen in diesem Befehl einerseits nicht die landesväterliche

Allerhöchste Absicht, eine ausgleichende Maaßregel mit andern Städten der Monarchie,

welche bei ihrem Stadthaushalte Einnahmen unter solchem Namen nicht genießen, eintreten

zu lassen; sie können aber anderseits den betheiligten Städten ihre Theilnahme nicht versa-

gen, daß diese, denenselben länger als 60 bis 100 Jahre ununterbrochen bewahrten Be-
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weise Königlicher Huld ihnen in einer Zeit entzogen werden sollen, in. welcher ihre steigen-
den Bedürfnisse und die Abnahme anderer Einkünfte sie immer unentbehrlicher .machen.

Vertrauend der landesväterlichen Huld wagen daher die Provinzial.-Stände einstimmig
die ehrfurchtsvolle Bi t te: .

die zwischen der Regierung und den Städten durch eine so lange ungestörte Dauer
begründeten Competenz-Verhältnisse nicht einer Auflösung zu unterwerfen.

Ob diese Zahlung als Ausfluß Königlicher Hu ld , oder als Entschädigung für
entnommene, den Städten ehemals zugestandene Rechte gelte, darüber möge die
Weisheit Seiner Majestät des Königs entscheiden. Sollten aber höhere Rücksichten
die Fortdauer dieser Gnade nicht gestatten, dann möge Fiskus den Nichter aufrufen,
ihn von seinen Verpflichtungen, welche weit über die in den Landes-Gesetzen festge-
stellten Normal-Jahre 1740 und 1797 hinausreichen, zu entbinden. B is zu diesem
Ausspruch aber möge den im verjährten Besitz befindlichen Städten der unverkürzte
Genuß einer Einnahme verbleiben, die sie als einen von allen Stürmen der Zeit
unberührten Beweis der beglückenden Theilnahme des erhabenen Herrscherhauses für
ihr Wohl zu betrachten und zu bewahren die gerechteste Veranlassung haben.

16. Das dem Provinzial-Landtage zur Begutachtung vorgelegte Gewerbe-Polizei- F i r i r t e
Gesetz hebt die Bestimmung auf, nach welcher bis jetzt zum Schutz der frühern realbe-StVu"e"/der
rechtigten Rittergutsbesitzer, nur derjenige auf dem platten Lande zur Anlegung einer B r a u - ^ g l A l e ^
und Brennerei berechtigt ist, welcher den Besitz eines Grund-Eigenthums im landschaftlichen ter.
Taxwerth von 15000 Thaler nachzuweisen im Stande war. v o ? n " ! ' ^ l

I m unbegrenzten Vertrauen auf die Gerechtigkeit ihres Monarchen haben die Provin- 5837. No. 32.
zial-Stände sich der Hoffnung hingegeben, daß Seine Majestät der König, nachdem nun-
mehr die letzte Beschränkung gefallen ist, welche die Besitzer der, mit der ausschließlichen Brau-
und Brennerei-Gerechtigkeit und dem ^Verlagsrecht früher bevorrechteten adelichen Güter, gegen
eine zu große Ausdehnung- dieses Gewerbes auf dem platten Lande sicherte, auch huldreichst
jetzt geruhen werde, die ehemals Bevorrechteten, Hinsichts der von dem genannten Gewerbe
zu leistenden Abgabe, mit allen denen gleichzustellen, welche gegenwartig dieselben Gewerbe
zu betreiben die unbeschränkte Freiheit erhalten. Sie haben auszuführen sich bemüht, daß
in Westpreußen und im Ermlande die Tranksteuer niemals die Natur einer Grundsteuer
(Contribution) angenommen habe, und daß der diesfälligen Erklärung des Königlichen M i -
nisierii der Finanzen Rechtsgründe entgegen stünden. Auf diese Ausführung gestützt, haben
die Provinzial-Stände den unterthänigen Antrag gegründet:

gleichzeitig mit der Emanirung des neuen Gewerbe-Polizei-Gesetzes die damit belaste-
ten Güter dieser Provinz von der Entrichtung der Tranksteuer huldreichst zu entbinden.
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Eingangs- 17. I n den Provinzen Preußens giebt sich ein Mangel an Eisen kund, welcher, da
^schwedi" dasselbe für alle Gewerbe ein dringendes Bedürfniß ist, Störungen und Beeinträchtigungen

sche" bewirkt, und Klagen und Bitten um Abhilfe veranlaßt hat.

Denkschrift Bei dem durch den Zollverband erweiterten Handelsbetrieb ist dem schleichen Eisen in
> No.Ä. den Zol l -Vereins-Staaten, bis ins südliche Deutschland hinein, ein so unbeschränkter vor-

theilhafter Absatz eröffnet, daß die aus dem entfernter liegenden Preußen an die Eisenhütten
gelangenden Bestellungen, deren Betrag sich allein in Königsberg auf 40,<)00 Centner jähr-
lich beläuft, nur theilweise ausgeführt werden können, mehrmals sogar zurückgewiesen wer-
den mußten.

Diesem Vedürfniß würde durch den Gebrauch des schwedischen Eisens, dessen vorzüg-
liche Güte den höhern Preis ausgleichen würde, abgeholfen werden können, wenn der auf
1 und 3 Thlr. für den Centner erhöhete Zoll dem Ankauf des Eisens nicht entgegen träte,
und dadurch die Zufuhr des schwedischen Eisens gegen ehemals verringerte, wodurch auch
der Tausch mit Getreide und Brandwein, welches Schweden sonst aus den preußischen Hä-
fen bezog, beinahe unmöglich gemacht wird.

Die Provinzial - Stände erkennen zwar die Unmöglichkeit diese Uebelstände sofort und
ohne Uebereinkunft mit andern Staaten zu heben, sie finden aber schon darin eine Beruhi-
gung, ihre Wünsche zur dereinstigen Berücksichtigung ehrfurchtsvoll aussprechen zu dürfen,
und haben daher unterthänigst gebeten:

die Herabsetzung des Zolles auf das schwedische Eisen auf wenigstens ein Drittheil
und die Herstellung günstiger den gegenseitigen Austausch der Produkte erleichternder
Handels - Verhältnisse mit Schweden, auf geeignetem Wege herbeiführen zu lassen.

Eingangs« 18. I n mehreren Städten des Provinzial - Verbandes sind während der verflossenen
S°teink°o"h- Jahre bedeutende Fabrik - Anlagen entstanden, deren Wirksamkeit durch Anwendung von

l Dampfmaschinen erhöht wird. Der Mangel der bei Anwendung von Dampfmaschinen so
z nothwendigen Steinkohlen ist indessen ein wesentliches Hinderniß, welches sich großartigen

1837. No. 21. g ^ M c h e n Anlagen in den Provinzen Preußens entgegenstellt, wahrend in den westlichen
Theilen der Monarchie die Natur dem Fabrikanten die Steinkohlen in größter Fülle dar-
bietet. Die Feuerungs - Materialien, welche Preußen den Fabriken gewährt, ersetzen diesen
Mangel auf keine Weise und ihre Unternehmer sind daher genöthigt, das unentbehrliche
Bedürfniß an Steinkohlen aus England zu beziehen. Der Eingangs-Zoll, welcher indessen
auf Steinkohlen lastet, vertheuert solche nicht allein beträchtlich, sondern erzeugt auch oft-
mals unangenehme Weiterungen durch die Erhebungsweise. Steinkohlen werden in England
ungewogen verladen, in Preußen aber als Waare eingeführt, müssen sie nach dem Gewicht
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versteuert werden, die Ausmittelung des Gewichts ist hiernach mehr oder weniger der Wi l l -
kühr anHeim gegeben.

Die Provinzial-Stände haben daher unterthanigst gebeten:
durch Aufhebung des bestehenden Eingangszolls für die zum inländischen Bedarf erfor-
derlichen fremden Steinkohlen, die von der russischen Grenze ab, bis einschließlich der
Weichsel eingehen, und durch Gestattung der völlig freien Einfuhr der Steinkohlen,
den preußischen Fabrik - Unternehmern eine huldreiche Aufmunterung landesväterlich
zu gewähren.

19. Seit einigen Jahren fängt die Ausfuhr des gesalzenen Fleisches an einen nicht Ermäßi
unbedeutenden Zweig der inländischen Gewerbe - Thatigkeit zu bilden. So sind im Jahre S'mach^t
1836 aus Königsberg 3173 und aus Danzig 5707 Centner eingesalzenen Fleisches nach lteuer.
Großbritanien, nach Amerika und Australien verschifft. Sollte das auswärtige Bedürfniß
sich erhalten oder wohl gar sich steigern, so würde dieses nicht bloß vorteilhaft auf den
Handel einwirken, sondern auch den Gewinn von der Viehzucht mehren und den Wohl-
stand des Landes fördern.

Der nützliche Aufschwung dieses Gewerbes wird aber gegenwärtig dadurch gehemmt,
daß durch die auf die Erhebung der Schlachtsieuer z« nehmende Rücksicht, die Ausübung
desselben in den M a h l - und Schlachtsteuerpflichtigen Städten verhindert wird. Die Ausfuhr
des gesalzenen Fleisches ist zwar keiner Steuer unterworfen; es fehlt indeß bis jetzt an
einer Bestimmung, mit welcher verhältnißmaßigen geringern Steuer der zur Ausfuhr untaug-
liche und überhaupt werthlosere Theil des Schlachtviehes (die Köpfe, Füße und Eingewei-
de) bei seinem Uebergang in die städtische Consumtion zu belegen sei. Dieser Mangel an
Bestimmung zwingt die Unternehmer, das Geschäft auf dem der Klassensteuer unterworfenen
Lande auszuführen > und wirkt eben dadurch auf die erfolgreiche Betreibung desselben nach-
theilig ein.

Die Provinzial - Stände haben sich erlaubt, die Gründe auseinander zu setzen, die
ihre diesfalligen Behauptungen rechtfertigen dürften, und demnächst untertänigst angetragen:

daß Seine Majestät huldreichst geruhen möge zu gestatten, daß ein mäßiger Steuer-
Betrag auf die zur Ausfuhr nicht geeigneten Theile des zum Behuf der Ausfuhr ge-
schlachteten Fleisches, für den Fa l l , daß dieselben zur Konsumtion in den steuerpflich-
tigen Städten übergehen, durch die Steuer-Behörden ermittelt und dadurch, und durch
die Einführung einer Kontrolle, wie sie in Ansehung der Mehl-Ausfuhr auf eine das
Steuer- und Handels - Interesse so glücklich vereinigende Weise bereits bestehet, die
Ausfuhr des gesalzenen Fleisches erleichtert werde.



Salz- 20, Die zum fünften Provinzial-Landtage versammelten Stande des Königreichs Preu-
". ^.' ßen hatten es gewagt. Seiner Königlichen Majestät die unterthänige Bitte vorzutragen: das

vom 30. Mär, Staats-Monopol des Salzhandels ganz aufzugeben und das Salz zu einer freien Handels-
183?. No. 9. ^ ^ ^ machen.' Dieser Antrag ist zwar nachdem Allerhöchsten Landtags-Abschiede vom

31sten Dezember 1834 aus dem Grunde zurückgewiesen worden: weil der Staats-Haushalt
des unverkürzten Ertrages sämmtlicher bestehenden Abgaben, nicht allein dringend bedürfe,
sondern auch die völlige Sicherstellung des bisherigen Ertrages gegen Ausfälle bedinge, wel-
che Sicherheit nur die unveränderte Beibehaltung der bisherigen Abgaben-Erhebung gewäh-
ren könne. Seine Königliche Majestät haben aber auch die große Gnade gehabt, denen
Ständen die Allerhöchste Zusicherung zu gewähren: daß sobald der Staats - Haushalt eine
Ermäßigung der gegenwärtigen Abgaben versiatten sollte, vorzüglich in sorgfältige Erwä-
gung genommen werden solle, welche der bestehenden, besonders der geringern Volksklasse
obliegenden Abgaben einer Ermäßigung bedürfen, wobei auch die befürwortete Aufhebuna

des Salz-Monopols nicht unerwogen bleiben solle.
I m Vertrauen auf dieses Königliche Wort haben die Provinzial-Stände die vielfältig

eingegangenen Anträge, Bitten und Wünsche um Herabsetzung der Salzpreise sämmtlich zu-
rückgewiesen. Anders aber verhält es sich mit der von den Abgeordneten der Stadt Kö-
nigsberg eingereichten Eingabe, in welcher die Nachtheile geschildert sind, die das Salz-
Monopol auf den Handel der Städte Königsberg und Memel gehabt hat und die noch
fortwährend auf den Handel mit Polen sich wirksam zeigen. Berücksichtigend, daß in dieser
Auffassung des Gegenstandes es sich nicht um eine finanzielle Frage handelt, oder diese sich
nur höchst untergeordnet darstellt; berücksichtigend, daß die westlichen Provinzen der Monar-
chie eines freien Handelsvetkehrs sich erfreuen, während die östlichen in ganz entgegengesetz-
ten Verhältnissen schmachten; berücksichtigend endlich, daß eine Theilnahme an dem Salz-
handel, einerseits zur Anknüpfung von Handelsverbindungen auf der westlichen Halbinsel
Europa's Gelegenheit gewährt, anderseits aber auch ein gewünschtes Tauschmittel für Polen
und Russen darbietet, und dadurch den Handelsverkehr der östlichen Provinzen des Reichs
beleben und einen Schatten von dem Handel zurückführen dürfte, der ehemals die Provin-
zen wohlhabend gemacht hat; so haben die Provinzial - Stände nach vollgültigem Beschluß
den unterthanigen Antrag gewagt:

Seine Königliche Majestät wolle den Nothstand des Handelssiandes in den Hafen- und
Handels-Städten der Provinz Preußen huldreichst berücksichtigen und Allergnädigst ge-
statten, daß den Kaufieuten in Preußen eine Theilnahme an dem Salzhandel der
Seehandlung gnädigst verwilligt werde, in dem Maaße, daß es ihnen erlaubt sei,
Salz zur Wiederausfuhr unter der Bedingung einzuführen und zu lagern, daß die

darauf
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darauf liegenden Abgaben bis zur Wiederausfuhr in derselben Ar t , wie bei andern
hochbesteuerten Waaren, sicher gestellt werde. >.

21. M i t tief empfundenem Danke haben die Provinzial-Stände die landesväterliche Chaussee.
Sorge ihres erhabenen Monarchen, auf die Befriedigung eines der dringendsten Bedürfnisse ""'.
des Landes gerichtet gesehen, nämlich auf den Bau von Kunstsiraßen.s Sie haben mit vom"g! April
Freuden wahrgenommen, daß nachdem bisher dergleichen Straßen meistens nur in der A b , ^ ^ ' ^ " ' ^ '
ficht angelegt wurden, um die entlegene Provinz Preußen mit 'dem Herzen der Monarchie
und dieses mit einem Nachbar - Staate in erleichterte Verbindung zu bringen, oder um
Rücksichten der Landes-Verteidigung z« genügen, nunmehr damit.begonnen ist, Kunsistra-
ßen zur Belebung des Binnen-Verkehrs zu schaffen. . "

M i t innigem Bedauern haben daher die Provinzial-Stände die Erklärung des König-
lichen Ministem für Handel und Gewerbe vom 10ten Dezember 1836 vernommen: daß die
Fonds zum Chaussee-Bau erschöpft seien, und für den langen Zeitraum von 14 Jahren, mit
Ausnahme von Prämien a 30N0 Thlr. für die Mei le, versagt werden müßten.

Wahrend nach einem 22jährigen Frieden das geliebte Vaterland, kräftig, wohlgeordnet und
mächtig dastehet, während vielfache Symptome von dem blühende» Stande seiner Finanzen
Zeugniß geben, dürfte die Besorgniß nicht aufkommen, daß die Mi t te l zu den allernothwendig-
sien Landes-Bedürfnissen fehlen sollten. Die Provinz Preußen erfreut <sich noch lange nicht der
Kunststraßen, die ihr im Verhältniß der übrigen Theile der Monarchie gebühren, und der Man-
gelan Kapitalien in hiesiger Provinz und der fehlende Anreiz, Privat-Kapitalien in Straßen-
bauten anzulegen, hat nur hie und da unbedeutende Chaussee-Anlagen durch Aktien-Vereine
entstehen lassen, und es dürfte auch in Zukunft nicht zu erwarten stehen, daß Chausseen von
gewinnsuchenden Kapitalisten erbaut würden. .i ..

Die Provinzial-Stände haben daher mittelst einstimmigen Beschlusses die unterthänigsten
Bitten gewagt: ,

1 . Seine Königliche Majestät wolle eine, den großen Bedürfnissen angemessene, möglichst
bedeutende jährliche Etatssumme zum Chaussee - Bau für die Provinz Preußen auszu-
setzen geruhen.

2. Solchen Vereinen, welche Kunsistraßen zu erbauen und sie demnächst mit ihren Lasten
und Nutzungen dem Staate zu überlassen bereit sind, möge aus jenem Fond eine verhält-
nismäßige Vergütung bewilligt werden. Eine Summe von 10,000 Thlr. für die Meile
dürfte in den meisten Fällen nicht überschritten, in manchen nicht einmal erforderlich be-
funden werden. . ^

3. Bei denen vornemlich für den Binnen-Verkehr bestimmten Straßen dürften die bisherigen
für die größeren Staats - Straßen in Anwendung gebrachten Erfordernisse hinsichtlich der

7
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Breite, des Planums, der Steinlage, der Ansteigung u. s. w. ermäßigt und dabei die

Festsetzungen der, von dem gegenwartigen Landtage begutachteten allgemeinen Wege-

Ordnung für die gemeinen Wege, zum Grunde gelegt werden.

Stempel- 22. Seine Majestät der König haben durch die unterm 3ten M a i 1832 und 31sten

° " " Dezember 1834 erlassenen Landtags - Abschiede Allergnädigst z« erklären geruhet, daß das Stem-

vom30. März pelgesetz vom 7ten März 1822 in der Revision begriffen sei, und bei der letztern die Wünsche
1837. « o . 3 i . ^ Provinzen möglichst berücksichtigt werden sollen. Wenn nun aber das neue Gesetz noch in

der Berathung begriffen ist, und dem Provinzial-Landtage wiederum mehrere die Stempelsteuer

betreffende Antrage zugegangen sind, .so haben sie sich erlaubt, Folgendes zur Berücksichtigung

bei Revision des Stempel-Gesetzes unterthänigst zu befürworten:

». Den Immobiliar - Kaufsiempel in dem zu emanirenden Stempel-Gesetz gegen die Bestim-

mungen des Gesetzes vom 7. März 1822 ermäßigen zu lassen.

l,. Die Bestimmung des Stempel-Gesetzes vom 20. November 1820, «ach welcher der

Stempel nur vom Pachtzinse selbst, nicht von eingeräumten Nebenvortheilen berechnet

werden soll, bei der neuen Redaction des Stempelgesetzes wieder herzustellen,

o. I n das revidirte Stempelgesetz die Bestimmung aufzunehmen, daß der überlebende Ehe-

mann, in sofern er zugleich mit ehelichen Kindern seiner verstorbenen Ehefrau zur Erb-

schaft gelangt, von der Verpflichtung zur Entrichtung eines Erbschafts - Stempels be-

freit bleibe.

6. Die Bestimmung, nach welcher bei Bestätigung von Fideicommiß - Stiftungen drei Pro-

cent vom Werthe des Gegenstandes erhoben werden müssen, aufzuheben und diese St i f -

tungen in Betreff des Stempelgesetzes allen andern im Privat-Interesse erfolgenden St i f -

tungen und Vermächtnissen gleich zu stellen.

23. Ferner haben die Provinzial- Stände noch unterthänigst gebeten: >

daß die von ihnen bereits früher beantragten und zum größten Theil Allergnädigst zuge-

sicherten Gesetz - Entwürfe:

das Armen - und Heimaths - Gesetz,

die Uebernahme der Kriminal-Gerichtskosten auf Staatsfonds,

die Reguliruug der Servis-Steuer,

das Einzelnhüten des Viehes und andere Unordnungen bei Ausübung der Vieh-

weide,

das Strafrecht der Gutsherren gegen das Gesinde,
die Bestimmung zur Verhütung und Bestrafung der Pferde-Diebstähle,

- die Verbesserung der Polizei-Aufsicht im Departement Gumbinmn,
die für die Binnen-Gewässer in Preußen zu erlassende Fischerei-Ordnung,

Anträge
auf Erlas-
sung meh-

rerer
Gesehe.
Denkschrift

vom 3. April
1837. No. 32.



— 3 1 —

eine Ablösungs-Ordnung für die Abdeckerei-Gerechtigkeiten,
eine neue Taxe für Aerzte, in Bezug auf deren Liquidationen für arme Kranke,

welche von Kommunen verpflegt werden,
sobald es die Verhältnisse möglich machen, den.Provinzial-Ständen zur Begutachtung
vorgelegt werden mögen, so wie, daß wenn gleich die von Sr . M a j . dem Könige zu einem
Meliorations-Fond der Provinz bestimmten Abzahlungen auf die zur Förderung der gutsherrli-
chen und bäuerlichen Regulirungen allergnädigst hergegebenen Vorschüsse, erst vom Jahre
1843 ab, für diesen Zweck zur Disposition kommen, es doch für die dem Lande so
ersprießliche Verwendung derselben höchst förderlich sein dürfte, wenn Seine Majestät der

. König es huldreichst genehmigen möchten, daß dem nächsten Provinzial-Landtage die An-
zeige des Betrages dieses Meliorations-Fonds, nebst einem Entwurf über die Verwaltung
und Verwendung desselben, hingegeben würde und zur möglichst baldigsten Erreichung der
landesväterlichen Absicht, die nach und nach flüssig werdenden Summen zur Verwendung
kommen dürften.

24. Die Provinzial - Stände haben den Land-Armen-Angelegenheiten die regste Auf-
merksamkeit gewidmet, und von den ständischen Commissionen für Land - Armen - Sachen die
ausführlichen über diese Gegenstände abgesiatteten Berichte entgegengenommen.

». Der Bericht der ständischen Kommission für Land-Armen-Sachen in Ostpreußen und
Litthauen, der sich über den gegenwärtigen Zustand des Hauses zu Tapiau, die Taub-
stummen-Schule in Angerburg, die in der I r r en - und Siechen-Anstalt zu Königsberg
untergebrachten Land-Armen, so wie über das Landarmen - Wesen im Allgemeinen aus-

. führlich ausläßt, hat denen Provinzial-Ständen Veranlassung gegeben: einerseits wegen
des Eifers und der Umsicht, mit welchen diese Kommission den ihr übertragenen mühe-
vollen Auftrag ausgeführt hat, lobend sich auszusprechen, anderseits aber auch fol-
gende Anträge S r . E^cellenz dem Königlichen Ober - Präsidenten von Preußen zur hoch-
geneigten Prüfung anHeim zu geben:

1 . I n Berücksichtigung, daß die Ersparnisse, welche durch die Verpflegung dete-
nirter Verbrecher in den Kreisen, gegen die Verpflegung derselben im Hause erwachsen
sollen, ganz außer dem Verhältniß mW dem Grade der Besorglichkeit stehen, welche für
dm Schutz der Personen und des Eigenthums aus der unmittelbaren Entlassung der ihre
Strafe abgebüßten Verbrecher in die Kreise erfolgen möchte, so wurde der Wunsch
ausgesprochen:

daß nicht nur alle zur Detention bestimmte Personen, sondern auch die bis zum
Nachweis eines ehrlichen Erwerbes verurtheilten Verbrecher im Tapiauschen Institute
untergebracht, auch bei ihrer Entlassung der Grad ihrer Besserung ernstlich geprüft

7 «
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werden möge, damit ihre vielfache Wiederkehr in das Haus nicht der Vesorgniß
Raum gebe, daß bei der Entlassung der Corrigenden weniger auf den Grad
der ihnen zuzutrauenden wiedererlangten Sittlichkeit, als auf eine bloße Auslee-
rung des Hauses gesehen werde.

2. Einleitungen zu treffen, daß bei den Transport-Kosten der Verbrecher Erspar-
nisse eintreten mögen.

3. Die Jahres - Rechnungen über die Verwaltung des Land-Armen-Hauses, ehe
dieselben bei der Königlichen Regierung i n eulcula revidirt worden, der ständischen
Kommission vorlegen zu lassen, damit diese.eine speziellere E i n - und Uebersicht über
die Kassen-Verhältnisse erlange und hicmit in den Stand gesetzt werde, thatig in den
Betrieb der Verwaltung eingreifen zu können.

I n Beziehung der Taubstummen-Anstalt in Angerburg hat die ständische Commission
angetragen, die Freistellen um zwei zu vermehren. Die Provinzial-Stände haben aber
beschlossen:

dem Ermessen der Commission anHeim zu geben, nicht nur zwei Freistellen, son-
dern diese Freistellen bis zu vier zu vermehren, je nachdem der Unterricht des
bisherigen Lehrers mit Zuziehung der Seminaristen diese Ausdehnung zuläßig ma-
chen sollte, mit der Maaßgabe, daß die erforderliche Mehrausgabe, neben den
Zinsen der ersparten 10N0 Thaler, aus diesem Capital so lange bestritten wer-
den muß, bis es absorbirt worden, und daß erst von da ab der Etat für die
Taubstummen-Anstalt erhöht werden dürfe. ' .

Zur Uebersicht der bestehenden Armen-Verhältnisse in der Provinz sind den Provin-
zial-Ständen Verzeichnisse der Kosten, die für Kreis-Arme ausgegeben sind, mitgetheilt
worden. Aus diesem Verzeichnisse dürfte indessen weder ein richtiger Durchschnitts-Satz
des vollständigen Kosten-Betrages für einen Kreis-Armen entnommen werden können,
weil sehr oft einem solchen Armen nicht der volle Normal-Satz gereicht werden darf,
noch eine vollständige Uebersicht des gegenwärtigen Armen-Verhältnisses, weil die große
Zahl der Orts-Armen in diesem Verzeichniß gänzlich fehle.

Die in der Mittheilung S r . Excellenz des Ober-Präsidenten von Preußen ausgehobe-
nen Vortheile, welche aus der Kreis-Armen-Pflege entsprungen sind, haben die Pro-
vinzial-Stande in so fern anerkannt, als die Armen nicht mit den Verbrechern und
arbeitsscheuen Menschen in einem Hause leben dürfen, und als dieselben in den Kreisen
bei ihres Gleichell bequemer sich aufhalten; dagegen ist der ausgehobene Vortheil, daß
ihre Ernährung in den Kreisen weniger, als im Land-Armenhause koste, von den Pro-
vinzial-Ständen für problematisch gehalten, und als Schattenseite der Kreis-Armenpflege
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sind die Uebelstände bemerklich gemacht, daß Kreis-Arme den Orts-Arme» so nahe
gegenüber gestellt sind, daß die früher provinziell getragene Last nunmehr sehr ungleich
vertheilt/ die allgemeine Armen-Last in eine partikulaire Armen-Last übergegangen ist,
in der A r t , daß die Kreise unter sich höchst ungleich belastet werden, überhaupt aber,
daß die Abgranzung und strenge Sonderung der Armen und die dadurch herbeigeführten
lauten gesetzlichen Beanspruchungen, die wahre, mindestens die größte Veranlassung des
Anwachsens der Armcnschaften geworden sind, indem blos die Kreis-Armen in den letzten
fünf Jahren sich verdoppelt haben. Die Provinzial-Stände konnten daher nicht anneh-
men, daß in der Armenpflege Ersparnisse eingetreten wären, und schon um deshalb nicht,
weil in dem Land-Armenhause die Zahl der Pfleglinge der Art niemals so groß ange-
wachsen sein würde, als dieses jetzt in den Kreisen der Fall sei. I m Allgemeinen wurde
durch eine von den Provinzial-Ständen angelegte Berechnung belegt, daß ungeachtet der
getroffenen Verbesserungen in der Verwaltung des Land-Armenhauses und der wohlfeilern
Ernährung einzelner Armen in den Kreisen, die Armenpflege der Provinz mehr als das
Maximum eines Jahres-Betrages des Land-Armen-Etats gekostet habe,

d. Die ständische Land-Armen-Commission für Westpreußen hatte in ihrem Berichte über
den Westprcußischen Provinzial-Invaliden-Fond die Vesserungs - Anstalt in Graudenz,
das Land-Armenhaus zu Schwetz, das Taubstummen-Institut zu Marienburg und über
die Unterstützung der Land-Armen außer dem Hause, sich ausgelassen, und darüber bedau-
ernd ausgesprochen: daß die Land-Armen-Beitrage in Nestpreußen nicht nach dem Ge-
sammt-Betrage der Klassensteuer, sondern «ach einem von den Königlichen Behörden mo-
dificirten Tari f der Klassensteuerpflichtigen veranlagt worden; daß es aller ernstlichen Be-
mühungen ungeachtet nicht gelungen sei, auf die Verminderung der Ausgaben mit Erfolg
einzuwirken, im Gegentheil die Ansprüche an den Land-Armen-Fond, bei der vorherr-
schenden Neigung zu Bewilligungen, sich steigend vergrößern; daß der Regierungs-Be-
zirk Danzig verhältnißmäßig den Land-Armen-Fond stärker beanspruche, als der Regie-
rungs-Bezirk Marienwerder, und daß rr«, 1837 eine Erhöhung dir Land-Armen-Bei-
trage nothwendig werden würde.

I n Beziehung des Taubstummen-Instituts zu Marienwerder hat die Land-Armen-
Commission auf Hergabe eines Fonds zur Erbauung eines Instituts-Gebäudes angetra-
gen, weil der Uebelstand, daß das Institut genöthigt sei, die Lehrzimmer des Seminars
zu benutzen, für beide Institute sich gleich nachtheilig darstelle. I n dieser'Beziehung hat
die Commission vorgeschlagen, zu den auf etwa 4000 Thaler veranschlagten Kosten,
welche der Bau eines Instituts-Gebäudes erfordern werde, den zu diesem Zwecke gesamm-
leten Bestand von 935 Thaler flüssig zu machen und den Rest der Kosten mit 3000 bis
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3500 Thaler durch ein Anlehn zu decken, welches gegen 4 Procent Zinsen aus dem Ka-

pitals-Bestände des Provinzial-Invaliden-Fonds genommen werden könnte.

Die Provinzial-Stande haben diesen Antrag geprüft und demnächst beschlossen:

für die Taubstummen-Anstalt in Marienburg ein eigenes Gebäude zu erbauen und

die Baukosten auf dem Wege aufzubringen, daß vor der Hand das von dem Inva-

liden-Fond angeliehene Capital von 4000 Thaler nicht zurückgezahlt werde, viel-

mehr der beabsichtigte Bau eingeleitet werden solle, sobald die Ersparnisse des

Land-Armen-Fonds gegen den Etat desselben, in Verbindung mit den bereits nach-

gewiesenen Beständen, solches gestatten würden. z

I n Gefolge dieses Beschlusses wurde die ständische Commission authorisirt, den Bau

des Taubstummen-Instituts zu Marienburg einzuleiten, jedoch mit der Beschränkung,

daß die Kosten des Baues die Summe von 3500 Thaler nicht übersteigen dürften.

Bezüglich der Bemerkung der ständischen Commission über die willkührliche Klassifika-

tion der Steuerpflichtigen zum Land-Armen-Fond, haben die Provinzial-Stande in

einer Denkschrift, eine besondere Beschwerde anzubringen, Veranlassung genommen.

Da die den ständischen Commissioncn für die Land-Armen-Angelegenheiten in Ost-

preußen und Litthauen, so wie in Wesipreußen, von denen Provinzial-Ständen ertheilten Vol l -

machten der Zeit nach abgelaufen waren, so haben die Provinzial-Stände diese Kommissionen

durch abermalige Wahlen erneuert, und die erwählten Kommissarien dem Königlichen Ober-

Präsidenten von Preußen Excellenz angezeigt.

Die besiehende Geschäfts - Ordnung ist von den Provinzial - Ständen nochmals durchgese-

hen, in einzelnen Punkten abgeändert und vervollkommt, demnächst aber beschlossen worden:

diese Geschäfts-Ordnung, denen beliebten Abänderungen gemäß, in eine neue Redaktion zu

fassen, damit sie in solcher von dem nächsten Provinzial-Landtage benutzt werden könne.

Der sechste Landtag der Provinzial-Stände des Königreichs Preußen ist, nach beendig-

ten Arbeiten der Provinzial-Stände, den 4ten Apri l l837 Mittags um 11 Uhr, von dem

Königlichen Kommissarius, der zu diesem Zwecke von einer ständischen Deputation eingeholt

war, in dem ständischen Sitzungs-Saal, mittelst einer feierlichen Rede geschlossen worden,
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indem der Herr Landtags-Marschall und dessen Stellvertreter der ihnen für die Dauer des

Landtages allergnädigst anvertrauten Ehren-Aemter enthoben und die Landtags-Abgeordneten

entlassen wurden.

Der sechste Provinzial-Landtag hat vom 19ten Februar 1837 bis zum 4ten April 1837
ununterbrochen gearbeitet. Es sind während der Dauer desselben 33 Plenar - Sitzungen
gehalten und 13 Allerhöchste Propositionen begutachtet worden; überdem sind diesem Land-
tage 47 Schreiben des Königlichen Kommissarius zugegangen und von ihm 184 Eingaben
bearbeitet worden.

Die ständischen Abgeordneten haben auch auf diesem Landtage das auf dem eisten

Plovinzial-Landtage für arme Studirende aus dem Provinzial-Verbände auf der Landes-

Universität zu Königsberg errichtete Stipendium durch Beitrage aus ihren Mitteln vergrö-

ßert, und gleichfalls Beiträge für die Armen der Stadt Königsberg unter sich gesammelt.
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H e r r e n A b g e o r d n e t e n
zu dem

am 19ten F e b r u a r 1837

- in Königsberg'eröffneten Landtage.

Landtags-Marschall : Herr Landhofmeister Graf v o n D ö h n h ' o f f Excellenz auf Friedlichstem.
Stellvertreter desselben: Herr General-Landschafts-Rath v o n A u e r s w a l d auf Weslicnen.

Kreise in welchen gewählt worden.

H.. L i t t h a u e n .

1. Niederung

2. Nagnit

3. Tilsit

4. Heidekrug

mit Einschluß der von)
dem Regierungs-Be-

zirk Königsberg abge-

tretenen Güter des frü-

her Mcmeler Kreises

1. Stallupöhnen

2. Pillkallen

3. Gumbinnen

4. Insierburg

5. Darkehmen

6. Goldapp

Stand der Ritterschaft.

. Hr. Landschafts-Rath Schimmelfennig v. d. Oye.

2. Hr. Rittergutsbesitzer von Sanden auf Toussainen.

3. Hr. Amtmann Radtke auf Heydekrug.

4. Hr. Landrath von Lyncker auf Nemmersdorf.
5. Hr. Rittergutsbesitzer Gruber auf Warrupöhnen.
6. Hr. Rittergutsbesitzer von Fahrenheid auf Angerapp.
7. Hr. Landrath Burchard auf Seßlacken.
8. Hr. Rittergutsbesitzer von Plehwe auf Dwarischken.

1. Oletzko



Kreise in welchen gewählt worden.
1. Oletzko

Lyk — -

3. Iohannisburg

s i . Lötzen c ^'.,, ,.,

I^2..Angerburg :.- 5 ,z

Sensdurg.

«
«»

Wsi.
R 2.

L. Ostpreußen.

1. Landkr. Königsberg

2. Fischhausen

3. Labiau

1. Landkr. Königsberg
2. Friedland ,.,,.'
3. Pr. Eylau
4. Heiligenbeil

1. Friedland

2. Pr. Eylau

3. Gerdauen

4. Rastenburg

Von dem Regierungs-

Bezirk Gumbinnen die

demselben abgetretenen
Güter

1. Wehlau
2. Friedland

3. Labiau

Ldkr. Königsberg vom

Reg.-Bezirk Gumbin-

nen die demselben ab-

getretenen Güter

Pr. Holland
Mohrungen

. Osterode " '-

l
^

9. Hr. Rittergutsbesitzer Simpson auf Georgenburg..

10. Hr. Rittergutsbesitzer Seydel auf Lenarten. .->^ ^

11. Hr., General-Lieutenant Graf von^Löhndorff̂  Excellenz

^ , .). . ^ auf Steinort.^ ^ ^

12. Hr. Lieutenant von Gotzkow auf Iacunowe.«. jj - .:: I

13. Hr. Justiz-Rath von Batocki auf Bledau7 '-^
14. Hr. Rittergutsbesitzer von Bardeleben auf Rinau.. .̂

!.,!,' !^: .':,>>'

15. Hr. Rittergutsbesitzer von Bardeleben auf Etchholz.

16. Hr. Rittmeister von Borcke auf Tolksdorff. .

17. Hr. Lieutenant Busse auf Stablack.

18. Hr. Landschafts-Rath Pfeiffer auf Pomedien.^

19. Hr:''G'eneral-Landschafts-Rath Graf von FinkeMein auf

' " Iäskendorff."^
20. Hr. Nittergutsbesitzer Graf zu Dohna auf Reichertswalde.
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Kreise in welchen gewählt worden.
Neidenburg

Ortelsburg

Osterode

Braunsberg

2. Heitsberg
3. Mensiein

^ 51 . Heilsberg

»

2. Rössel
3. Mensiein

1. Rosenberg
2. Marienwerder

auf dem rechten Weich-

selufer und mit Ein-

schluß der früheren En-

claven von Westpr.

3. Graudenz

so weit dieser Kreis

früher zu Ostpreußen

gehört hat

(.'. Westpreußen.
Verentscher Kreis

Carthauser Kreis

Danziger Kreis

1. Elbing

2. Marienburg

3. Stuhm

Neustadt

Stargard
Culm
Conitz
D. Crone

1. Flatow

2. Schlochau

l
l

21. Hr. Landschafts-Rath Meske auf Frödau.

22. Hr. Rittergutsbesitzer Küchmeister von Sternberg auf

Grodtken.

23. Hr. Landschafts-Direktor, Landrath v. Schau a. Korbsdorff.

24. Hr. Hauptmann von Buhl, genannt Schimmelfennig

v. d. Oye auf Körpen.

25. Hr. Landrath von Knobloch auf Bansen.

26. Hr. Landschafts-Rath von Kurowsky auf Molditten.

27. Hr. General-Landschafts-Direktor, Freiherr von Ro-

senberg auf Klötzen.

28. Hr. Landrath von Auerswald auf Plauthen.

29. Hr. Landschafts'Rath von Schedlin-Czarlinski auf Alt-

Vukowitz.

30. Hr. Rittergutsbesitzer von Laszewski auf Sulenczyn.

31. Hr. Landschafts-Direktor von Gralath auf Sulmin.

32. Hr. Rittergutsbesitzer Alsen auf Dröwshoss.

33. Hr. Obrist und Commandeur des Ersten Leib-Husaren-
Regiments v. Below auf Rutzau.

34. Hr. Kreis-Deputirte von Piwnicki auf Malsau.

35. Hr. Amtmann Hoof auf Vlendowa

36. Hr. Landrath von Tettau auf Thomsdorff.

37. Hr. Landrath von Zychlinski auf Stranz.

38. Hr. Rittergutsbesitzer Körner auf Damerau.
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Kreise in welchen gewählt worden
Graudenz.

3 Z 5 1 . Löbau

" 5 ^ 2 . Strasburg

O 51. Schweiz

Z l 2. Marienwerder

in so weit der Kreis

nicht zu Ostpreußen

geschlagen ist

Thorn

H.. L i t thauen.
») Viril-Stiidte.

Gumbinnen
Tilse

Insterburg
b) Collektiv-Städte.

1. Iohannisburg

2. Bialla

3. Sensburg

4. Nikolaiken

5. Arys

6. Rastenburg

7. Rhein

8. Barten
9. Lyck

10. Drengfurth
1. Angerburg
2. Nordenburg

3. Goldapp

4. Darkehmen

5. Stallupöhnen

6. Pillkallen

7. Schirwind

8. Ragnit

9. Vletzko

10. Litzen

2. (

39. Hr. Landschafts-Rath von Kalcksiein auf Nogath.

40. Hr. Justiz-Rath Hennig auf Dembowolonka.
41. Hr. Landrath von Wybicki auf Konojad. -

42. Hr. Kreisdeputirter von Schwanenfeld auf Saitowicz.

43. Hr. Lieutenant Wolff auf Gronowo.

S t a n d der S tad tgeme inden .

1. Hr. Commerzien-Rath Zieser zu Gumbinnen.

2. Hr. Kaufmann Dunsky zu Tilsit.

3. Hr. Rathsherr Abernethy zu Insierburg.

4. Hr. Bürgermeister Presting zu Rastenburg.

5. Hr. Rathsmann Dembowski zu Angerburg. ^
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L. Ostpreußen.

Königsberg

Memel

^Vraunsberg ,; — "

d) Collektiv-Städte.

1 . Garnsee

2. Bischofswerder

3. Freistadt

4. Riesenburg ' ^ ^^ ^

5. Rosenberg

6. D. Eylau' ^ .
7. Saalfeld ' " " "

8. Liebemühl ' '' ' "

9. Osterode

10. Mehrungen

11. Pr. Holland
1 . Gilgenburg

2. Soldau

3. Neidenburg.,<.,i» ,^

4. Willenberg

5. Ortelsburg

6. Hohenstein

7. Passenheim

8. Allenstein

9. Wartcnburg

10. Bischofsburg

1 . Mühlhausen

2. Frauenburg

3. Heiligenden

4. Creuzburg

5. Zinten

6. Mehlsack
7. Wormoitt

8. Liebstadt

. Hr. Kaufmann Heinrich zu Königsberg. >.'

7. Hr. Stadtrath Bittrich zu Königsberg. ^ ^

8. Hr. Bürgermeister Schartow zu Königsbergs

9. Hr. Commerzien-Rath Muttray zu Memel.

10. Hr. Kaufmann Barth zu Braunsberg. . i

l.. Hr . Bürgermeister Bürger zu Saalfeld.

I , . l > ^

-,'i
12. Hr. Bürgermeister Heckert zu Willenberg. '..̂

' ^ ' ' '
13. Hr. Bürgermeister Geritz 3« Mehlsack."" M .0 ß



Noch b) Collektiv-Sta'dte.

1. Guttstadt

2. Heilsberg''

3. Seeburg

4. Vischofstein
5. Rössel
6. Vartenstein

7. Landsberg

1. Pillau

2. Fischhausen
3. Labiau

4. Tapiau

5. Wehlau

0. Pr. Eylau
7. Domnau
8. Friedland <
9. Schippenbeil

10. Gerdauen

11. Allenburg

^. Wesipreußen.
2) Viril-Städte.

Danzig

Elbing

Thorn

Graudenz

1. Marienwerder

2. Marienburg

3. Culm
Es wählen zum ersten Male
die Städte Marienwerder
u.Marienburg. Zum zwei-
ten Male die Städte Mar i ,
enburg u.Culm, u.zum drit-
ten Male Culm u. Marien-
werder, jede einen Deput.

<

l

:»-/

14. Hr. Bürgermeister Marse zu Heilsberg. ,

^

I'lli n̂ -

15. Hr. Naths-Assessor Hagen zu Pil lau., ...-

16. Hr. Oberbürgerm., Geh. Rath von Weickhmann zu Danzig.

17. Hr. Commerzien-Rath Höne zu Danzig.

18. Hr. Commerzien-Rath Abegg'zu Danzig.'' ^ . k

19. Hr. Stadtrath Krause zu Elbing. " ^ "
20. Hr. Kaufmann van Riesen zu Elbing ^
21.

22. Hr. Rathsherr Schelske zu Graudenz. ' " ' ^ >

23. Hr. Kaufmann Eitner zu Culm. >'lu?^

24. Hr. Kaufmann Beck zu Manenwerde5.l!l:M^ .̂  ^



b) Collektiv'Ttädte.
Z s Die kleinen Städte des

Danziger Regierungs«

Bezirks

Die Städte auf dem

rechten Weichsel-Ufer

des Marienwerderschen

Reg.-Vczirks mit Aus-

schluß der zu Ostpreu-

ßen geschlagenen Ma-

rienburgschen und Ro-

senbergschen Kreise

Die Städte im westlichen

Theile des Marien-

werderschen Bezirks

mit Ausnahme der

Kreise Schlochau und

D. Crone

^ s Die Städte im Schlo- .

^ < ckaucr und D. Cro« >

^ I. neschen Kreise 1

Kreise in welchen gewählt
worden. ,

H.. L l t t h a u e n .

1. Memel ^

A<^ 2. Heidekrug ^

5?

Z s 1. Nieder

R (2 . Ragnit

3. Tilse

Niederung

Ragnit

1- Pillkallen

2. Stallupöhnen
3. Goldapp

>

25. Hr. Grundbesitzer Hildebrand zu Dirschau.

26. Hr. Bürgermeister Sprigath zu Christburg.

27. Hr. Bürgermeister Mlmzer zu Flatow.

28. Hr. Bürgermeister Eggert zu Hammerstein.

S t a n d der Landgemeinden.

1. Hr. Gutsbesitzer Richter zu Eckitten.

2. Hr.'Gutsbesitzer'Tortilowius zu KaUwellen.

3. Hr. Gutsbesitzer Beyer zu Szittkelmlen. ..
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Kreise in welchen gewählt worden.

T s 1. Gumbinnen

3 <! 2. Insterburg
D 1̂ 3. Darkehmen

1. Angerburg

2. Lötzen
3. Sensburg
1. Oletzko
2. Lyck
3. Iohannisburg

v . Ostpreußen.

1. Landkr. Königsberg
2. Fischhausen
3. Labiau

1. Landkr. Königsberg

2. Friedland

3. Pr. Eylau

4. Heiligenbeil

1. Friedland

2. Pr. Eylau

3. Gerdauen

4. Rastenburg

Von dem Regierungs-

Vezirk Gumbinnen die

demselben abgetretenen

Ortschaften

1. Wehlau

2. Friedland

3. Labiau .

4. Landkr. Königsberg

Von dem Regierungs-

Vezirk Gumbinnen die

demselben abgetretenen

Ortschaften

4. Hr. Gutsbesitzer Steiner zu Gudellen.

5. Hr. Mühlenbesitzer Schulz zu Mühlenthal.

6. Hr. Czieslick zu Kukowken.

7. Hr. Przyborowsky zu Perwissau.

8. Hr. Amtmann Valentin! zu Henriettenhof.

9. Hr. Schadow zu Löcknicken.

10. Hr. Landschafts-Rath Unruh zu Plibischken.



Kreise in welchen gewählt worden.
1. Pr. Holland .

2. Mehrungen > '

3. Osterode

S 51. Neidenburg
2. Ortelsburg '̂ '

3. Osterode

1. Braunsberg

2. Heilsberg

1. Heilsberg

2. Rössel
3. Allensiein

1. Rosenberg ..^, ,

2. Marienwcrder

auf dem rechten Weich-

selufer und mit Ein-

schluß der früher«!

Enclaven von West-

preußen

Graudenz

so weit dieser Kreis

früher zu Ostpreußen

gehört hat

6. Westpreußen.

. Elbing

!. Marienbutg

l. Stuhm

Danziger Land-

Kreis

1. Neustadt
2. Verent
3. Carthaus
4. Stargard

?: Ni

11. Hr. Amtmann,Born zu Krapen.

12. Hr. ,Schieckert.zu Wittenberg.

13. Hr. Landschafts-Rath Wedecke zu Schmolaincn. ,. ?.-

14. Hr. Schmidt zu Mönsdorss. ,

^.^ j '>^^:>^

15. Hr. Riebolv zu Kanitzkeni

16. Hr. Söncke zu Lindenau.
17. Hr. Schmidt zu Ober-Krebswalde.

1«.Hr.Deich»°sth«°.»«Wa«n°«^GüMaM^,.f

19. Hr. v, Palubicki zu Lil

. D. Crone



Kreise

^1ochm

l

den

!

3 <

in

I .
2.
3.

4.

1.

2.

3.

^4.

1.

2.

3.

welchen gewählt worden, x?
D. Crone " V

Flatow ^ '-- !

Schlochau . , i
Semmerau ^

Löbau '" ^

Strasburg '^ '« ^ !

Thorn ° l

Graudenz '" ' 1

Culm ^

Schwetz , l
Marienwerder v

in so weit dieser Kreis s
nicht zu Ostpreußen!
geschlagen ist ^

20. Hr. Frejschulz Semerau zu Lichtenhagen..

31 . Hr. Kubigk zn Sczychowo.^ ^- . ,

,, 22. Hr. Wi t t zu Kosowo.

. N ,

' ^ .' .

i , " i . » ^ ' ^ ,
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Uebersicht
der Lage, in welcher sich die durch die früheren Landtags-Abschiede für die Preu-

ßischen Provinzial-Stande noch nicht erledigten Gegenstände befinden.

t . Landtags - Abschied vom 9ten Januar 1830.
I I . 18. Die Arbeiten zur Entwässerung der Tilsiter Niederung, so weit dergleichen bei

Ertheilung der Uebersicht vom 16ten Januar 1834 im Plane lagen, würden bereits vollendet
sein, wenn nicht der im vorigen Jahre stattgehabte Eisgang die Coupirung der Gre i tuschke
vor Beendigung des Werks fortgerissen hätte.

Diese Coupirung wird nun im bevorstehenden Sommer wieder ausgeführt werden.
I I . 24. Die Kommunikation mit den katholisch - geistlichen Behörden wegen Verwandlung

der Stolgebühren, hat noch nicht stattgefunden, daher erst einem der nächsten Landtage weitere
Mittheilung wird geschehen können.

2. Landtags-Abschied vom Ren Mai 1832.
I . 1. 2. 3. Nachdem über die Gesetze wegen Regulirung der Armenpflege und über die

Befugniß der Kommunen zur Annahme und Zurückweisung neuer Ansiedler, die Erklärungen
sämmtlicher Provinzial-Stände eingegangen sind, liegt die Sache zur Berathung beim Staats«
Ministerio vor, wo deren Erledigung möglichst beschleunigt werden wird.

I . 6. Wegen der Provinzial-Irren-Heilanstalten wird auf die Proposition Bezug genom-
men, die in Betreff der Auseinandersetzung über die Lokalien der Straf- und Besserungs - An-
stalten zu Graudenz dem Landtage vorgelegt wird.

II. 11 . Die definitive Entschließung über die Verwandlung der Servissteuer in eine
Grundsteuer hat wegen der schwierigen und umfassenden Vorbereitungen, welche die Sache noth-
wendig macht, noch nicht gefaßt werden können.

I I . 23. Die über Verbesserung der Polizei-Verwaltung im Regierungs-Bezirke Gümbin-
nen angeordneten Verhandlungen haben noch nicht beendigt werden können. Ein Commissarius
des Ministem des Innern und der Polizei, welcher jetzt in andern Angelegenheiten den Regie-
rungs-Bezirk Gumbinnen zu besuchen veranlaßt ist, hat aber den Auftrag, auch über diesen
Gegenstand Erörterungen anzustellen, in deren Verfolg das Weitere beschlossen werden wird.

I I . 32. Der Entwurf einer Verordnung, wegen Abschaffung der Ofiare und Podymne
im Kulm- und Michelauschen Kreise und wegen Einführung der frühern Kontributions-Ver-
fassung, ist den Kreissiänden der betheiligten Kreise zur Erklärung vorgelegt worden.

Diese Erklärung ist aber dahin ausgefallen, daß von der Wiederherstellung der Kontribution
Abstand genommen, dagegen aber derjenige Steuer-Betrag von Ofiare und Podymne, der jetzt
etatsmäßig sei, unter der Benennung „ K o n t r i b u t i o n " unverändert fort erhoben werden
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möge. Auf diesen Antrag ist bis jetzt nichts veranlaßt worden, weil zuvörderst das Resultat der
in der Provinz Posen dieses Gegenstandes wegen getroffenen Einleitungen abgewartet werden muß.

I I . 38. Da die Einkünfte, der aufgehobenen Preußischen Klöster noch zum größten Theile
in den Pensionen aufgehen, welche den Konventualen zu bewilligen gewesen sind, so haben
diejenigen 1000 Thlr . , welche zur Unterstützung der auf Landes - Universitäten studirenden
katholischen Theologen bestimmt sind, noch nicht flüssig gemacht werden können.

3. Landtags - Abschied vom 3isten Dezember 1824.
I . 5. Nach näherer Erörterung über die Frage: ob der Zusatz 213. zu §. 13. des

Ostpreußischen Provinzial-Rechts, wegen der Kirchen- und Schulabgaben bei Parcellirungen
und Abbauen, einer Abänderung zu unterwerfen sei? hat sich ergeben, daß wichtige Rechts-
gründe dieser Abänderung entgegenstehen und solche ohne Verletzung wohlerworbener Rechte
nicht bewirkt werden könne. Des Königs Majestät haben darauf befohlen, daß davon
Abstand genommen, den Provinzial - Behörden aber die Vermittelung billiger Vertheilungs-
Grundsatze bei vorkommenden Gelegenheiten überlassen werde.

I . 6. Die vorbehaltene Verbesserung der einzelnen Provinzial-Feuer-Societäts-Regle-
ments ist im Gange. Der Herr Ober-Präsident, welcher mit den dazu erforderlichen Ein-
leitungen beauftragt ist, wird dem Landtage über die jetzige Lage der Sache Auskunft ertheilen.

I . 8. Der Gesetz-Entwurf wegen besserer Benutzung der Gewässer ist den über diesen
Gegenstand noch nicht gehörten Ständen anderer Provinzen bei den jetzt stattfindenden Land-
tagen zum Gutachten zugefertigt worden.

II. 2. Der vom Herrn Ober-Präsidenten unter Zuziehung der Herren Abgeordneten
des letzten Provinzial-Landtages ausgearbeitete, aber erst ganz neuerlich eingegangene Ent-
wurf einer Fischerei-Ordnung für die Binnen - Gewässer der Provinz Preußen wird jetzt der
verfassungsmäßigen Prüfung durch das Staats-Ministerium unterworfen.

I I . 3. Ebenso wird der erst vor Kurzem eingereichte Entwurf zur näheren Bestimmung
der Gesetze wegen des Einzelnhütens des Viehes und anderer Unordnungen bei Ausübung
der Viehweide noch einer nahern Prüfung unterworfen.

I I . 4. Die von S r . Majestät dem Könige zu einem Meliorations-Fond der Provinz
bestimmten Abzahlungen auf die Vorschüsse zur Förderung der gutsherrlich-bäuerlichen Regu-
lirungen, werden erst vom Jahre 1843 ab für jenen Zweck zur Disposition kommen.

I I . 5. I n dem Entwürfe eines allgemeinen Gewerbe-Polizei-Gesetzes, welcher dem
Landtage vorgelegt wird, sind auch die erforderlichen Bestimmungen wegen des Abdeckerei-
Wesens enthalten.

I I . 9. Ueber das Strafrecht der Gutsherren gegen das Gesinde sind die nöthigen Be-
rathungen erfolgt, die Beschlüsse des Staats-Ministem sind Sr . Majestät vorgelegt und es
steht die Allerhöchste Entscheidung zu erwarten.

9 "
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I I . 11. Die Vorarbeiten, welche sich auf die beantragte Uebernahme der Kosten der
Criminal-Jurisdiktion von Seiten des Staats beziehen, sind ihrer Beendigung nahe.

I I . 14. Die Verhandlungen über Einrichtung eines Pensions - Instituts für Lehrer an
den höheren Unterrichts - Ansialten, sind zwar fortgesetzt worden, haben aber noch zu keinem
Resultate geführt.

I I . 13. Nachdem des Königs Majestät durch die Allerhöchste Kabinets-Ordre vom öten
Dezember 1836 (Ges . -S . No. 1763) anbefohlen haben, daß statt der Bank- und See-
handlungs-Scheine und der Pommerschen Bankscheine, welche sämmtlich nur in einem klei-
nen Kreise circuliren, Kassen-Anweisungen ausgegeben werden sollen, ist dafür gesorgt wor-
den, daß die Bedürfnisse des allgemeinen Verkehrs sicherer durch dies Papiergeld befriedigt
werden, besonders da von den Behörden darauf gehalten werden soll, die bei den Kassen
eingehenden kleineren Anweisungen durch Verwendung zu den Ausgaben baldigst wieder in
Umlauf zu setzen. Die Steuerpflichtigen werden daher keine Mühe haben, sich ihren Bedarf
zu den Steuerzahlungen zu verschaffen, daher auch Seine Majestät keine Veranlassung ge-
funden haben, die früheren Bestimmungen wegen des Strafagio, welchem bei einiger Auf-
merksamkeit und Vorsorge kein Steuerpflichtiger leicht unterliegen wird, durch die neuen
wegen der Kassen - Anweisungen ergangenen Verordnungen aufzuheben.

I I . 16. Der wegen Aufhebung des Personal-Schutzgeldes der Dominien des Regierungs-
Bezirks Danzig zu erstattende Theil des in den Jahren 1820 bis 1834 zu den Steuer-Kassen ab-
geführten Schutzgeldcr-Fixums ist der Regierung zu Danzig, behufs der Auszahlung an die Em-
pfangs-Berechtigten, vollständig überwiesen worden. I n soweit sich die letztern noch nicht im Be-
sitze der liquidirten Beträge befinden, stehen Legitimations-Mängel entgegen, auf deren Beseitigung
nur durch die Betheiligten selbst hingewirkt werden kann.

I I . 21. Der Verbesserung der Land- und Wasser-Kommunikationen i l , der Provinz ist
fortwahrend die möglichste Sorgfalt gewidmet worden.

Die Statuten der Gesellschaft zur Erbauung einer Chaussee von Insterburg nach Died-
lacken auf Aktien, haben die Allerhöchste Genehmigung erhalten.

Rücksichtlich der Statuten der Gesellschaft zur Erbauung einer Aktien-Chaussee von Kö-
nigsberg nach Neuhausen wird erwartet, daß die noch bestehenden Hindernisse bald werden hin-
weggeräumt werden, nachdem sogar die Erhebung des Chausseegeldes den Unternehmern schon
jetzt nachgelassen ist.

Den Bau der Staatsstraßen anlangend, so ist:
2. Der Bau der Chaussee von Taplacken über Insterburg, Gumbinnen und Stallupöhnen bis

zur russischen Grenze bei Eydkuhnen, mit alleiniger Ausnahme der kurzen Strecke durchs Pregelthal
bei Taplacken, beendigt.
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2. Der Bau der Straße von Bartenstein nach Bischofsburg, so wie der Seitenzweige von Bar-
tensiein nach Rastenburg und von Rössel nach Wettdehnen ist seit zwei Jahren in der Ausführung
begriffen, schreitet aber wegen gänzlichen Mangels an Arbeitslust unter den Tagelöhnern der Umge-
gend nur langsam vorwärts.

3. Der Bau der Chaussee - Strecke von Tilsit bis Miekieten durchs Memelthal ist in der
Ausführung begriffen.

4. Die Verlängerung der Preußisch-Holländer Straße über Liebemühl nach Osierode ist bis
etwa eine Meile bis Grünhagen beendigt. Für den übrigen Trakt werden die Vorarbeiten gefertigt,
doch hat wegen Mangels an disponiblen Fonds der Fortbau einstweilen ausgesetzt werden müssen.

5. Die Verbindungs - Straße von Marienwerder über Kurzebrack bis zur Danziger Chaussee
bei der gemauerten Mühle, so wie

6. von Niedergruppe bis Graudenz sind ihrer Vollendung nahe.
Was endlich die Verbindung der oberländischen Seen betrifft, so sind die erforderlichen tech-

nischen Vorarbeiten bis jetzt der Central-Verwaltung noch nicht zur Prüfung eingereicht worden.
Diese muß aber der weiteren Entschließung über den Antrag vorangehen.

I I . 23. Ueber die Frage: ob durch die Vermehrung der Pferde-Diebstähle in der
Provinz seit der Allerhöchsten Kabinets-Ordre vom 4ten August 1832 wirklich eine Verän-
derung der jetzigen Gesetzgebung notwendig gemacht werde? sind Erörterungen veranstaltet
worden. Durch diese hat sich nun allerdings eine solche Vermehrung der gedachten Verbre-
chen herausgestellt. Allein es ist der Zweifel übrig geblieben, ob nicht hauptsachlich in dem
großen Verluste von Pferden, welchen das Königreich Polen wahrend der Insurrection erlit-
ten hat, und in dem dadurch gesteigerten Preise derselben, durch welche der Reiz zum
Diebstahl vermehrt wurde, der Grund derselben liege.

Dessenungeachtet ist die Notwendigkeit gesetzlicher Anordnungen erkannt worden, zu
welchen die weitern Einleitungen getroffen werden:

I I . 26. ». Wegen der ungleichartigen Klassifikations-Sätze bei Besteuerung der Kauf-
leute zu Königsberg und Danzig, ist der Herr Ober-Präsident unterm 18ten Dezember v . J .
mit ausführlicher Anweisung versehen und ist zu erwarten, daß die demselben aufgetragenen
Maaßregeln die vorhandenen Mißbrauche entfernen werden, welche zunächst die Ungleichar-
tigkeit der Besteuerung veranlassen.

Ber l in, den 7ten Februar 1837.

Königliches Staats-Ministerium.
(gez.) v. Altenstein. v. Lottum. v. Brenn, v. Kamptz. Mühler .

Für den Kriegsminister.
Anci l lon. v. Schöler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg.

Rother, v. Alvensleben.



i r Friedrich Wi lhe lm von Gottes Gnaden König von Preußen «. ;c.
Entbieten Unfern zum sechsten Preußischen Provinzial-Landtage versammelt gewesenen getreuen
Ständen Unsern gnädigen Gruß und wiederholen denselben die den vorigen Landtagen ertheilte
Zusicherung Unserer Zufriedenheit mit der auch dieses M a l wieder bethätigteu Gesinnung treuer
Anhänglichkeit und mit dem bei Erledigung der Geschäfte bewiesenen Eifer. .

Was nun
I.

die dem Landtage v o r g e l e g t e n P r o p o s i t i o n e n

anlangt, so wollen Wir

Taubstum- 1) von Errichtung einer Taubstummen-Schule in Graudenz zur Zeit abstehen. Uns jedoch
men.Schule.^ ^ ^ ^ daß das Bedürfniß einer zweiten Schule dieser Art dringender hervortreten sollte,

die Verbindung derselben mit dem Seminarium zu Graudenz vorbehalten.

Gewerbe-Poli- - 2) Die Erklärung des Landtags über den ihm vorgelegt gewesenen Entwurf eines allge-
ze»-Gesetz. ^ . ^ Gewerbe-Polizei-Gesetzes wird bei der definitiven Berathung über dieses Gesetz mit den

Erklärungen der andern Provinzen zusammengestellt und in Erwägung gezogen werden.

Dasselbe wird stattfinden hinsichtlich der Erklärungen über die Entwürfe

e 3) eines Gesetzes wegen näherer Bestimmung der den Mitgliedern der Land- und
d, Stadtgemeinden an den ländlichen Grundstücken und Grundgerechtigkeiten derselben zustan-

N n digen Rechte;
Grundstücken. ^. ^^. „ ^ «, - ' ..
Befestigung 4) einer Verordnung wegen Befestigung der Sandschellen und Abwendung der Versan-
b I ? düngen im Binnenlande , . . . .
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5) der Declaration der Städte-Ordnung vom 19. November 1808 hinsichtlich der Pensions-Pensions,Be-
Berechtigung der auf sechs Jahre gewählten besoldeten Magistrats-Personen; Bürgermeister

6) der Verordnung über die Befugnisse der Kreisstände, Namens der Kreis-Corporation Kreisständische
Ausgaben zu beschließen; Befugnisse.

7) und einer allgemeinen Wege-Ordnung. Wegeordnung.

8) Die Entwürfe des Provinzial-Rechts werden, dem Antrage Unserer getreuen Stände Provinzial-
gemäß, denselben bei ihrer nächsten Zusammenkunft wieder vorgelegt werden. ^ ^ '

9) Hierbei wird auch die anderweite Vorlegung des Gesetz-Entwurfs über die Erbfolge Erbfolge in die
in die Rittergüter erfolgen, über welchen der Landtag kein specielles Gutachten abgegeben hat, ^ " " M " .
damit demnächst die Verathung darüber in Verbindung mit der über das Provinzial-Recht
vorgenommen werden könne.

10) Was das Capital anlangt, welches aus dem Verkaufe der im Jahre 1815 dem Capital des
Departement Litthauen geschenkten Demobilmachungs-Pferde gelöst worden ist, so genehmigen Departments
W i r , daß dem Wunsche des Landtags gemäß, dasselbe den Landestheilen jenes Departements, " ^ i w ^ a e . ^
als eine ewige Stif tung verbleibe und daß diese Stif tung von der Regierung zu Gumbinnen schenkten
verwaltet und der Provinzial-Armenpflege, insonderheit der Unterstützung der in der Provinz ^ " ^ '
befindlichen Invaliden, sowie der Familien der vor dem Feinde gebliebenen Unterofficiere und
Soldaten bestimmt werde.

Der Antheil der einzelnen Kreise an dem Capital soll nach der Seelenzahl ermittelt, und
dasjenige, was nach Unterstützung der Invaliden und der obgedachten Familien übrig bleibt,
zur Pflege der Landarmen in den Kreisen verwandt werden. Die den betheiligten Landestheilen
angehörigen Mitglieder der Commission für das Land-Armen-Wesen sollen ebenso befugt, als
verpflichtet sein, von der sicheren Unterbringung des Fonds und dessen Verwaltung Kenntniß zu
nehmen, um die erforderliche Auskunft ertheilen, und wegen der Verwendung und öffentlichen
Rechnungslegung die ihnen als nothwendig erscheinenden Anträge machen zu können. Endlich
gestatten Wir auch für den Fa l l , daß künftig in den Gegenständen, für welche nach Obigem
die Stiftung bestimmt ist, Aenderungen eintreten, oder zur Erreichung des bezeichneten Zwecks
nicht sämmtliche Einnahmen erforderlich sein sollten, die Abgeordneten des betheiligten Bezirks
wegen Substituirung anderer nützlicher und bleibender Zwecke Vorschläge thun können, bei
welchen jedoch immer vorausgesetzt werden muß, daß die Versorgung der Kreis-Armen, inson-
derheit aber der Invaliden und der Familien gebliebener Untcrofficiere und Soldaten sicherge-
stellt bleibe. —

11) Da Unsere getreuen Stände Behufs der von ihnen verlangten Erklärung über die Vesserungs-'
Trennung der Ctraf-Anstalt von der Besserungs-Anstalt zu Graudenz noch nähere Ermittelungen G?auden"
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für nothwendig angesehen und deshalb sich die Abgabe ihres Gutachtens vorbehalten haben, so
erwarten Wi r solche vom nächsten Landtage. Bis dahin muß es bei der zeitherigen Einrichtung
verbleiben.

Land-Gemcm- 12) Dasjenige, was Unsere getreuen Stände auf die ihnen vorgelegten, die Verwaltung
' der Landgemeinden betreffenden Fragen erklärt haben, bat Uns nicht die Ueberzeugung geben

können, daß eine gesetzliche Bestimmung über diesen Gegenstand wirklich erforderlich sei.
Wi r müssen daher in die in jeder Gemeinde individuell gestalteten Verhältnisse, an welche

dieselbe gewöhnt ist, und welche wieder mit den häuslichen und privatrechtlichen Verhältnissen
aller Einwohner im innigsten Zusammenhange stehen, durch eine allgemeine Anordnung einzu-
greifen, zur Zeit um so größeres Bedenken finden, als auch bei der Verwaltung das Bedürfniß
einer solchen sich nicht gezeigt hat, vielmehr die wenigen zur Entscheidung gekommenen zweifel-
haften Fälle bis jetzt durch administrative Entscheidungen nach allgemeinen Grundsätzen des
Rechts und der Billigkeit ohne Schwierigkeit zu erledigen gewesen sind. Jedoch werden Wir
diesen durch die früheren Anträge der Stände in Anregung gebrachten Gegenstand fortwährend
im Auge behalten lassen, und wenn sich das Bedürfniß gesetzlicher Anordnungen ergeben sollte,
dem Landtage die diesfalls erforderliche Proposition vorlegen lassen.

D i e ständischen P e t i t i o n e n b e t r e f f e n d .

DieSimultan- 1) Wenn der Landtag sich über die von Unserm Minister der geistlichen und Unterrichts-
<3multamSe-Angelegenheiten hinsichtlich der Simultan-Schulen und Simultan-Seminarien getroffenen An-

minarien. Ahnungen beschwert, und um deren Aufhebung bittet, so scheint derselbe zum Theil von falschen
Voraussetzungen über dasjenige auszugehen, was unter dem Worte S i m u l t a n - Schu le ver-
standen wird. I n Orten, in welchen die Mehrheit der Einwohner einer Confession zugethan ist,
und daher auch ein Schullehrer dieser Consession gewählt wird, gleichwohl aber auch nach §. 1U.
T i t . 12. Theil I I . des Allgemeinen Landrechts den Kindern der zu einer andern Confession ge-
hörigen Minderzahl der Einwohner der Besuch der Schule gestattet ist, besteht keine Simultan-
Schule, daher denn auch hinsichtlich der Schulen dieser Art keine Veränderung beabsichtigt wird.
Simultan-Schulen sind vielmehr nur solche, wo den verschiedenen Confessions - Verwandten rück-
sichtlich des zu erwählenden Lehrers ein gleiches Recht zusteht, dergestalt, daß wenn die Schule
nur Einen Lehrer hat, dieser abwechselnd evangelischer oder katholischer Confession sein muß, oder
wenn mehrere Lehrer an der Schule angestellt sind, diese von den verschiedenen Confessionen sein
müssen. Nur auf die Schulen der letzteren Art beziehen sich die von Unserm Minister der geist-
lichen und Unterrichts-Angelegenheiten getroffenen Anordnungen, bei welchen es auch sein Be-
wenden behält, da in Elementar - Schulen der Religions-Unterricht immer die Grundlage des

ganzen
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ganzen Unterrichts sein muß, und diese Grundlage in den Simultan-Schulen nicht gesichert
sein würde.

Indessen wird die Einrichtung von abgesonderten Conftssions-Schulen nur da verlangt
werden, wo die Conftssions-Gemeinden die Mi t te l zu deren ausreichender Dotation besitzen, sowie
denn auch die Bildung neuer Simultan-Schulen und die Vereinigung vorhandener Confessions-
Schulen da gestattet werden soll, wo die Einrichtung von Simultan-Schulen entweder durch
Mangel an zureichenden Mit teln für abgesonderte Conftssions-Schulen geboten, oder das Werk
freier Entschließung der von ihren Seelsorgern berathenen Gemeinden ist, und der Genehmigung
sonst kein Bedenken entgegensieht.

Daraus, daß der Religions-Unterricht die Grundlage des Elementar-Unterrichts bleiben
muß, ergicbt sich auch von selbst die Notwendigkeit, in verschiedenen Seminarien für die Aus-
bildung derer, welche sich dem Lehrerstande für die Elementar-Schulen widmen wollen, nach
Verschiedenheit der Confession zu sorgen. Nach Umständen, die für eine Ausnahme sprechen, soll
aber einzelnen Candidaten der einen Confession der Besuch des für die andere Confession bestimm-
ten Seminars nicht versagt werden.

2) Den Antrag Unserer getreuen Stände, für diejenigen, welche si chnicht dem Stande Einrichtung
des Gelehrten im engern Sinne, wohl aber einem solchen Berufe widmen wollen, welcher eine
höhere wissenschaftliche Ausbildung erfordert, ein Real - Gymnasium in einer der größer» Städte
der Provinz zu errichten, sind Wir zu gewähren geneigt, und haben Unserm Minister der geistlichen
und Unterrichts-Angelegenheiten hierüber weitere Erörterung und Berichtserstattung anbefohlen.

3) Aus den öffentlichen Discussionen, welche über die angebliche nachtheilige Einwirkung der Einwirkung
Gymnasial-Einrichtungen auf die Gesundheit der Zöglinge stattgefunden haben, ist bereits V e r a n - a u f ^ p h y "
lassung genommen worden, eine gründliche Untersuchung dieses Gegenstandes anzuordnen und das ^ " Zustand
Erforderliche zu verfügen. Die Gymnasial-Directoren werden hierauf nicht unterlassen, in den
Schulnachrichten, welche in dem von jedem Gymnasio jährlich auszugebenden Programme ent-
halten sein müssen, das Ergebniß dieser Untersuchung und den Inhal t der diesfallsigcn Verfügung,
soweit er sich zur öffentlichen Bekanntmachung eignet, zur Kenntniß des betheiligten Publikums
zu bringen.

4) Dem Antrage, daß für die Ablösung der bei den gutsherrlich-bäuerlichen Regulirungen Bäuerlich
vorbehaltenen Hülfsdienste gewisse Normal-Preise festgesetzt werden möchten, haben Wir durch^ulirungen.
Unsere unterm 17. Februar 1838 erlassene und durch die Gesetzsammlung publicirte Bestimmung
entsprochen.

Dagegen sind alle diejenigen Umstände, welche der Landtag rücksichtlich der Verhältnisse
der Daniker und anderer ähnlicher Arbeiter vorgestellt hat, bereits bei Erlaß der Deklaration vom

10



10. Ju l i 1836 sorgfältig erwogen worden, daher Wir Uns nicht bewegen finden können, eine
anderweite Bestimmung zu treffen.

Letztwillige 5 ) ueber den Antrag Unserer getreuen Stände wegen Aufhebung des in der Westpreußi-
Verfugung des ^ ^ , , ^

kulmischen schen Regierungs-Instruction vom 21sten September 1773 für den Adel in den ehemaligen
unbewegliche Palatinaten Ku lm, Marienburg und Pomerellen ausgesprochenen Verbots letztwilliger Verfü-

G " " - gungen über unbewegliche Güter, haben Wir eine Berathung im legislativen Wege ange-
ordnet, und behalten Uns die weitere Beschlußnahme vor.

Verhältnisse 6 ) Ueber Festsetzung der rechtlichen Verhältnisse der Instleute haben Wir unterm 8ten
er 2n,i e . § ^ ^ ^ ^ Bestimmung getroffen, durch deren Bekanntmachung vermittelst der Amtsblätter

der Provinz die Sache erledigt ist.
Criminal, 7 ) M f die verschiedenen hinsichtlich der Criminal-Rechtspflege in Anregung gebrachten

recht6p>Iege.
Gegenstände crtheilen Wir folgende Bescheide:

nä I .
Untersuchung Der Antrag wegen Überweisung der Untersuchung und Bestrafung des ersten kleinen ge-

nen gemeinen meinen Diebstahls an die Polizei-Behörde wird bei der bereits angeordneten Bearbeitung einer
«e stah . Pnoltmung über ein summarisches Verfahren in Criminal-Untersuchungs-Sachen in besondere

Erwägung genommen werden.
»ä I I .

Verpflegung Es wird zwar allenthalben auf Verminderung der Kosten für die Verpflegung der Gefan«
" / " " ^ ' genen hingewirkt, weshalb auch insbesondere die Besorgung derselben durch diejenigen, welche

bei den anzustellenden Licitationett Mindestfordernde bleiben, angeordnet worden ist. I n der
Natur der Sache liegt es aber, daß bei kleinen Gerichten, bei welchen sich nur wenige Gefan-
gene befinden, die Verpflegung sich theurer herausstellen muß, als in größeren Anstalten, daher
es unzuläßig ist, einen gewissen Verpflegungs - Satz für alle Orte gleichmäßig zu bestimmen.

nä I I I .
Detention bis Durch eine Verfügullg Unseres Ministers des Innern und der Polizei vom 18ten März
de!"Besselun^ v. I . ist bereits angeordnet worden, daß die zur Detention in einer Strafanstalt bis zur Besse-

rung resp. bis zum Nachweise eines ehrlichen Erwerbes zum ersten Male Verurtheilten, ihres
Arrestes sogleich nach Verbüßung der ihnen auferlegten Strafe entlassen werden sollen, wenn
ihr Betragen während der Strafzeit annehmen läßt, daß sie sich scho" gebessert haben, und
resp. Willens sind, sich fernerhin ehrlich zu ernähren.

nä I V .
Deportation. Uebcr die Deportation der Verbrecher sind bereits mit auswärtigen Regierungen Verhand-

lungen gepflogen worden, die aber zu keinem Resultat geführt haben, da sich bisher kein Staat
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zur Uebernahme schwerer Verbrecher hat verstehen wollen, dieselben auch in den vereinigten
Staaten von Nordamerika nicht weiter zugelassen werden; Wir haben indessen Unserm Staats-
Ministerium aufgetragen, diesen Gegenstand ferner zu beachten.

aä V .
Die Voraussetzung, daß der Arbeitsverdienst der Gefangenen in der Straf-Anstatt zu Kosten für die

Graudenz den zur Tragung der Criminal-Kosten Verpflichteten nicht zu Gute gerechnet, v i e l - ^ " ^
mehr von denselben der volle Betrag, welchen der Unterhalt der Sträflinge erfordert, erhoben
werde, beruht auf einem Mißverständnisse. Denn nach der General-Uebersicht der Verwaltung
der Straf-Anstalt zu Graudenz pro 1836 kostete ein Sträfling durchschnittlich:

1 ) für die Beköstigung 14 Rthlr. 27 Sgr . 1 pf.
2 ) - - Bekleidung 5 - 18 - 1 -
3 ) an sonstigen Unterhaltung^- und Verwaltung^-Kosten (für

Lagerung, Reinigung, Heitzung, Beleuchtung, Aufsicht:c.) 24 - 6 - 9 -

also überhaupt — 44 Rthlr. 21 Sgr. 11 pf.
Der arbeitsfähige Sträf l ing, zum v o l l e n Penso verdiente 14 Rthlr. 17 Sgr. 3 pf.

Ein solcher Sträfling kostete mithin noch 30 Rthlr. 4 Sgr. 8 pf.
Wenn also der von dem Verpflichteten zu zahlende Betrag

auf . . . . . . . . . . . . . . . . . 24 Rthlr. — Sgr. > -p f .

festgesetzt worden ist, so bleibt noch eine Summe von . - - 6 Rthlr. 4 Sgr. 8 pf.
aus Staats-Fonds für jeden Kopf zuzuschießen.

Dieser Zuschuß wird durch die nur bei der Einlieferung zu entrichtenden, auf 2 Rthlr. für
den Kopf, festgesetzten Annahmegelder um so weniger gedeckt, als der durchschni t t l iche Ar-
beitsverdienst nur 9 Nthlr. 28 Sgr. 7 pf. beträgt. Balancirt man diesen gegen den Ge-
sammtbetrag der Unterhaltungs - Kosten eines Sträf l ings, so erhöht sich der aus Staats-Fonds
für den Kopf durchschnittlich zu deckende Zuschuß auf 10 Rthlr. 23 Sgr. 4 pf.

I n Folge dessen, und da es nicht zuläßig ist, die allgemeinen Verwaltungskosien von der
Berechnung auszuschließen, können Wir dem Gesuche wegen Herabsetzung der gegenwärtig be-
stimmten, verhältnißmäßig geringen Quote, welche die Verpflichteten für die Unterhaltung eines
Civil-Sträflings zu zahlen haben, nicht willfahren.

Was die Kosten für die Landwehr-Sträflinge anlangt, so werden solche jetzt nirgends
von den Privat-Iurisoictionarien und Kämmcrei-Kassen gefordert, es muß daher in Bezug auf
diese Sträflinge der diesfälligen Beschwerde Unserer getreuen Stände ein Irr thum zum
Grunde liegen. 10 *
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. Diese Kosten tragt nämlich der Mi l i ta i r-Fond (Festungs-Baufond,) und nur in den
Fällen, wo der Landwehr-Sträfling eignes Vermögen besitzt, oder die zu seiner Alimentation
in 8ud8iäium verpflichteten Verwandten bemittelt sind, werden dem Mil i tair-Fond die für die
Verpflegung und Bekleidung erforderten Kosten von 39 Rthlr. 2 Sgr. 9 pf. jährlich erstattet,
hierbei jedoch keine Vergütung für Caserncment, Bewachung und sonstige General-Kosten in
Anrechnung gebracht.

Wie gering aber die Zahl solcher bemittelten Sträflinge ist, geht daraus hervor, daß
unter 70 Landwehr-Sträflingen, welche zur Zeit in Graudcnz Fesiungsstrafe erleiden, nur
4 sich befinden, aus deren Vermögen die Verpflegungs - und Bekleidungskosten erstattet
werden, und daß im Anfange dieses Jahres selbst nur ein bemittelter Sträfling vor-
handen war.

Für alle übrige muß der Festungs-Baufond die Kosten tragen. Der eventuell zu
erstattende Betrag kann daher nicht weiter heruntergesetzt werden, ohne den gedachten Fond
noch mehr zu belasten, als dies schon jetzt der Fall ist. Der Arbeitsverdienst kann hierbei
um so weniger in Betracht kommen, als die zu verrichtenden Erdarbeiten keinen erheblichen
Gewinn darbieten und es Schwierigkeiten hat, dergleichen Arbeiten bei der Festung über-
haupt noch aufzufinden.

Unsere getreuen Stände werden es daher schon als einen nicht unbedeutenden Vortheil
ansehen können, daß die Privat-Iurisdictionarien und Kämmerei-Kassen zur Unterhaltung
der Landwehr-Sträflinge in den Festungen bis jetzt noch gar nicht herangezogen werden.

Holz-Defrau« 8 ) Die das Verfahren bei Holz-Dcfraudationen betreffenden Anträge werden bei der im
datl'on.

Werke begriffenen Revision des Holz-Diebstahls-Gesetzes vom 7ten Juni 1821 berücksichtigt
und erledigt werden. — Was aber insbesondere die in Antrag gebrachte E inschä r fung
der Vorschrift der Provinzial - Forst - Ordnungen anlangt, nach welcher ein jeder, welcher
Holz zum Verkauf in die Städte bringt, mit einem Atteste versehen sein soll, aus welchem
sich seine Befugniß zu dessen Verkauf ergiebt, so sind die Regierungen schon jetzt mit einer
diesen Antrag betreffenden Anweisung versehen worden.

Ausdehnung 9 ) Ueber die Beschwerden wegen Ausdehnung einiger Gesetze auf Landestheile, in wel-
auf Landes, chen sie nicht publicirt sind, und über unrichtige Anwendung derselben, haben Wir von den
chsicht'betheiligten Ministerien Auskunft erfordert, und geben darauf Unsern getreuen Ständen Fol-
publicirt sind, gendes zu erkennen.

nä I.

Was zunächst die behauptete'Unverträglichkeit der von den Behörden wegen der Bau-
Erlaubnißscheine getroffenen Anordnungen mit den Bestimmungen des Zusatzes 8. des Ost-
preußischen Provinzialrechts betrifft, so sind Unsere Minister sowohl des Innern und der

Polizei,



Polizei, als der Justiz angewiesen, diesen Gegenstand unter Zugrundlegung der Ermittelung
über das Ostpreußische Provinzial-Recht weiter zu verfolgen, und behalten Wir Uns Unsere
Entscheidung auf den darüber zu erstattenden Bericht vor.

nä 2.

Dem Antrage Unserer getreuen Stande, der Negierung zu Marienwerder die Beach-
tung der in dem alten Marienwerder-Riesenburger Kreise bestehenden Armcngesetze anzube-
fehlen, ist dadurch gewillfahrt, daß die gedachte Regierung über die fortdauernde Gültigkeit
der auf die Rechtsverhältnisse wegen der Armenpflege Bezug habenden Bestimmungen des
Ostpreußischen Provinzial-Rechts in diesen mit Wesipreußen vereinigten Kreisen von Unserm
Minister des Innern und der Polizei, aus Veranlassung eines Special-Falles, bereits belehrt
worden ist. Indem wir dies Unfern getreuen Ständen eröffnen, müssen Wir dieselben jedoch
darauf aufmerksam machen, daß die §§. 29 — 3 1 . des Westpreußischen Landarmen-Regle-
ments vom 31sten Dezember 1804, und die §§. 10—12. der Deklaration des Ostpreußi-
schen vom 16ten November 1805 in den Vorschriften über die auf das Armenwesen bezüg-
lichen Rechtsverhältnisse im Wesentlichen übereinstimmen.

aä 3.

Was die Beschwerde über die durch das Publicandum der, Regierung zu Marienwerder
vom 2ten März 1835 den Bestimmungen Unserer Ordre vom 18ten Dezember 1834 gege-
bene Auslegung anlangt, so haben Wir zwar

nä n. wegen des angegebenen Mißverhältnisses, welches daraus entsteht, daß von den
auf abgezweigten Parzellen errichteten Käthen, in sofern sie von weniger als
20 Sgr . Ccmtribution betroffen werden, das volle Schutzgeld von 20 Sgr. erhoben
wird, daß mithin von denselben im Ganzen eine höhere Abgabe als von den mit
mehr als 20 Sgr. Contribution angezogenen und also vom Schutzgelde befreiten
Käthen entrichtet werden kann, eine nähere Prüfung angeordnet. Dagegen ver-
mögen Wir

nä b. die Beschwerde nicht als begründet anzuerkennen. Denn das Real-Schutzgeld
war keine gutsherrliche Abgabe, sondern von jeher eine, kraft des Besteuerungsrechts
auferlegte wirkliche Steuer, und nur während eines Zeitraums den Dominien gegen
Entrichtung eines FiMms zur Einziehung überwiesen. Das Recht zur Erhebung des
Real-Schutzgeldes hat daher auch bei den im Besitze der Dominien befindlichen
Käthen fortbestanden und mußte, wenn es auch von den Dominien, so lange ihnen
die Erhebung zustand, nicht ausgeübt wurde, in Kraft treten, sobald das Real-
Schutzgeld auf landesherrliche Rechnung wieder erhoben wurde.
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nä o. Das Anführen Unserer getreuen Stände, daß nach dem Publicandum der Regie-
rung zu Marienwerder vom 2ten März 1835 das Real - Gchutzgeld in dem Falle,
wenn eine Käthe mehreren Besitzern gehört, von jedem der letzteren zum vollen Be-
trage von 20 Sgr . eingezogen werde, kann nur auf einem Mißverständniß beruhen,
indem weder das gedachte Publicandum eine Bestimmung der angegebenen Art ent-
hält, noch letztere dem erforderten Berichte der Regierung zufolge auf anderm Wege
erlassen ist.

Nertheilung i f t ) M f den Antrag, die Land-Armen-Beiträge in den Reaierungs-Bezirken Danzig
der Lant>»»r«
men«Beiträge und Marienwerder auf alle Stufen der Classen-Steuer nach einem gleichen Prozentsatze verthei-

auf die

Classen»leuer. len zu lassen, einzugehen, müssen Wir Bedenken tragen.
Zur letzten Classensteuerstufe gehören nur solche Steuerpflichtige, welche selbst den Armen

nahe stehen, und mit ihrem Einkommen nur das eigne beschrankte Bedürsniß befriedigen. Land-
armen-Beiträge sind von ihnen bisher in den Regierungs-Bezirken Danzig und Marienwerder
nicht entrichtet, und es ist hiernach angemessen, daß nach dem buch Unsere Ordre vom I8ten
M a i v. I . genehmigten Tarif zu Erhebung der Land-Armen-Beitrage die letzte Klassensteuer-
stufe außer Ansatz geblieben ist. Dagegen liegt die Verpflichtung, die Hülfsbedürftigen zu unter-
stützen, vorzüglich den wohlhabenden Einwohnern ob, und deshalb hat in dem Tari f ein mit den
Classensteuer - Stufen steigender Prozentsatz der Landarmen-Beitrage angenommen wenden müssen.

Die unbedeutende Abweichung von der fortschreitenden Steigerung des Prozentsatzes in
einigen Steuerstufen, welche durch die Notwendigkeit der Abrundung der Beitragssätze und die
Zahl der in den einzelnen Stufen concurrirenden Steuerpflichtigen herbeigeführt ist, kann für
jetzt um so mehr unberücksichtigt bleiben, als die Landarmen-Beiträge überhaupt nur gering
sind und das Regulativ über die Erhebung derselben periodische Revisionen des Tarifs vor-
behalten hat.Landraths, n ) M t der Absicht, in welcher durch den §. 4. des Reglements vom 26sten August 1826
den Rittergutsbesitzern in den Kreisen die Vefugniß, aus ihrer Mi t te Candidaten zu erledigten
Landrathssiellen zu wählen, wieder verliehen worden, ist die von Unfern getreuen Ständen erbe-
tene weitere Ausdehnung der Wählbarkeit über die Rittergutsbesitzer anderer Kreise der Provinz
Preußen nicht vereinbar.

Was Wir mit diesen Wahlen überhaupt bezwecken, nämlich die Verwaltung der Kreise
vorzugsweise in die Hände solcher Männer zu geben, welche mit einer genauen Kenntniß der
Verhältnisse dieser Kreise ausgestattet, bei deren Interessen selbst betheiligt sind und das beson-
dere Vertrauen der Kreisbewohner besitzen, würde unerreicht bleiben, wenn die Wahlen über die
Rittergutsbesitzer derjenigen Kreise > worin die Landrathsstellen zu besetzen sind, hinausschreiten
und die gesammte Ritterschaft der Provinz «n,fassen dürften. . . ,
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Denn bei dem großen Umfange der Letztern könnte dies dahin führen, daß Uns Wahl-
Candidaten präsentirt würden, welchen die Interessen der Kreise, worin selbige die Verwaltung
zu leiten haben würden, durchaus fremd wären.

Aus diesem Grunde müssen Wir es Uns versagen, dem Gesuche statt zu geben.
12) Wir haben bereits vor Eingang des Antrags auf zeitigere Vorlegung der Proposi-Vorlegung der

tionen Unserm Staats-Ministerio anbefohlen, solche eine längere Zeit vor Eröffnung des Land» ^wAfe?" '
tags an Uns gelangen zu lassen, und werden, wenn eine vorgängige Mittheilung derselben an
die Mitglieder des Landtages zu besserer Erwägung derselben nothwendig ist, solche anordnen.

13) Wenn Wi r auch wegen der Land-Armen-Angelegenheiten der Provinz, mit welchen Verwaltung
eine fortwährende Verwaltung verbunden ist, die Errichtung eines bleibenden Ausschusses zur Hosten^Fonds'.
Mitwirkung dabei genehmigt haben, so können Wi r doch die Nothwendigkeit eines solchen Aus-
schusses hinsichtlich der Theilnahme an der Verwaltung des Provinzial-Landtags-Fonds nicht
anerkennen, da in der Zeit zwischen den Landtagen besondere Ausgaben bei solchem nicht vor,
kommen können. Es wird daher nur nothwendig sein, den ständischen Deputaten etwa acht
Tage vor jedem Landtage die Rechnungen über den unter Verantwortlichkeit Unserer Behörden
verwalteten Fond zu gründlicher Prüfung vorzulegen, und sie von der Richtigkeit des hiernach
sich ergebenden Bestandes zu überzeugen, damit sie demnächst dem Landtage hierüber Vortrag
halten können.

Zu diesem Zweck haben Wi r die Wahl der ernannten Deputaten genehmigt, und Unseren
Ober-Präsidenten angewiesen, wegen Zusammenberufung derselben zu obigem Zwecke und wegen
dessen, was zur Erreichung des Zwecks erforderlich ist, das Nöthige zu veranlassen.

14) Das Gesetz vom 2Isten Ju l i 1827 hinsichtlich der Länge gewisser Gattungen von känge der
Schlitten nach dem Wunsche des Landtags zu modificiren, sind Wi r geneigt und haben, damit ^ ' ^"
bei Bezeichnung der zu gestattenden Ausnahmen künftig um so weniger ein Zweifel stattfinde,
Unseren Ober-Präsidenten zu Eröffnung bestimmter Vorschläge angewiesen.

Dagegen können Wi r
15) auf den Antrag wegen fortdauernder Leistung derjenigen Zahlungen, welche mehrere Competenz.

dortige Städte unter der Benennung „Competenzgelder" aus den Staats-Cassen früher em- ^
pfangen haben, nicht eingehen.

Die in Rede stehenden Zahlungen beruhen lediglich auf den früheren Kammerei - Einrich-
tungen und auf der bestandenen Steuer- und Accise« Verfassung der Städte und hätten schon
mit Einführung der Städte-Ordnung vom I9ten November 1808 eingezogen werden können.
Nur aus besonderer Rücksicht auf den damaligen bedrängten Zustand der Städte haben Wi r frü-
her die einstweilige weitere Zahlung der Kompetenzen geschehen lassen, und auch jetzt, wo nach
Durchführung der allgemeinen Steuer-Gesetze jeder Grund zu diesen Zahlungen weggefallen ist,
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nur deren successive Innebehaltung jährlich mit einem Zehntheil der früher gezahlten Beträge
angeordnet, um hierdurch den Stadtgemeinden die erforderliche Zeit zur anderweitigen Ordnung
ihres Gcmeinhaushalts zu belassen. Daneben ist einer jeden Stadtgemeinde, welche sich aus
irgend einem besondern Rechtstitel zur weiteren Forderung dieser Competenz-Zahlungen für be-
rechtigt hält, die Ausführung ihrer desfallsigen Ansprüche im gewöhnlichen Rechtswege unbe«
schränkt verblieben.

Bei diesen Unseren Anordnungen muß es lediglich bewenden, und können Wir insbesondere
auch auf den Antrag Unserer getreuen Stände, daß vor Einziehung der Kompetenzen erst die
fiskalische Instanz-Klage gegen die bisherigen Empfänger erhoben werden solle, einzugehen kei-
nen Anlaß finden.

Fixirte Trank- 16) Der höhere Ertrag, den die zur Zubereitung und zum Absatze von Bier und Brannt-
berechttgten wein berechtigten Güter im Vergleich mit andern früher abwarfen, ist bei der Veranlagung der

Güter. Grundsteuer nicht nur in der Provinz Preußen, sondern ganz gleichmäßig auch in den Provül-
zen Posen und Schlesien berücksichtigt worden. I n Schlesien, Posen und Ostpreußen mit
Litthauen wurde die von diesem Theile des Gesammt-Ertrages eines jeden Gutes zu entrichtende
Grundsteuer gleich bei der ersten Veranlagung nach den damaligen Fabrikations- und Absatz-
Verhaltnissen unveränderlich festgestellt. I n Westpreußen und im Ermlande dagegen wurde dieser
Theil der Grundsteuer anfangs unter der Benennung der u n f i ^ i r t e n C o n t r i b u t i o n nach
dem jedesmaligen Umfange jenes Fabrikations-Zweiges jährlich neu veranlagt und erst im
Jahre 1787 nach dem damaligen Durchschnitts-Betrage fixirt. Seitdem sieht die mit Rücksicht
auf den Ertrag der Getränke-Fabrikation veranlagte Grundsteuer (die Tranksteuer) auch hier der
von Aeckern, Wiesen oder anderen Gegenständen des Ertrages veranlagten Grundsteuer völlig
gleich, und bildet mit der letzteren zusammen eine Steuersumme, die in Folge des Abgaben-
gesetzes vom 30. M a i 1820 jetzt nicht mehr in ihre früheren Bestandtheilc zerlegt, und danach
verschiedenartig behandelt werden darf, sondern nach ihrem ganzen Betrage auf dem gesammten
steuerbaren Ertrage eines jeden Gutes haftet und unverändert fort erhoben werden muß. Auch
würde ein Erlaß sich nicht einmal auf die Tranksteuer beschränken.lassen, es würden vielmehr,
wenn diese Steuer deshalb abgesetzt werden sollte, weil die Getränke-Fabrikation nicht mehr den
bei der Steuer-Veranlagung vorausgesetzten Ertrag gewährt oder gar nicht mehr betrieben wird,
dann nothwendig auch andere Steuer-Beträge erlassen werden müssen, die ebenfalls ursprünglich
mit Rücksicht auf damals vorhandene, im Lauf der Zeit aber weggefallene oder geschmälerte
Nutzungen und Berechtigungen veranlagt worden sind. Daraus würde aber wiederum folgen,
daß die Grundsteuer anderseits auch überall da gesteigert werden müßte, wo seit der Veranla-
gung neue Nutzungen hinzugetreten sind, oder der Ertrag der damals berücksichtigten Gegenstände
der Besteuerung sich erhöht hat. . . . .̂  Der
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Der Erlaß der Tranksteuer würde hiernach zu einer völligen Umgestaltung und Revision
der gesammten Grundsteuer führen, welche anzuordnen Wi r Bedenken tragen müssen.

Wi r können daher den Anträgen Unserer getreuen Stände nicht Folge geben, müssen viel-
mehr bei den früher dieserhalb bereits ertheiltcn Resolutionen es lediglich bewenden lassen.

17) Der Antrag Unserer getreuen Stände auf Herabsetzung des Eingangszolles von Eingangszoll
Schwedischem Eisen und auf Herstellung günstiger, den gegenseitigen Austausch der Producte^schem Eisen."
erleichternder Handelsverhältnisse mit Schweden, wird näherer Erörterung unterworfen, und bei
der nächsten Deklaration der Zoll-Erhebungs-Rolle darauf Bedacht genommen werden, den
Bezug des dortigen Bedarfs an fremdem Eisen durch Zoll-Ermäßigung so weit als thunlich
zu erleichtern.

18) Nicht minder soll auch der ständische Antrag wegen Aufhebung des Eingangszolles Cingangszoll
auf fremde Steinkohlen, welche von der Russischen Grenze ab, bis zur Weichsel einschließlich eingeführt ""kohlen.'"
werden, bei der nächsten Deklaration der Zoll-Erhebungs-Rolle möglichst berücksichtigt werden.

19) Dem Wunsche Unserer getreuen Stände, das Fleischpökelungs-Geschäft zur seewärti- Ermäßigung
gen Ausfuhr in schlachtsteuerpflichtigen Städten, unter Bewilligung eines ermäßigten Steuer- " s t e u e r t
satzes für die nicht zur Pökelung gelangenden, zur städtischen Consumtion verbleibenden Fleisch-
theile zu gestatten, ist von Unscrm Finanz-Minister bereks versuchsweise für Danzig entsprochen
worden. Auch für andere an der Ostsee belogene schlachtsteuerpflichtige Hafenstädte wird eine
solche Erlaubniß für größere Unternehmungen dieser Art unter den zur Verhütung von Steuer-
Verkürzungen notwendigen Bedingungen nicht versagt werden, wobei jedoch das Zugeständnis
einer Steuer-Ermäßigung für das in der Stadt zur Consumtion verbleibende Fleisch auf die-
jenigen Theile beschränkt bleiben muß, welche nach den bei der Schlachtsteuer im Allgemeinen
zur Anwendung kommenden Grundsätzen von der Verwiegung ausgenommen sind.

20) Wenn der Landtag bei seinem Antrage auf Zulassung des Handelsstandes zur Theil- Salzhandel,
nähme am Salzhandel nach dem Auslande voraussetzt, daß der Sechandlungs-Societät hinsicht-
lich dieses Handels ein Monopol zusiehe, so beruht dies auf einem Irr thume, da die Seehand-
lung sich nicht mehr im Besitze dieses Monopols befindet.

Es stehen jedoch sollst dem Antrage bedeutende Bedenken entgegen, da nach bekannten Er-
fahrungen zu erwarten ist, daß bei einer Theilnahme von Privatpersonen am Salzhandel alle
Controlen zur Sicherung des Salz-Monopols nicht ausreichen würden, wenn nicht zugleich die
Salzconscription eingeführt wird. Indessen hat Uns der von Unsern getreuen Ständen geäußerte
Wunsch veranlaßt, noch eine Erörterung über die Zulässigkeit des Antrags und über die im
halle der Gewahrung einzuführende Controle anzuordnen.

21) Wir haben mit Wohlgefallen ersehen, daß Unsere getreuen Stände dasjenige, was Chausseebau,
in Gemäßheit der in dem Landtags - Abschiede vom 3 1 . December 1834 eltheilten Zusicherung

11
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und bereits früher für den Chausseebau in der Provinz Preußen geleistet worden ist, dankbar

anerkennen, und mögen dieselben vertrauen, daß soweit die dazu bestimmten Fonds es gestatten,

dieselbe Sorgfalt den Interessen der Provinz auch ferner gewidmet bleiben wird. Auch soll mit

den Vereinen, welche sich zur Ausführung von Chaussee-Bauten gegen Prämien bilden, und

den zur Ausführung des betreffenden Baues erforderlichen anderweitigen Geldbedarf völlig sicher

stellen, in Unterhandlung sowohl über den Betrag der aus Staats-Cassen zu leistenden Zuschüsse,

als über die Construction der Straße getreten, und die weitere Entscheidung in Erwägung der

jedesmal obwaltenden besonderen Verhältnisse getroffen werden.

Stempelsteuer 22) Die Anträge unserer getreuen Stände wegen Ermäßigung einiger Tarifsätze des

Stempelgesetzes, sowie wegen Aufhebung der Stempelabgabe für die Bestätigung von Fideicommiß-

Stiftungen, werden Wir bei der nahe bevorstehenden Revision des Stempelgesetzes in nähere

Erwägung ziehen.

Anträge auf 23) Was die Antrage auf Emanation mehrerer Gesetze anlangt, so dürfen Unsere

m3rerer"Ge- getreuen Stände darauf vertrauen, daß die einer gesetzlichen Negulirung bedürfenden Gegen-

setze, stände nicht aus den Augen verloren werden, und daß die Erlassung der Gesetze so beschleunigt

wird, als es die Gründlichkeit der Berathung im Einzelnen sowohl, als die Notwendigkeit,

im ganzen Gebiete der Gesetzgebung nach allen Richtungen hin gleichmäßig vorwärts zu schrei-

ten, irgend zuläßt. Dieselben werden aber auch ermessen, daß insonderheit dann, wenn es

darauf ankommt, Gesetze für den ganzen Staat zu erlassen, und bei der Vcrathung die oft

sehr von einander abweichenden Bedürfnisse, Vorschläge und Wünsche der Stände der verschie-

denen Provinzen gegen einander abzuwägen, die sorgfältigste Erörterung nothwendig ist, mit

welcher sich die im Einzelnen wünschenswerth scheinende Beschleunigung nicht immer verein»-

baren läßt.

Eine solche Erörterung hat namentlich das vom Landtage in Anregung gebrachte Armen«,

und Heimaths - Gesetz nothwendig gemacht, welches indessen, nachdem die schwierige Bearbei-

tung der Sache bei Unserem Staats-Ministerio erfolgt ist, bereits dem Staats-Rathe vorliegt.

Was die sonst in Anregung gebrachten einzelnen Gegenstände betrifft, so hat

nä I .

eine definitive Entschließung über die Frage: in welcher Art die Criminal-Gerichts-Ko-

sten gedeckt werden sollen? bis jetzt nicht gefaßt werden können.

nä 2.
, Die Regulirung der Servisste«er betrifft die sämmtlichen Städte der alten Provinzen des

Staats und ist für das gesammte Staats-Finanz-Wesen sowohl, als für die betheiligten

Städte selbst, von solch« Wichtigkeit, daß Behufs der Ausgleichung entgegenstehende? Inter-
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essen zu Aufstellung allgemeiner Grundsätze ein tiefes und gründliches Eingehen in alle Ver-
hältnisse erforderlich, hierdurch aber von selbst ein nur langsames Vorschreiten zum Ziele be-
dingt ist.

»ä 3.
Der Entwurf einer Verordnung wegen des Einzeln-Hütens des Viehes ist vorbereitet und

wird dem nächsten Landtage zur Begutachtung vorgelegt werden können.
aä 4.

Die Angelegenheit wegen des Straf-Rechts des Gutsherrn gegen das Gesinde unterliegt
wegen mehrfacher bei der Sache eingetretener Bedenken noch weiterer Berathung.

»6 5.
Um sich zu überzeugen, ob wirklich die Vermehrung der Pferdediebstähle in dem früher

bestandenen aber wieder aufgehobenen Vorbeugungsmittel, oder in andern nur vorübergehend
eingetretenen Umständen ihren Grund habe, und ob deshalb die Erlassnng eines Gesetzes über
diesen Gegenstand nothwendig sei oder nicht? ist es erforderlich gewesen, die Erfahrung mehre-
rer Jahre zu Rathe zu ziehen, durch welche allein erwiesen werden konnte, ob nach der Beseiti-
gung der in Betrachtung kommenden vorübergegangenen Verhältnisse der Uebelstand von selbst
und ohne Gesetz aufhören werde oder nicht. Deshalb sind von Unseren Provinzial-Behörden
die erforderlichen Nachweisungen über die sich ergebenden Erfahrungen und Sachverhaltnisse
erfordert, und nach deren Eingang Unser Minister des Innern und der Polizei beauftragt wor-
den, den Entwurf einer Verordnung anzufertigen und zur Berathung vorzulegen.

nä 6.

Da die Polizei-Verwaltung in den Städten ganz, und in den Dörfern theilweise den
Gemeinde-Behörden obliegt, so ist früher dafür gehalten worden, daß die Entschließung über
die von den Ständen in Antrag gebrachte Ordnung für die Landgemeinden und mit derselben
über die Organisation der Orts-Gemeinde-Behörden, abzuwarten sei, bevor über die Verbesse-
rung der ländlichen Polizei im Regierungs-Bezirke Gumbinnen Bestimmung erfolgen könne.
Nachdem sich jedoch aus den deshalb eingereichten Vorarbeiten ergeben hat, daß, wie Wi r
Unsern getreuen Ständen oben unter I . 12. zu erkennen gegeben, zunächst von Erlassung des
gedachten Gesetzes Abstand genommen werden muß: so sind bereits die nöthige'n Vorarbeiten
wegen Befriedigung des Bedürfnisses auf anderm Wege gefertigt worden. Der Erfolg wird
Unfern getreuen Ständen bei ihrer nächsten Zusammenkunft mitgetheilt werden.

aä 7.

Der Entwurf einer Fischerei-Ordnung für die Binnen-Gewässer der Provinz ist zwar von
Unserem Ober-Präsidenten eingereicht worden, die Revision desselben hat sich aber vor Eröff-
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nung des Landtages nicht bewirken lassen, daher Wi r das Gesetz Unstrn getreuen Stände» bei
ihrer künftigen Zusammenkunft vorzulegen Uns vorbehalten.

nä 8.
Ueber die Ablösung der Abdeckerei-Gerechtigkeiten enthält der dem Landtage vorgelegt

gewesene Entwurf des allgemeinen Gewerbe-Polizei-Gesetzes die erforderlichen Bestimmungen,
daher mit Erlassung dieses letztern Gesetzes sich dieser von den Standen besonders angeregte
Gegenstand erledigen wird.

nä 9.
Die Bearbeitung einer Taxe für die Medicinal-Personen ist im Werke, hat jedoch noch

nicht beendigt werden können.
Ueber die Lage des der Provinz nach dem Landtags-Abschiede vom Alten Dezember 183^

bestimmten Meliorations-Fonds ist Unser Ober-Präsident, dem Landtage bei seiner nächsten
Zusammenkunft die „öthigen Nachiveisungen vorzulegen authorisirt. Auch soll sodann demselben
über dasjenige, was sonst im Verfolg obiger Entschließungen inmittelst verfügt werden wird,
die gewöhnliche Ueberst'cht mitgcthcilt werden.

Uedrigens bleiben Wir Unseren getreuen Standen in Gnaden gewogen.

Gegeben Ber l in, den 28sten Octobcr 1838.

(gez.) Friedrich Wilhelm.

(gez.) Friedrich Wi lhe lm. Kronprinz.

v. Altenstein, v. Lottum. v. Kamptz. Mühler.
v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg, v. Alvensleben.

v< Werther, v. Rauch.

Landtags-Abschied
für

die Preußischen Provinzial-Stände.






